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Machen Sie den Berliner
Mieterverein noch starker!

Uberzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, Arbeits-
kollegen oder Nachbarn von den Vorteilen einer
Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: Sie haben
Anspruch auf Beratung und Unterstltzung in allen
wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. Der Berliner
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Die Grad-Wanderung unseres Klimas

Wenn sich unser Klima um mehr als 2 Grad
erwarmt, droht uns eine Kettenreaktion von
Katastrophen. Die Folgen der globalen Erwar-
mung, wie z.B. Uberschwemmungen, Wirbel-
stlirme und Krankheiten, sind dann nicht mehr
unter Kontrolle zu bringen. Um knapp 1 Grad ist
die Durchschnittstemperatur bereits gestiegen.
Hochste Zeit zu handeln!
www.bund.net/klimaschutz

o Am Kollnischen Park 1
10179 Berlin
Bund fiir Umwelt und !:ax 030 275 86-440
Naturschutz Deutschland e.V. |nfo@bu nd.net
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Die unter , Leserbriefe” abgedruck-
ten Beitrdge sind Meinungsédufle-
rungen von Leserinnen und Lesern
zu Berichten im MieterMagazin
und geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 12/2015, Sei-
te 14, Rainer Bratfisch: , universal
design wird allen gerecht”

L eserbriefe

Es fehlt an der Umsetzung

Unsere Umwelt so zu gestalten, dass
sie fur alle gleichermaBen gut nutz-
bar ist und dass das auch dsthetisch
aussieht, halte ich natarlich fur ab-
solut erstrebenswert. Daflir braucht
es eigentlich kein neues — es ist nicht
mal neu — hippes Etikett wie ,Univer-
sal Design”. Ich finde es viel wichti-
ger, mehr Bewusstsein Uber die Be-
dirfnisse von Alten und bewegungs-
und anders eingeschrdnkten Men-
schen zu schaffen, und dass dies dann
auch in entsprechende Gestaltung
einflieRt. Da findet sich auch der Geist
des ,Universal Design" wieder. Wenn
diese Bewegung zu dem Bewusstsein
beitragt, finde ich es gut. Es in Geset-
ze zu gieRen oder ,Weltmarktfiihrer"
zu werden, scheint mir nicht erstre-
benswert. Meiner Meinung nach ist
die bestehende DIN véllig ausrei-
chend. Die Entwicklung neuer Rege-
lungen wirde nur zusdtzlich Energie
und Steuergeld kosten.

Ihre Ausfiihrungen, dass Begriffe wie
.rollstuhlgerecht” oder ,barrierearm*
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stigmatisieren wirden, verstehe ich
nicht. Wenn entsprechende Gestal-
tung umgesetzt wird, hangt da kein
Schild mit diesen Begriffen — also
an welcher Stelle wird stigmatisiert?
Die Frage ist, ob die genannten Be-
griffe positiv belegt sind, und fir vie-
le Menschen ist das so.

Das schwungvolle Fazit des Artikels
versetzt ein wenig in Aufbruchstim-
mung, aber vergebens: Es gibt dies
alles schon, es misste nur umge-
setzt werden.

U. Bartels per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 11/2015,
Seite 10: ,, Angriff auf soziale
Standards”

Pflichtlektiire

Die Befuirchtungen der Biirger sind
mehr als berechtigt. Wer sich ndher
Uiber die TTIP/CETA-Abkommen
informieren will, sollte unbedingt
das Buch , Der Unfreihandel” von
Petra Pinzler (Rowohlt Taschenbuch,
12,99 Euro) lesen. Dieses Buch sollte
Pflichtlekttire unserer Abgeordneten
werden. Vielleicht findet sich ja ei-
ner der reichen Deutschen, der die
Kosten in Hohe von circa 8500 Euro
dafur tbernimmt. Vielleicht konnten
Sie auch in der nachsten Ausgabe
des MieterMagazin auf dieses Buch
hinweisen.

D. Janus, 12347 Berlin

... was wir hiermit tun.
Die Redaktion

Betr.: MieterMagazin 11/2015, Sei-
te 712, Udo Hildenstab: ,Vonovia
will Deutsche Wohnen tibernehmen
— Immobiliendeal zeugt von ,Markt-
gier'"

Wer schluckt wen?

Das lebende Inventar dieser Immobi-
liendeals ist tief besorgt nach bereits
gemachten Erfahrungen. Schlagworte
wie: ,strategische", ,operative und
wertsteigernde Vorteile” fir diese
Transaktionen bedeuten fiir Mieter
nie Gutes. Jeder Mieter zuckt zu-
sammen, wenn das Argument vom
«Nutzen der Synergieeffekte" fallt.
Oft heiBt das Personalabbau, und

in Folge schlechtere Dienstleistun-
gen, anonyme Service-Center, und
dazu weitere Tricksereien bei den
~Neben"kostenabrechnungen.
Zudem kaufen diese bérsennotierten
Finanzdienstleister lediglich bereits
vorhandene Bestidnde auf, die sich
lukrativ aufwerten oder weiterver-
kaufen lassen. Gestaltungsmoglich-
keiten flir eine soziale Stadtentwick-
lung werden durch die zunehmende
Machtkonzentration von Finanzkon-
zernen in der Wohnungswirtschaft
behindert. Schon jetzt macht sich ih-
re wachsende Dominanz und starke
Lobby im Bereich wohnungspoliti-
scher Gesetzgebungsverfahren be-
merkbar (unter anderem: Attacke
auf den Berliner Mietspiegel, Aus-
nahmeregelungen bei der , Miet-
preisbremse"”).

Angesichts dieser Problemlage, ver-
starkt durch die staatliche Verpflich-
tung, fur anerkannte Fliichtlinge
dauerhaft Wohnraum zu schaffen,
ist es hochste Zeit, eine Definition
von Wohnraum, als wesentlicher
Bestandteil eines sozialen Gemein-
wesens, im Grundgesetz zu veran-
kern und zu schiitzen. Ein allererster
Schritt dazu kdénnte eine grofflachi-
ge Ausweisung von sozialen Erhal-
tungsgebieten sein.

Egal, wer nun wen schlucken méch-
te: Es wird Zeit, dass sich in unserer
marktkonformen Demokratie die
alte Einsicht wieder verbreitet, dass
Wohnen keine beliebige Ware ist.
Barbara von Boroviczeny, Bezirks-
leitung Steglitz-Zehlendorf des BMV
(fiir zahlreiche Mieter der Deutsche
Wohnen)

Betr.: MieterMagazin 11/2015, Sei-
te 4, Leserbrief: ,, Mehr davon” von
K. Schlensog

Biirger_innensteig gefallig?

Vermieter_innen sieht nicht nur
idiotisch aus — es ist es auch. Das
soll besser zu schreiben oder zu le-
sen sein? Wie weltfremd ist dieser
Mensch Schlensog oder kann man
auch Mensch_in sagen? Schlensog
ist garantiert ein Mensch, der auch
einen Blrger_innensteig haben moch-
te. Mehr Beispiele gefallig?

W. Plikat per E-Mail
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=== Bezirksmitgliederversammlungen 2016

Gut zu wissen

Beratungsstelle TorstraBe in Mitte geschlossen
Die Beratungsstelle in der Seniorenfreizeitstatte
TorstraRe 203-205 wurde zum Jahresende 2015
geschlossen. Nehmen Sie unsere Beratungszentren
in Anspruch.

Anderung lhrer persénlichen Daten

lhre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder lhr Nach-
name hat sich gedndert? Sie konnen im Internet die
personlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft andern und
dem Berliner Mieterverein online mitteilen:
https://service.berliner-mieterverein.de/service
MieterMagazin online lesen

Wenn Sie kinftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Magazin gehoren wollen, dann registrieren Sie sich
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service

Telefonische Kurzberatung

Bei einfachen rechtlichen Fragen erhalten Sie als
Mitglied eine telefonische Kurzberatung — schnell
und unburokratisch. Mehr zu diesem Service auf
Seite 40.

Telefonberatung: & 030-226 26-152

www.berliner-sozialgipfel.de
getragen vom DGB, von den Gewerkschaften NGG

und Ver.di, von den Sozialverbdanden AWO, SoVD,
VdK und der Volkssolidaritat, vom Humanistischen
Verband sowie vom Berliner Mieterverein

Samstagsberatung auch ohne Termin
in vielen Beratungszentren

Wir bieten zusétzlich an:
Beratung ohne Terminvereinbarung,

Schénhauser Allee, Altstadt Spandau und in der
Geschéftsstelle des Berliner Mietervereins

In diesen und anderen Beratungszentren des Berliner
Mietervereins ist samstags auch eine Beratung nach
Terminvereinbarung moglich. Terminvereinbarungen
und Auskiinfte zu den Beratungsangeboten des
Berliner Mietervereins:

Servicetelefon @& 030-226 260

Neue Angebote

Neues Beratungsangebot in Reinickendorf

Seit September bieten wir unseren Mitgliedern eine
Beratung in Wittenau an: Familientreff Wittenau,
Oranienburger StraBe 204, Ecke Roedernallee,
nahe U-Bhf. Wittenau (250 m FuBweg) und

S-Bhf. Wittenau (400 m FuBweg),

Beratungszeit: mittwochs von 17 bis 19 Uhr

MieterMagazin 1+2/2016

Achtung

samstags von 9 bis 13 Uhr in den Beratungszentren
Frankfurter Allee, Stidstern, Walther-Schreiber-Platz,

Die Mitglieder des Berliner Mietervereins kdnnen im
Rahmen der Bezirksmitgliederversammlungen Einfluss
auf die Aktivitaten des Vereins nehmen. Die Bezirkslei-
tung informiert Gber die Probleme der Mieter im Bezirk.
Aktionen werden besprochen, Informationen gegeben
und Erfahrungen ausgetauscht. In diesem Jahr werden
auch die Bezirksleitungen und die Delegierten zur Dele-
giertenversammlung des Berliner Mietervereins (BMV)
gewdhlt. Termine finden Sie auf Seite 27.

Wohnlagenfestlegung im Mietspiegel

Im Frithjahr 2017 erscheint der nachste Berliner Mietspie-
gel. Bevor die Datenerhebungen beginnen, haben Mieter
und Vermieter bis zum 29. Februar 2016 die Moglichkeit,
Anderungen fiir die Wohnlageneinstufung bei der Senats-
verwaltung fur Stadtentwicklung und Umwelt zu bean-
tragen. Nutzen Sie diese Moglichkeit, auf den Mietspiegel
Einfluss zu nehmen, wenn sich Thr Wohnumfeld verandert
hat. Weitere Informationen und einen Musterantrag fin-
den Sie im Internet unter: www.berliner-mieterverein.de/
recht/infoblaetter/fl202.htm

Mietspiegel 2017

Vorstandssprechstunde

Der ehrenamtliche Vorstand des Berliner Mietervereins bietet
an jedem dritten Montag im Monat von 16 bis 18 Uhr eine
Sprechstunde flir Mitglieder an. Gerne stellt sich der Vorstand

den Fragen oder Anregungen der Mitglieder. Nachste Termine:
Montag, 15. Februar 2016 und Montag, 21. Marz 2016.

Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin

unter @& 030-226 26-120 erforderlich.

Edwin Massalsky (Vorsitzender),
Dr. Rainer Tietzsch (Schatzmeister),
Dr. Regine Grabowski (Schriftfiihrerin)

Einsenderin dieses Fotos ist Sabine Nowack.
Augenblicke

Ob ein Bild zum Nachdenken, ein Motiv mit Witz oder
ein Foto aus ungewéhnlicher Perspektive: Schicken

Sie dem MieterMagazin lhre Momentaufnahme rund
um das Thema Wohnen — die Redaktion honoriert den
Abdruck mit 40 Euro.


http://www.berliner-mieterverein.de/recht/infoblaetter/fl202.htm

PANORA IVIA

MIETVERTRAGSFORMULARE
Keine Wohnflache vereinbart

teilen. In barschem Ton weist er le-
diglich darauf hin, dass ein solches
Vorgehen weder von Gerichten bis-
lang gertigt noch vom Gesetzgeber
untersagt wurde.

.Es gibt keine Verpflichtung, im Miet-
vertrag eine Wohnfldche anzuge-
ben", erkldrt der Rechtsexperte des
BMV, Frank Maciejewski. Fehlt diese
Angabe, ist allerdings auch keine
Mietminderung wegen Wohnflachen-
abweichung moglich. Maciejewskis
Vermutung: Genau darum gehe es
den Vermietern. Seit einem BGH-Ur-
teil aus dem Jahre 2004 gilt namlich:
Ist die Wohnfldche mehr als zehn
Prozent kleiner als im Mietvertrag
5 vereinbart, ist dies ein Mangel (BGH
vom 24. Mdrz 2004 - VIII ZR 295/03).
Far Mieterhdhungen dagegen ist

5 grundsétzlich die tatséchliche Wohn-
& flache maRgeblich, wie der BGH in

to: Nils Richt

In einem ,Optima”-
Mietvertrag wird
die Wohnflache
ganz bewusst

nicht genannt -
eine Unterlassung
mit Kalkiil?

Ein Mietvertrag ohne Angabe der
Wohnflache? Was zunichst absurd
klingt, taucht beim Berliner Mieter-
verein immer haufiger auf. Einige
Vertrdge nennen gar keine Quadrat-
meterzahl, andere versuchen mit al-
lerlei geschraubten Formulierungen
eine klare Angabe zu umgehen.

EUROPA

B A Wiy

Im Rahmen der Aktion Mietpreis-
Uberprifung stieB der Berliner Mie-
terverein (BMV) kurzlich auf ein un-
gewohnliches Mietvertragsformular
der ,,Hausverwaltung Optima GmbH".
Dort heiBt es: ,, Die Parteien sind
daruber einig, dass eine bestimm-
te Wohnflache wie auch bestimmte
MaRe einzelner Raume weder zuge-
sichert noch vereinbart oder sonst
fur die vertragliche Nutzung maRge-
bend sind.” Zwei Seiten spéater findet
sich dann der Hinweis, dass fur die
Umlage der Heizkosten eine , Miet-
fliche von etwa 68,41 Quadratme-
tern" zugrunde gelegt wird. Und wei-
ter: ,Dieser Betrag stellt im Ubrigen
eine Kalkulationsgrundlage fur den
vereinbarten Mietpreis nicht dar.”
Warum man diese merkwirdigen
Formulierungen verwendet, wollte
Optima-Geschéaftsfiihrer Norbert E.
Hentschel auf Nachfrage nicht mit-

wohnbund e.V.
(Hrsg.): Europa
- Gemeinsam
wohnen / Europa
- Co-Operative
Housing. Berlin
2015. 25 Euro

einem aktuellen Urteil entschieden
hat (BGH vom 18. November 2015 -
VIII ZR 266/14).

Doch ohne eindeutige Angabe wird
es fur den Mieter erheblich schwie-
riger, die korrekte Miethohe zu be-
rechnen, sagt Wibke Werner, stell-
vertretende Geschéftsfuhrerin des
BMV: , Bei allen Auseinanderset-
zungen um Mieterh6hungen oder
Betriebskostenabrechnungen sind
die Mieter somit im Ungewissen."
Auch bei Einzug konnen die Mieter
nicht — oder zumindest nicht ohne
Weiteres — Uberprifen, ob die Kap-
pungsgrenze entsprechend der
Mietpreisbremse eingehalten wird.
Bei dem Uberpriften Mietvertrag
der Optima war die verlangte Miete
ganz offensichtlich tberhoht. Wer-
ner empfiehlt daher, bei Einzug nach-
zumessen. Birgit Leils

BUCHTIPP
Gemeinsam wohnen in Europa

Mehrgenerationenwohnen, Bewohnergenossenschaften,
Seniorenwohnprojekte, Okosiedlungen und integratives
Wohnen sind nur einige Beispiele fiir neue gemeinschaft-
liche Wohnformen, die zurzeit europaweit erprobt wer-
den. Die Schaffung von bezahlbaren Wohnungen ist ei-
ne der groBen Herausforderungen angesichts des demo-
grafischen Wandels, sich verdndernder Familienstruktu-
ren und Arbeitsbedingungen sowie eines wachsenden
Umweltbewusstseins. Autoren aus elf europdischen Lan-
dern berichten in dem Sammelband tber ihre konkreten
Erfahrungen mit baulichen und sozialen Konzepten und
unterschiedlichen Tragerformen. Micha Fedrowitz geht
von 2000 bis 3000 gemeinschaftlichen Wohnprojekten
in Deutschland aus. Eine neue Osterreichische Selbsthil-
febewegung findet mittlerweile auch international Be-
achtung. In der Schweiz agieren zahlreiche gemeinnitzi-
ge Stiftungen als Vermieter. Beim , Centraal Wonen" in
den Niederlanden hat jeder Haushalt sein eigenes Haus
oder seine eigene Wohnung in einem Cluster. Ktichen,
Waschkilchen, Hobbyrdume, Werkstatten, Garten und
so weiter teilen sich die Bewohner. Die Mischung aus Ei-
gentums-, Miet- und geférderten Wohnungen bezie-
hungsweise Hausern funktioniert. Seniorenwohnprojek-
te nach diesem Modell senken die Pflegekosten. Fur &l-
tere Immigranten gibt es spezielle Gemeinschaftswohn-
projekte. Der Blick tiber den Gartenzaun lohnt. rb
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Mit dem Kauf »
des Hauses
WrangelstraBe 66
hat der Bezirk
Friedrichshain-
Kreuzberg ein
neues Kapitel
Wohnungspolitik
aufgeschlagen

MILIEUSCHUTZ IN FRIEDRICHSHAIN-KREUZBERG

Vorkauf statt Verkauf

Um die Spekulation mit Wohnraum
zu verhindern, nutzt der Bezirk
Friedrichshain-Kreuzberg erstmals
sein Vorkaufsrecht: Im Milieuschutz-
gebiet Luisenstadt erwirbt der Be-
zirk das Haus WrangelstraBBe 66,
das in Eigentumswohnungen auf-
geteilt verkauft werden sollte.

Die Milieuschutzverordnung soll die
Wohnbevélkerung vor Verdrangung
schitzen, indem UibermaBig teure
Modernisierungen und die Eigen-
tumsumwandlung untersagt werden.
Zudem kann die Stadt ein Vorkaufs-
recht ausiiben, bei dem sie in einen
bereits ausgehandelten Kaufvertrag
als Erwerber eintritt. In Hamburg
oder Miinchen ist dies nicht unge-
wohnlich. In den Berliner Milieu-
schutzgebieten wurde bislang nur
einmal das Vorkaufsrecht ausgetibt
und zwar im Bezirk Tempelhof-Schd-

Im Juli 2015 haben die Mieter der
Wrangelstralle 66 erfahren, dass
ihre 30 Wohnungen bereits in Ei-
gentumswohnungen umgewandelt
worden sind und nun von ihrem Ver-
mieter im Paket an einen einzigen
Kaufer verkauft werden sollten. Der
Bezirk trat daraufhin an den Kaufer
heran, um eine sogenannte Abwen-
dungsvereinbarung abzuschliefen:
Wenn sich der Kdufer dazu verpflich-
tet, mit dem Haus im Sinne des Mi-
lieuschutzes umzugehen, verzichtet
der Bezirk auf sein Vorkaufsrecht.
»Eine Abwendungsvereinbarung zwi-
schen Bezirk und aktuellem Kaufer
kam jedoch nicht zustande", teilt
Baustadtrat Hans Panhoff mit. Die
Bezirksverordnetenversammlung hat
deshalb im Dezember die Austibung
des Vorkaufsrechts beschlossen.
+Mit dem Fall WrangelstraBe 66 si-
chert der Bezirk nicht nur bezahlba-

schldgt auch ein neues Kapitel kom-
munaler Wohnungspolitik auf”, ju-
belt die Hausgemeinschaft. , Das
Haus in der WrangelstraBe 66 wird
Gemeingut!" Es ist vorgesehen, das
Haus an eine Kooperation aus der
landeseigenen Wohnungsbaugesell-
schaft Gewobag und einer Stiftung

neberg.

«SOZIALE STADT*

ren Wohnraum in einem Kiez, er

Senat baut Quartiersmanagement aus

Seit Jahresbeginn hat Berlin vier
neue Quartiersmanagementgebie-
te (QM). Damit gibt es nun 37 For-
dergebiete des Programms ,Sozia-
le Stadt"”.

Die vier neuen Quartiersmanage-
ment-Gebiete sind Boulevard Kas-
tanienallee in Hellersdorf mit 5800

Foto: Nils Richter
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Einwohnern, BadstralRe in Gesund-
brunnen mit 17200 Einwohnern,
KlixstraBe/Auguste-Viktoria-Allee in
Reinickendorf mit 20600 Einwohnern
und das Kosmosviertel in Altglienicke
mit 5800 Einwohnern.

Zwei bestehende Quartiersmanage-
ments werden erweitert. Das Quar-
tier Wassertorplatz in Kreuzberg wird

zu Ubertragen.

bis an die Alexandrinen- und Ora-
nienstraBe ausgedehnt. Und das
Neukdllner Gebiet Sonnenallee/High-
Deck-Siedlung wird mit dem Bereich
zwischen Sonnen- und Neuk®éllni-
scher Allee fast doppelt so grof3.
Das Quartiersmanagement ist seit
1999 die Berliner Strategie, um stad-
tebaulich, wirtschaftlich und sozial
benachteiligte Stadtteile zu stabili-
sieren und aufzuwerten. Quartiers-
manager aktivieren dazu die Anwoh-
ner und blndeln Investitionen in 6f-
fentliche Einrichtungen und in das
Wohnumfeld, um den sozialen Zu-
sammenhalt zu verbessern.

Von den bisherigen 34 Quartiers-
managementgebieten ist der Wran-
gelkiez in Kreuzberg 2015 aus dem
Programm entlassen worden. In den
Quartieren Magdeburger Platz in
Tiergarten, Reuterplatz in Neukélin
und Sparrplatz im Wedding werden
die Verfahren Ende 2016 abgeschlos-
sen. Jens Sethmann

Jens Sethmann

B Informationen
zu allen Quartiers-
management-
Gebieten

www.quartiers

management-
berlin.de

<« Eines der neuen
QM-Gebiete liegt
um die Reinicken-
dorfer KlixstraBe/
Auguste-Viktoria-
Allee

“
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Stilllegen oder mit
Gas betreiben for-
dert der Enquete-
Bericht fiir Berlins
Kohlekraftwerke
(hier: Kraftwerk
Klingenberg)

W Vollstindiger
Bericht der
Enquete-Kom-
mission unter
www.parlament-
berlin.de/ados/17/
llIPlen/vorgang/
d17-2500.pdf

ENQUETE-KOMMISSION NEUE ENERGIE
Verspatung in den Fahrplan eingebaut

Ein klimaneutrales Berlin bis 2050,
Kohleausstieg bis 2030 sowie die
Rekommunalisierung der Strom- und
Gasnetze - das hat eine Enquete-
Kommission des Abgeordneten-
hauses zum Thema , Neue Energie
fiir Berlin” nahezu einstimmig be-
schlossen. In Sachen Netzriickkauf
bleibt der Senat allerdings dahin-
ter zuriick.

Nach eineinhalbjahriger Arbeit hat
die 16-kopfige Enquete-Kommission
— bestehend aus elf Abgeordneten
und funf Experten — im November
einen 300-seitigen Bericht vorgelegt.
~Um das ehrgeizige Ziel einer klima-
neutralen Stadt bis zum Jahr 2050
zu erreichen, missen jetzt weitrei-
chende Entscheidungen getroffen
werden*, sagt der Kommissionsvor-
sitzende Jorg Stroedter (SPD).

Die Kommission empfiehlt den Aus-
stieg aus der Braunkohle bis zum
Jahr 2020 und aus der Steinkohle
bis zum Jahr 2030. Die Kraftwerke
Klingenberg, Moabit und Reuter-
West sollen stillgelegt oder zu kli-
mafreundlichen Gaskraftwerken
umgertstet werden. Der Geb&dude-
bestand soll bis 2050 weitgehend
energetisch saniert sein. ,Da Berlin
eine Mieterstadt ist, missen soziale
Belange ein Kernbestandteil der ener-
giepolitischen Umsetzungsstrategie
sein", so Stroedter. Die Kommission
spricht sich dafir aus, das Strom- und
das Gasnetz zu rekommunalisieren.
Und auch die Riicknahme des Fern-
warmenetzes in die 6ffentliche Hand
soll gepruft werden.

Der Bericht wird fast vollstindig von
allen Fraktionen getragen. Nur bei
den Fragen der Rekommunalisierung
schert die CDU aus. Mit ihrer Min-
derheitsposition konnte die CDU im
Senat gegen die SPD durchsetzen,
dass das Stromnetz kiinftig halftig

von dem Energieunternehmen Vat-
tenfall und dem Land Berlin betrie-

ben wird und eine vollstindige Uber-
nahme durch Berlin frithestens 2023
erfolgen kann.

Der SPD-Abgeordnete Daniel Buch-
holz kritisiert den Senatsbeschluss:
,Wir wiirden eine echte Rekommu-

der Luft”

len mussen.” Michael Schafer von
den Griinen stellt mit Entsetzen fest,
»dass ganz offensichtlich mehrere
Tausend Stunden Arbeit komplett ig-
< noriert wurden und der Senat vollig
S anden Empfehlungen der Kommis-
sion vorbei entschieden hat". Auch
Harald Wolf von den Linken spricht
von einer , klaren Missachtung" der
Enquete-Kommission durch den Se-
nat. Pavel Mayer von den Piraten
appelliert: , Der aktuelle, der néchste
und der darauffolgende Senat wa-
ren gut beraten, diesen Bericht sehr
ernst zu nehmen, denn eine besse-
re Handlungsgrundlage wird eine
Berliner Regierung in den nachsten
zehn Jahren nicht in die Hand be-
kommen."

Jens Sethmann

0S aus

. Fot

nalisierung fur lange Zeit zurtckstel-

Hartz IV-Empfénger zahlen
bei der Miete mit

Berlin-Lichtenberg

e JobCenter

Eigentlich sollen die Jobcenter bei Hartz IV-Empfangern fir die Miet-
und Heizkosten aufkommen. Nach einer Ubersicht der Bundesagentur
fur Arbeit mussten die Bedarfsgemeinschaften im vergangenen Jahr
aber rund 620 Millionen Euro aus ihren Regelleistungen fiir die Unter-
bringung beisteuern. Das sind rund vier Prozent der Wohnkosten. Zwi-
schen den tatsdchlichen Wohnkosten und den anerkannten Kosten fir
Unterkunft und Heizung liegen danach im Durchschnitt 197 Euro im
Jahr. Von Land zu Land gibt es aber deutliche Unterschiede. Der An-
teil in Rheinland-Pfalz liegt mit 285 Euro im Jahr am hochsten. Auch
im Saarland und in Bayern mussen die Hartz IV-Empfanger Gberdurch-
schnittlich viel fur ihre Wohnkosten aus ihren Regelleistungen aufbrin-
gen. dmb
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ENEV 2016

Strengere Energie-
anforderungen an
Neubauten

Seit gut vier Wochen gibt es inner-
halb der Energieeinsparverordnung
neue Anforderungen. Sie betreffen
den Neubau und setzen an drei wich-
tigen Stellschrauben an: der Gebau-
dehiille, dem Energietrager und der
Heizungstechnik.

Mit dichten »
Fenstern und mo-
derner Heiztechnik
sind die neuen
EnEV-Vorgaben
kein Problem

Knapp 40 Prozent des Energiebe-
darfs in Deutschland und etwa ein
Drittel der CO,-Emissionen entfallen
auf Gebaude. Deshalb besteht gera-
de hier ein gewaltiges Sparpotenzial.
Die Energieeinsparverordnung (EnEV),
die im Mai 2014 beschlossen wurde,
biindelt einen ganzen StrauB von An-
forderungen, sowohl an bereits be-

stehende als auch an neue Gebéude.
Mit dem 1. Januar 2016 haben sich

diese Anforderungen noch einmal ver-
scharft — die neue Stufe der EnEV gilt
diesmal allerdings nur fiir Neubauten.
Die muissen von vornherein so geplant
und realisiert werden, dass sie einen

25 Prozent niedrigeren Primarenergie-
bedarf pro Jahr haben als bisher.

Im Wesentlichen sind es drei Fakto-
ren, die es ermdglichen die neuen
strengeren Vorgaben der EnEV ein-
zuhalten: eine gut geddmmte Ge-
baudehdille mit warmeverglasten
Fenstern, die Art der eingesetzten
Energie und die Technik fiir Heizung
und Warmwasser.

Rainer Bratfisch

NEUE BERLINER BAUORDNUNG

Rauchwarnmelder werden Pflicht

Der Berliner Senat hat eine Neufas-
sung der Bauordnung beschlossen.
Nachverdichtungen sollen erleich-
tert werden und fiir Neubauten wird
ein héherer Anteil barrierefreier

Wohnungen Pflicht. Rauchwarn-

melder miissen auch in bestehen-
de Wohnungen eingebaut werden.

In Aufenthaltsrdumen - die Kiiche
zahlt nicht dazu — muss der Vermie-
ter zukuinftig Rauchmelder installie-
ren. Fir Neubauten gilt dies unver-
zliglich, fir bestehende Wohnge-
biude gibt es eine Ubergangsfrist
bis zum 31. Dezember 2020. Auf
schon angebrachte mietereigene
Rauchwarnmelder muss der Vermie-
ter keine Ricksicht nehmen. Elf Pro-
zent der Installationskosten kénnen
jahrlich auf die Miete umgelegt wer-
den. Die Kosten fir die regelmaRi-
ge Funktionsprifung der Rauchmel-
der sind im mietrechtlichen Sinn um-
lagefahige Betriebskosten. Dennoch
beflirwortet der Berliner Mieterver-
ein (BMV) die Neuregelung. ,,Si-
cherheit geht vor”, sagt BMV-Ge-
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schaftsfuhrer Reiner Wild. Berlin
fuhrt als eines der letzten Bundes-
lander die Rauchwarnmelder-Pflicht
ein.

Um den Wohnungsneubau zu er-
leichtern, werden die Regelungen
zum notigen Abstand zwischen zwei
Gebauden gelockert. Damit sollen
Nachverdichtungen vereinfacht wer-
den. Vorgesehen sind auBerdem Er-
leichterungen fiir Vorhaben zur Ener-
gieeinsparung — vor allem das An-
bringen von Warmeddmmungen —
und fur die ErschlieBung — zum Bei-

spiel der Ein- oder Anbau von Auf-
ziigen. An kleinere Pflegewohnge-
meinschaften und Tagespflegeein-
richtungen fur héchstens zehn Kin-
der wird die Bauordnung kinftig kei-
ne gesonderten Anforderungen
mehr stellen.

In Neubauten ist kiinftig erforderlich,
dass ein Drittel der Wohnungen bar-
rierefrei zuganglich ist, ab 2020 soll
es sogar jede zweite neue Wohnung
sein. Der Verband Berlin-Branden-
burgischer Wohnungsunternehmen
(BBU) flirchtet, dass dadurch die
Neubaukosten stark ansteigen wer-
den. ,Es ist wichtig, dass ein be-
stimmter Anteil barrierefreier und
barrierearmer Wohnungen vorge-
schrieben wird", meint hingegen
BMV-Geschéftsfiihrer Reiner Wild.
Dabei mussten aber nicht alle Woh-
nungen nach der strengen DIN-Norm
barrierefrei sein.

Die neue Bauordnung soll bis zum
Sommer vom Abgeordnetenhaus
beschlossen werden und anschlie-
Bend in Kraft treten.

Jens Sethmann

<« Neubauten
miissen ab sofort,
Bestandsbauten
bis Ende 2020 mit
Rauchwarnmeldern
ausgeriistet sein
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CONCIERGE-KOSTEN

Der Hund wird gestrichen

Die Kosten des
Concierge-Diens-
tes bei der , Deut-
sche Wohnen"

am Franz-Mehring-
Platz explodieren

10

Fiir rund 760 Mieter aus Friedrichs-
hain war die erste Betriebskosten-
abrechnung ihres neuen Eigentii-
mers, der ,,Deutsche Wohnen AG*,
ein Schock. Teilweise bis zu 1000

Euro sollen sie fiir 2014 nachzahlen.

Vor allem die Kosten fiir den Con-
cierge sind exorbitant gestiegen.

In den Hochhausern in der StraBe
der Pariser Kommune sowie am
Franz-Mehring-Platz 4/5 war be-
reits 2001 ein Concierge-Dienst
eingefiihrt worden. Schon damals
waren nicht alle Mieter damit ein-
verstanden, aber da die Kosten mit
rund 22 Euro pro Monat und Woh-
nung Uberschaubar waren, lenkten
die meisten ein. Unter der Position
~Sonstige Betriebskosten" wurde der
Concierge mitsamt einem Sicherheits-
dienst in den vergangenen Jahren
mit knapp 70000 Euro jahrlich ab-
gerechnet.

Doch nun sollen die Mieter plétzlich
fast 190000 Euro daftir aufbringen.
Die Deutsche Wohnen begriindet
das mit einem Wechsel der Sicher-
heitsfirma. ,,Uns ist ein Ratsel, wie
der alte Anbieter zu diesen Preisen
arbeiten konnte", meint Pressespre-
cher Marko Rosteck vom Woh-
nungsunternehmen. Der neue Si-
cherheitsdienst Gegenbauer halte
den Mindestlohn ein. AuBerdem
habe man ,in Abstimmung mit den
Mietern" die Sicherheitsleistungen
erhoht. Nachdem es immer wieder
zu Problemen mit randalierenden
Trinkern und Drogenabhangigen ge-

Foto: Nils Richter

wa ein Drittel sinken.

Die Bewohner, von denen sich etliche
an den Berliner Mieterverein (BMV)
gewandt haben, iberzeugt das nicht.

Andy Donaldson:
Maklerfotos aus
der Hélle - Die
schlimmsten
Immobilienfotos
der Welt, DuMont
Buchverlag, Kéln
2015, 12,99 Euro.

B Kuriose Makler-
fotos aus aller
Welt veréffentlicht
der Autor auch

in seinem Blog
TerribleRealEstate

AgentPhotos.com
(auf Englisch).

kommen sei, habe man zusétzlich
fur nachts eine Arealstreife, beste-
hend aus zwei Mann plus Hund,
eingesetzt. ,Wir haben von den
Mietern positive Riickmeldungen
bekommen, die Situation hat sich
verbessert”, sagt Marko Rosteck.
Dennoch habe man Verstandnis fur
die Kritik an den gestiegenen Kosten.
Daher habe man beschlossen, die
Leistungen wieder etwas herunter-
zufahren. Statt einer Zwei-Mann-
Streife mit Hund soll nachts kiinftig
nur noch eine Person patrouillieren.
Die Kosten wiirden dadurch um et-

»Eine Streife mit Hund habe ich hier
noch nie gesehen"”, meint ein Mieter.
Dazu kommt, dass die Deutsche
Wohnen die Kosten auch auf dieje-
nigen Mieter abwadlzt, die gar keine
entsprechende mietvertragliche Ver-
einbarung haben. Das ist unzulds-
sig, heift es beim BMV. Fur seine
Mitglieder hat der Verein bereits in
einigen Féllen eine Riickerstattung
erreicht.

Zunéchst will man beim BMV jedoch
prifen, ob die Gesamtkosten rech-
nerisch korrekt sind und in welcher
Hohe sie umgelegt werden durfen.
Zu diesem Zweck wurden sdmtliche
Rechnungen und Belege bei dem
Wohnungsunternehmen angefor-
dert. Birgit Leil

Die Schonheit stiimperhafter
Maklerfotografie

Als der Schotte Andy Donaldson in London eine
Wohnung suchte, stieB er in den Immobilienpor-
talen im Internet auf einen unverhofften Schatz:
Massenhaft skurrile Fotos, mit denen Makler die
Héuser und Wohnungen bewerben wollen, die
aber eigentlich nur abschreckend wirkten. Da
gab es haarstraubend héssliche Interieurs und irr-
sinnige Mdblierungen zu sehen, verdreckte Bader,
schimmelige Wénde, vermullte R&ume und tber-
wucherte Gérten. Manche Aufnahmen sind véllig
unscharf und so fehlbelichtet, dass sie wie Sze-
nen aus einem alten Gruselfilm wirken. Diese Fo-
tos hat Donaldson gesammelt und mit britischem
Humor kommentiert. Zum Beispiel schreibt er
zum Bild eines winzigen Raumes, der vollstdndig
von einem Bett eingenommen wird: ,Wenn es
unmoglich ist, mit dem falschen Bein aufzuste-
hen, wird jeder Tag garantiert ein guter Tag." Zu
einem Haus, das im 45-Grad-Winkel fotografiert
wurde: , Eine Besichtigung der Immobilie ist un-
bedingt ratsam — moglichst bevor sie die Strafe
hinunter in das benachbarte Dorf rutscht." Der
Autor versteht sein Buch als Hommage an die
~unfdhigen Fotografen und ihr schlechtes Auge
furs Detail”. Die Fotos sind , prachtige visuelle
Belege eines fltichtigen Augenblicks”, so Donald-
son, ,,und dafir sollten wir den Immobilienmak-
lern dieser Erde ewig dankbar sein.” rb
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Eine ,gute >
Wohnlage” im
Mietspiegel-Sinn
muss auch ein
gepflegtes, griines
Umfeld haben

W Vorlage fiir
den Antrag auf
Wohnlagen-
dnderung unter
www.berliner-
mieterverein.de

WOHNLAGENANDERUNG
Antréage jetzt stellen

Im Frithjahr 2017 erscheint der
nachste Berliner Mietspiegel, fiir
den jetzt die Vorbereitungen be-
ginnen. Mieter und Vermieter kon-
nen bis zum 29. Februar 2016 ande-
re Wohnlageneinstufungen bei der
Senatsverwaltung fiir Stadtentwick-
lung und Umwelt beantragen, wenn
sich das Wohnumfeld dnderte.

Jeder Antrag auf Wohnlagenédnde-
rung wird von der Arbeitsgruppe
Mietspiegel, in der neben Mitarbei-
tern der Senatsverwaltung die gro-
Ben Mieterorganisationen und Ver-
mieterverbdnde sowie Sachverstan-
dige vertreten sind, in einem mehr-
stufigen Verfahren gepruft.
Unterschieden wird zwischen den
Wohnlagen einfach, mittel und gut.
Die einfache Wohnlage in den Zen-

tren der Stadt ist zum Beispiel von
einer Uberwiegend geschlossenen,
stark verdichteten Bebauung mit
sehr wenigen Grin- und Freiflachen,
einem ungepflegten Strafenbild und
einem schlechten Gebdudezustand
geprdgt. Demgegeniber setzt eine
gute Wohnlage in zentraler Gegend
eine hochwertige Bauweise, guten
Gebdudezustand, umfangreiche
Grin- und Freiflachen in gepfleg-
tem Zustand sowie gute Einkaufs-
moglichkeiten und Anbindungen an
den o6ffentlichen Nahverkehr voraus.

In den Antrégen sollte der Anderungs-
wunsch mit Bezug zu diesen Kriteri-
en begriindet werden.

Zwischen den Wohnlageneinstufun-
gen konnen erhebliche Mietpreis-
unterschiede liegen, ein Anderungs-
begehren kann sich also lohnen. Fir
den letzten Mietspiegel wurden tiber
1000 Anderungsantrige gestellt, ein
gutes Drittel davon von Mietern,
der Rest von Vermietern. Insgesamt
5611 Adressen wurden in eine ande-
re Wohnlage eingestuft.

ww

ZUSAMMENARBEIT GEGEN WOHNUNGSVERLUST

Vorbild mit Makel

Drohende Wohnungsverluste ab-
zuwenden ist sinnvoller als die an-
schlieBende Betreuung und Unter-
bringung Obdachloser. Das ist auch
der Ansatz einer berlinweit einzig-
artigen Kooperation zwischen der
stadtischen Wohnungsbaugesell-
schaft Gesobau, dem Bezirk Pan-
kow und dem sozialen Trager Gebe-
wo. Kiirzlich wurde die Zusammen-
arbeit um weitere fiinf Jahre ver-
langert.
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Die Kooperation, die seit 1999 be-
steht, sei heute notwendiger denn
je, meint Pankows Sozialstadtratin
Lioba Zlirn-Kasztantowicz (SPD):

. Bei steigenden Mieten und knap-
per werdendem Wohnraum fallen
bestimmte Bevolkerungsgruppen
schneller durchs Raster.” Berlin ist
mittlerweile die Hauptstadt der Rau-
mungsklagen. Das Modell habe da-
her stadtweite Vorbildfunktion. Den-
noch hatten andere Wohnungsbau-
gesellschaften bisher kein Interesse
gezeigt. Die Gesobau hat es bislang
nur in ihren Bestdnden in Pankow
eingefthrt.

Das zweistufige MaRnahmenkon-
zept sieht die Unterstiitzung und
Beratung durch einen externen Part-
ner, die ,,Gebewo - Soziale Dienste
gGmbH" vor. Sobald wegen Miet-
riickstands die Kiindigung eines Mie-
ters droht, nehmen die Sozialpada-
gogen der Gebewo Kontakt zu dem
Betroffenen auf. Sie machen sich zu-
nachst ein Bild Gber dessen finanziel-
le Situation und versuchen dann, die

Ubernahme der Mietschulden durch
Sozialamt oder Jobcenter zu errei-
chen.

Seit 1999 hatte man insgesamt 1033
Beratungsfille. Bei 577 davon konn-
te die R&umung abgewendet wer-
den. Das sei angesichts der Vielzahl
von Schwierigkeiten ein gutes Ergeb-
nis, meinen Gebewo und Gesobau.
Haufig stecken hinter den Mietschul-
den der Verlust des Arbeitsplatzes,
Trennung, Krankheit oder Sucht-
probleme. Es handelt sich um Men-
schen, die ansonsten auf der StraBe
gelandet waren.

Allerdings stellt sich die Frage, wie-
so die Gesobau dennoch unter den
Wohnungsbaugesellschaften Spit-
zenreiter bei Zwangsrdumungen ist
—so jedenfalls eine Statistik aus den
Jahren 2008 bis 2012. Prokurist Lars
Holborn hat darauf keine schlissige
Antwort: ,Radumung ist fir uns im-
mer ein letztes, schmerzliches Mittel
— aber wir kdnnen nicht ganz darauf
verzichten."

Birgit Leil3

<« Eine Gebewo-
Beraterin hilft,
einen drohenden
Wohnungsverlust
abzuwenden
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Wasser vom p>
Nachbarn, Heizen
mit Gaskartuschen:
Eigentlich ist das
Haus unbewohnbar

GRUNDSTEUER

Nachzahlungen
abgewehrt

Die Mieter der ehemaligen Reichs-
banksiedlung in Schmargendorf

konnten mit Hilfe des Berliner Mie-
tervereins (BMV) erhebliche Grund-
steuer-Nachforderungen zuriickwei-

sen.

MICHAEL-BRUCKNER-STRASSE 8

In die Obdachlosigkeit entlassen

Der Fall Michael-Briickner-StraBe 8
zeigt, dass die Beh6rden beim Um-
gang mit sogenannten Problemhau-
sern voéllig hilflos sind. Da wird ein
Haus offenbar in Entmietungsab-
sicht mit kinderreichen rumanischen
und bulgarischen Familien iiberbe-
legt. Sogar Schuppen und Keller-
raume werden illegal zu Wohnun-
gen ausgebaut und zu horrenden
Preisen vermietet. Mittlerweile ist
das Haus praktisch unbewohnbar,
es gibt weder Strom noch Wasser
oder Heizung. Dennoch sieht sich
der Bezirk auBerstande, verniinfti-
ge Wohnverhiltnisse zu erzwingen.

.Das Schlimmste ist der Gestank,
auch fur die Kinder ist das schreck-
lich", gibt ein ruménischer Familien-
vater in gebrochenem Deutsch zu
verstehen. Die Familie gehort zu
den letzten verbliebenen Mietern.
Nachdem die ohne Genehmigung
ausgebauten Kellerwohnungen An-

Foto: Sabine Miinch

fang Oktober durch eine defekte
Abwasserpumpe mit Fékalien tiber-
flutet wurden, lieB die Hausverwal-
tung kurzerhand das Wasser abstel-
len. Seitdem miussen die Familien,
zum Teil mit Neugeborenen, ohne
benutzbare sanitdre Anlagen aus-
kommen. Wasser holen sie sich bei
Nachbarn, geheizt wird mit Gaskar-
tuschen.

Der Altbau in Schéneweide ging
nach mehreren Eigentiimerwechseln
und Zwangsversteigerungen im Jah-
re 2013 an die jetzige Eigentimerin.
Lediglich optisch lieB diese das Haus
in Ordnung bringen. Die Elektro- und
Wasserinstallationen sind veraltet
und zum Teil defekt, was immer wie-
der zu verstopften Abfliissen und
Wasserschaden fuhrte. Angesichts
dieser Zustande zogen die meisten
Altmieter nach und nach aus. Die
freiwerdenden Wohnungen wurden
zu extrem Uberhdhten Preisen an Zu-
wanderer vermietet. Zeitweise wa-

Mit ihren For-

Fur die Siedlung am Kissinger Platz
mit 259 Wohnungen ist die Grund-
steuer vom Finanzamt nachtréglich
neu festgesetzt worden. Deshalb
sollten die Mieter der GSW (inzwi-
schen ,, Deutsche Wohnen") je nach
WohnungsgréBRe 200 bis 500 Euro
nachzahlen.

Prinzipiell darf ein Vermieter die
Grundsteuer auch im Nachhinein
umlegen. , Er muss das aber spa-
testens drei Monate nach Kenntnis
der Neuveranlagung tun”, sagt
BMV-Rechtsberaterin Caspar. Die
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GSW hat jedoch zu lange gewartet.
Zudem forderte sie die Nachzahlun-
gen Uber die vergangenen vier Jah-
re auch von Mietern, die noch gar
nicht so lange dort wohnen.
Caspar beanstandete deshalb die
Abrechnungen. Mit Erfolg: In fast
allen Fallen akzeptierte die GSW
die Einwéande. Kurz vor Weihnach-
ten bekamen die Mieter, die sich
gewehrt haben, korrigierte Abrech-
nungen, in denen die Grundsteuer-
Nachforderungen komplett gestri-
chen waren. Jens Sethmann

derungen an

die Mieter ist
die GSW in der
Reichsbank-
siedlung nicht
durchgekommen

ren bis zu 270 Personen in dem Haus
gemeldet.

Ob der Eigentiimerin die Zustande
tiber den Kopf gewachsen sind oder
ob sie andere Plane hat, ist unklar.
Fest steht, dass die Schiden nicht
repariert wurden. Einige Bewohner
sind zu Bekannten gezogen, ande-
re kamen in Pensionen oder Woh-
nungsloseneinrichtungen unter.

. Der Bezirk entldsst uns einfach in
die Obdachlosigkeit”, emport sich
einer der Altmieter. , Statt die Re-
paraturen selber in Auftrag zu ge-
ben, zahlt man lieber 30 Euro pro
Tag und Person fiir eine Ferienwoh-
nung.” Auch Markus Kladrow, der
sich als Seelsorger flr Migranten um
die Bewohner kiimmert, sieht den
Bezirk in der Pflicht. ,,In ein paar Ta-
gen und mit rund 12000 Euro kon-
ne man die grobsten Méngel in Ord-
nung bringen.”

Doch das Bezirksamt Treptow-Kdpe-
nick hat zwischenzeitlich sogar eine
Nutzungsuntersagung fir das ge-
samte Haus in Aussicht gestellt. Das
ware eine Katastrophe fir die Mie-
ter, denn sie wiirden dadurch samt-
liche Rechte verlieren und kdnnten
gekindigt werden. Man wolle tber
die entgangenen Mieteinnahmen
Druck auf die Eigentimerin auf-
bauen, heiBt es bei der Bauaufsicht.
Eine Ersatzvornahme sei ein extrem
aufwendiges Verfahren und zudem
ein gravierender Eingriff in fremdes
Eigentum, gibt Behordenleiterin Ul-
rike Zeidler zu bedenken. Schon per-
sonell kdnne man das nicht leisten.
Gluck im Ungliick: Die Mieter wer-
den nicht nur von Markus Kladrow,
sondern auch von der Organisation
+Amaro Foro" unterstiitzt. Uber einen
Anwalt wurde inzwischen eine einst-
weilige Verfligung durchgesetzt. Das
Geld fur die Reparaturen kann somit
notfalls vom Konto der Eigenttimerin
gepfandet werden. Birgit Leils
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«VARIOWOHNEN*

Klein, preiswert, flexibel

Klein, flexibel, giinstig und citynah
- diesen Wohnraumwunsch hegen
nicht nur junge Leute. Darum soll-
ten ,Variowohnungen” vielen Mie-
tergruppen Raum bieten kénnen.
Damit sich auch Investoren der Her-
ausforderung stellen, hat das Bun-
desbauministerium ein Férderpro-
gramm mit innovativem und wis-
senschaftlichem Ansatz aufgelegt.

die Wohnmodule kénnten aber spé-
ter durchaus auch von anderen Mie-
tergruppen genutzt werden. Fir
Flichtlinge beispielsweise, die in einer
Stadt FuB fassen und erst einmal be-
zahlbar und gut unterkommen wol-
len. Oder fiir Senioren, die sich ver-
kleinern mussen, aber auch mit einer
geringen Rente weiter innerstadtisch
wohnen wollen. Kosten sollen diese
Variowohnungen zwischen 260 und

B Mehr Infor-  Alle Semester wieder: Tausende 280 Euro Warmmiete.
mationen im  von jungen Leuten suchen an ihrem Weil hier auch innovative und experi-
Internet unter  Studien- und Ausbildungsort eine mentelle Ansdtze bei den Entwirfen

www.forschungs
initiative.de

Ein Forder- »
programm soll

den Bau modularer
Kleinstwohnun-
gen ankurbeln

Bleibe. Hilfestellung kommt nun vom
Bundesbauministerium, das Ende
vergangenen Jahres ein Forderpro-
gramm zum Bau von Kleinstwoh-
nungen aufgelegt hat. Mit insge-
samt 120 Millionen Euro sollen In-
vestoren angeregt werden, bezahl-
bare kleine module Wohneinheiten
zu entwickeln und zu bauen - soge-
nannte Variowohnungen.

Die sind zwar erst einmal fur Studie-
rende und Auszubildende gedacht,

und der Ausfiihrung gefragt sind,
werden die Wohnprojekte wissen-
schaftlich begleitet. Die Mittel zum
Modellvorhaben kommen aus dem
Zukunftsinvestitionsprogramm der
Bundesregierung und stehen sowohl
fur Forschungsleistungen als auch
fur anteilige Investitionsunterstiit-
zung bereit.

Bis zum 30. Juni dieses Jahres lauft
die Frist, innerhalb der sich Investo-
ren um Aufnahme in das Foérderpro-

Foto: Nils Richter

gramm bewerben kdnnen. Bewilligt
werden die Antrage vom Bundes-
institut fir Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR) im Bundesamt fiir
Bauwesen.

Rosemarie Mieder

INFOTIPP
Hoéheres Wohngeld seit Januar

Nach Berechnungen der Bundesregierung kénnen
rund 870 000 Haushalte in Deutschland in den Ge-
nuss des am 1. Januar erhéhten Wohngeldes kom-
men. Hierzu muss ein Antrag gestellt werden —in
Berlin beim Wohnungsamt des Bezirks. Wer bereits
Wohngeld mit einem Bewilligungszeitraum tber den
1. Januar 2016 hinaus bezieht, erhilt die Erh6hung
automatisch. Die Hohe des Wohngelds — maximal

: fi o Traflfiche Entmieting

T Kty it

Foto: Biro fur ungewdhnliche MaBnahmen

G
) : 434 Euro fir einen Einpersonenhaushalt, maximal
M . Neues Wohngeld 526 bei zwei, maximal 626 bei drei Personen — hangt
? . 3 neben der Anzahl der Personen vom Einkommen und

2016" (Herausge-
ber: DMB) ist er-
héltlich in der BMV-
Geschdftsstelle,
SpichernstraBe 1,
Infoblatt Nr. 60

Der Streit um die Mieterh6hungen in mehreren
Gebduden der Weddinger KoloniestraRe schwelt
weiter. Die Mieterhdhungen, die vom Eigentiimer
vorgenommen wurden, nachdem es flr diese So-
zialwohnungen keine Anschlussforderung gab,

der Miete ab, fir die je nach HaushaltsgroRe Ober-
grenzen gelten. Bezieher staatlicher Transferleistun-
gen, zum Beispiel Grundsicherung oder Bafdg, haben
keinen Wohngeldanspruch. Welcher Anspruch in
welcher Hohe gegebenenfalls existiert und wie man

sind ndmlich nur ausgesetzt, nicht aber zurlick- .Wohngeld" Wohngeld beantragt, erlautert ein Infoblatt des
genommen worden. Die Frage ist, ob die Woh- im Internet:  Deutschen Mieterbunds (,,Neues Wohngeld 2016")
nungen prinzipiell noch als geférdert gelten. Die www.berliner-  im Detail und anhand von Beispielen. Eine ausfihr-
Zeit spielt dem Vermieter nun in die Hande. Im- mieterverein.de/ liche Erlauterung bietet auch das soeben aktuali-
mer mehr Mieter ziehen aus. Es muss schnell ei- recht/infoblaetter/  sierte Info-Blatt Nr. 60 des Berliner Mietervereins
ne Lésung her. js fl060.htm  (,,Wohngeld"). uh
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Eigenbedarf fiir das Au-pair-Madchen, Kiindigungen we-
gen verweigerter Modernisierungsarbeiten, Raumungs-
urteile wegen angeblich lberzogener Mietminderung -

die Liste solcher Gerichtsurteile aus den letzten Jahren

ist lang. FUr Vermieter war es noch nie so einfach, unlieb-
same Mieter loszuwerden. Dabei sind die Folgen ungleich
dramatischer als noch vor funf oder zehn Jahren. Weil sich
haufig keine bezahlbare Wohnung in gleicher Lage fin-
det, geht mit dem Zuhause auch das soziale Umfeld verlo-
ren. Droht eine Kiindigung, ist eine gute anwaltliche Vertre-
tung unverzichtbar. Werden alle rechtlichen Mdoglichkeiten
ausgeschopft, kann mancher Kiindigungsversuch
erfolgreich abgewehrt werden.

Der Kundigungsschutz wird

14

Claes Meyers tragischer Fall fand
dank eines engagierten Anwalts ein
gltuckliches Ende. Der sehbehinderte
Mieter und seine blinde Lebensge-
fahrtin waren im Juli 2014 durch Po-
lizei und Gerichtsvollzieher zwangs-
weise geraumt worden — fur die bei-
den eine traumatische Erfahrung,
die sie bis heute nicht verwunden
haben. Die Genossenschaft GeWo-
Suid hatte ihnen die Wohnung in
der Tempelhofer EythstraBe wegen
angeblicher Zahlungsriickstande in
Hohe von circa 800 Euro gekiindigt.
Dabei ging es um diverse Aufrech-
nungen wegen Guthaben aus einer
Betriebskostenabrechnung, einer
strittigen Mieterhdhung sowie einer
vereinbarten Umzugsentschadigung,
die der Vermieter noch nicht ausbe-
zahlt hatte. Claes Meyer sagt, er ha-
be das Kiindigungsschreiben nie be-
kommen. Weil er nicht reagierte, er-
ging ein sogenanntes Versaumnis-
urteil. Darin wurden die beiden Mie-
ter zur Raumung der Wohnung ver-
urteilt. Erst einige Wochen spater wur-

ausgehohlt

de ihnen das Urteil in blindengerech-
ter Form zugdnglich gemacht. Claes
Meyer legte sofort Einspruch ein.
Noch bevor darliber entschieden war,
beauftragte die Genossenschaft den
Gerichtsvollzieher mit der Raumung.
~Leider habe ich viel zu spét einen
Anwalt eingeschaltet”, rdumt Claes
Meyer selbstkritisch ein. Dabei ist er
seit vielen Jahren Mitglied im Berli-
ner Mieterverein.

Ein Kampf bis heute

Nach der Raumung schlief Meyer
eine Zeitlang auf dem Sofa von Be-
kannten, bis er schlieBlich Ubergangs-
weise in der Wohnung eines sozialen
Tragers unterkam. Seine Lebensge-
fahrtin wurde in einer Kriseneinrich-
tung untergebracht. Im April dieses
Jahres kam dann die gute Nachricht:
Das Gericht hatte das Versaumnis-
urteil aufgehoben. Ein zur Kiindigung
berechtigender Mietriickstand habe
zu keinem Zeitpunkt vorgelegen, so
die Amtsgerichtsabteilung. Rechts-

anwalt Cornelius Krakau hatte die
Forderungen und Gegenforderun-
gen im Detail zusammengestellt —
und das Gericht vollstdndig tber-
zeugt. Die Genossenschaft konnte
weder den Zugang des Klindigungs-
schreibens beweisen noch einen
Bankbeleg fir die angeblich gezahl-
te Entschddigung vorlegen. Am liebs-
ten hatte die GeWoStid das Mietver-
héltnis gegen eine Abfindung been-
det, doch Claes Meyer bestand da-
rauf, wieder in seine alte Wohnung
zurlickzuziehen. Bis heute kdmpft er
um Schadensersatz, denn sein Ver-
mieter hat den GroBteil seines Mo-
biliars entsorgt. ,Unsere Mébel, Bi-
cher in Blindenschrift, persénliche
Erinnerungsstiicke — alles ist weg! "
Der Fall zeigt: Wenn es um Zahlungs-
rlickstinde geht, kennen Vermieter
und Gerichte kein Pardon. Kiindi-
gungsrelevant ist nicht erst ein Rtck-
stand von zwei Monatsmieten, son-
dern bereits eine Monatsmiete plus
ein Cent, wie der Bundesgerichtshof
(BGH) im Jahre 2012 entschied
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(BGH vom 10. Oktober 2012 - VIII
ZR 107/12). Zwar ist eine fristlose
Kiandigung nach dem Gesetz erst
bei einem Mietriickstand von zwei
Monatsmieten zuldssig. Eine ordentli-
che, also fristgeméaRe Kiindigung, so
der BGH, kann jedoch bereits dann
ausgesprochen werden, wenn der
Ruckstand eine Monatsmiete tiber-
steigt. Das ist auch deswegen so fa-
tal, weil lediglich eine fristlose Kiin-
digung durch vollstandige Zahlung
der Mietschulden , geheilt" werden
kann. Innerhalb von zwei Jahren darf
man davon aber nur einmal Gebrauch
machen. Eine fristgemaRe Kiindigung
dagegen kann auch durch vollstan-
dige Begleichung der Mietschulden
nicht abgewendet werden. Insofern
kann man von Gliick sprechen, wenn
der Vermieter ,nur" fristlos kiindigt.
Meist werden jedoch gleichzeitig die
ordentliche und die fristlose Klindi-
gung ausgesprochen — und Mieter
verlieren auch dann ihre Wohnung,
wenn sie ihre Mietschulden auf Hel-
ler und Cent zuriickbezahlt haben.

MieterMagazin 1+2/2016
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Besonders tragisch: In dem Fall, der
dem genannten BGH-Urteil zugrun-
de liegt, hat eine Behoérde den Riick-
stand zumindest mitverantwortet.
Hartz-1V-Bezieher Dieter Scholz hat-
te Uber ein Jahr lang nicht bemerkt,
dass das Jobcenter zwar die Grund-
miete, nicht jedoch einen erhohten
Heizkostenvorschuss an seine Ver-
mieterin Gberwies. Daraufhin erhielt
er eine ordentliche Kiindigung. Kurz
vor Ablauf der Kiindigungsfrist be-
zahlte Scholz die ausstehende Sum-
me. Das Jobcenter ging, warum auch
immer, fortan davon aus, dass Dieter
Scholz nicht mehr an dieser Adresse
wohnte und stoppte die Mietzahlung.
Daraufhin erfolgte eine zweite Kin-
digung wegen Zahlungsverzugs. ,Ich
bin sofort zum Jobcenter gegangen
und habe den Irrtum aufgeklart”,
sagt Scholz. Man habe ihm zuge-
sichert, dass die Miete innerhalb
von drei Tagen Uberwiesen werde.
Es dauerte dann doch langer, was
aber letztendlich gar nicht entschei-
dend war. Der BGH erkldrte nam-
lich schon die erste Kiindigung fuir
wirksam. Die nachtragliche Zahlung
dndere nichts an der erheblichen
Pflichtverletzung. Die Folge: Nach
40 Jahren musste Dieter Scholz aus
seiner Wohnung in der Eisenbahn-
straBe in Kreuzberg ausziehen — und
die Vermieterin konnte die Wohnung
zum doppelten Mietzins neu vermie-
ten. , Sie hatte nur nach einem Vor-
wand gesucht, mich loszuwerden*,

ist sich Scholz sicher. Er ist nicht das
einzige Opfer der Entmietungsversu-
che der Hauseigentiimerin. Andere
Mieter im Haus erhalten alle paar
Jahre Eigenbedarfskiindigungen, die
vom Landgericht mit schéner Regel-
maRigkeit als vorgeschoben zuriick-
gewiesen werden.

Auch eine wiederholt zu spét gezahl-
te Miete kann einer Kiindigung recht-
fertigen, wie kurzlich wieder einmal
bestétigt wurde (AG Tempelhof-
Kreuzberg vom 8. September 2015 —
9 C 79/15). Im konkreten Fall hatte
der Mieter stets zur Monatsmitte
Uberwiesen, was vom vorigen Ver-
mieter auch nicht beanstandet wor-
den war. Doch der neue Eigentlimer
wollte das nicht hinnehmen und
mahnte den Mieter ab. GemaR Ver-
trag sei die Miete bis zum dritten
Werktag des Monats féllig. Als der
Mieter trotzdem sein Zahlungsver-
halten nicht 4nderte, erhielt er die
Kindigung. Nach vorangegangener
Abmahnung sei das rechtmaBig, so
das Gericht.

Einen ,Warnschuss"
gibt es nicht

Generell gilt jedoch: Bei Zahlungs-
verzug darf auch ohne Mahnung ge-
kiindigt werden. Viele Mieter gehen
falschlicherweise davon aus, dass es
erst einmal einen ,Warnschuss" ge-
ben miusse. ,Das ist im Arbeitsver-
héltnis schlieflich auch so”, meint
Josef Hesse. Der Mieter verlor seine
Wohnung in Prenzlauer Berg, weil
er nach einem verlorenen Rechts-
streit wegen Betriebskostennachfor-
derungen den ausstehenden Betrag
zu spat Gberwiesen hatte. ,, Als Nor-
malbirger kann man sich nicht vor-
stellen, dass man wegen einer solch
lacherlichen Verfehlung auf die Stra-
Be gesetzt wird", meint er. Vor Ge-
richt fuhrten die beiden Eigentiimer
zusétzlich an, dass der geschuldete
Betrag ohne Zinsen Uberwiesen wor-
den sei. , Ich hatte die Zinsen selber
ausgerechnet und meine Vermieter
um Bestatigung des Betrags gebe-
ten", so der Mieter. Stattdessen setz-
ten diese eine Pfandung durch, was
besonders absurd ist, weil es ledig-
lich um ein paar Euro ging. Josef
Hesse hatte aber bereits wahrend

< Protest-Sit-in
gegen Mieterver-
treibung in Prenz-
lauer Berg 2015

15



16

,Man hat nur einen Vorwand
gesucht, um mich loszuwerden."
Kiindigungsopfer Dieter Scholz

des Prozesses eine volle Warmmiete
als Sicherheit Giberwiesen — in der
Hoffnung, damit die Kiindigung
abwehren zu konnen. Auch der
Umstand, dass Hesse einmal aus
Versehen eine Monatsmiete auf

das Geschaftskonto der Hausver-
waltung statt auf deren Mietkonto
Uberwiesen hatte, wurde gegen den
Mieter ins Feld gefuhrt. All diese Um-
stinde, so das Gericht, seien nicht
dazu geeignet, das Vertrauen des
Eigentlmers in eine plnktliche und
vollstandige Zahlungsweise des Mie-
ters herzustellen (AG Mitte vom 12.
Dezember 2012 - 12 C 312/10). Die
Kiindigung sei daher rechtmaRig,
eine Abmahnung sei bei einer solch
erheblichen Pflichtverletzung nicht
erforderlich.

Das Risiko wird
unterschatzt

.Lebensfremd" nennt Josef Hesse
diese Argumentation. Ein Versehen
bei der Uberweisung kénne schlieR-
lich jedem mal passieren: ,Nach der
Zahlungsmoral des Vermieters fragt
niemand, bis heute habe ich weder
Kaution noch die zusatzlich auf das
falsche Konto einbezahlte Summe
zurtickbekommen.” Auch er ist sich
sicher, dass es seinen Vermietern nur
darum ging, ihn loszuwerden und
die Wohnung danach teurer zu ver-
mieten. 18 Jahre lang hatte er in der
Prenzlauer Allee gewohnt, die Miete
war ginstig. Mit der Wohnung ver-
lor er sein gesamtes Lebensumfeld.
Weil er in Prenzlauer Berg keine be-
zahlbare Wohnung mehr fand, muss-
te er in ein Arbeitnehmerapartment
nach Marzahn ziehen.

Beim Berliner Mieterverein hat man
die Erfahrung gemacht, dass viele

Mieter das Risiko eines Rausschmis-
ses unterschatzen. , Gerade wenn
man weil, dass der Vermieter ein
Interesse daran hat, die Wohnung
freizubekommen, sollte man ihm
keine offene Flanke bieten”, sagt

Rechtsberater Stefan Schetschorke
vom Berliner Mieterverein (BMV).
Glimpflich ging es dagegen fir Ma-
rio Hofmann* aus. Weil sein Anwalt
einen Formfehler im Kiindigungs-
schreiben fand, kann er in seiner
Wohnung bleiben. Der Selbststédn-
dige, der sich selber als , etwas ver-
peilt" bezeichnet, hatte in einer Pha-
se der finanziellen und personlichen
Krise ein paar Mal die Miete nicht
oder nur verspdtet gezahlt. Im Ok-
tober 2014 schickte ihm sein Ver-
mieter dann die ordentliche und
gleichzeitig die fristlose Kiindigung
wegen Zahlungsverzugs. Innerhalb
weniger Tage zahlte er alles nach.

.Mein Fehler war,
viel zu spdt einen
Anwalt eingeschal-
tet zu haben.”
Kiindigungsopfer
Claes Meyer

Die fristlose Kiindigung war damit

vom Tisch, nicht aber die ordentliche.

In der Hoffnung, seinen Vermieter
von seiner Zuverldssigkeit zu tber-
zeugen, richtete der Mieter einen

Dauerauftrag ein. ,Dass ich seitdem
immer puinktlich die Miete bezahle,
hat ihn nicht beeindruckt. Er wollte
mich loswerden und die Wohnung
dann teurer vermieten.” Flr den

Alleinerziehenden folgten Monate
des Zitterns, bis die Raumungsklage
im August 2015 vom Amtsgericht zu-
riickgewiesen wurde. Ein formaler
Fehler hatte ihn gerettet. Weil nur
einer der beiden Eigenttimer die Kiin-
digung unterschrieben hatte und die
Kiindigung auch nicht im Namen des
Miteigenttimers ausgesprochen hat-
te, ist sie unwirksam. ,Ich habe mei-
ne Lektion gelernt, sowas passiert
mir nie wieder", hat sich Hofmann ge-
schworen. Die Wohnung sei schlieB-
lich etwas Existenzielles. Im , Kreuz-
kollner" Kiez lebt er seit vielen Jah-
ren, seine Tochter geht hier zur Schu-
le. , Die Vorstellung, wegziehen zu
mussen, ging mir schon sehr nahe.”
Die Falle zeigen, dass die Rechtslage
von Vermietern systematisch dazu
benutzt wird, um Alt-Mieter zu ver-
drangen. Dass Mieter ihre Wohnung
raumen miussen, obwohl der Vermie-
ter finanziell voll zufriedengestellt
wurde, sei absurd, kritisiert der Ber-
liner Mieterverein. Die Schonfrist-
zahlung musse auch fur die fristge-
rechte Kiindigung gelten, fordert
Geschéftsfuhrer Reiner Wild. Eine
entsprechende Gesetzesdnderung
fordert auch die Neue Richterverei-
nigung, ein Zusammenschluss von
Richtern und Staatsanwalten.
Haufig suchen Eigentiimer auch
nach anderen kiindigungsrelevan-
ten VerstoBen. Das gilt insbesondere

nach Eigentlimerwechseln. Da wird
dann plétzlich die nicht genehmigte
Untervermietung beanstandet, ob-
wobhl diese jahrzehntelang kein Pro-
blem war. Auch die Verweigerung
von Sanierungsarbeiten kann ein
Kindigungsgrund sein — selbst wenn
die Frage der Duldungspflicht noch
gar nicht geklart ist. So hielt der Bun-
desgerichtshof kirzlich die fristlose
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Kiindigung von Mietern fir zuldssig,
die beauftragten Handwerkern den
Zutritt in die Wohnung verwehrt
hatten. Die Mieter argumentierten,
dass zundchst einmal geklart werden
musse, ob sie tiberhaupt verpflichtet
seien, die angeklndigten Arbeiten
zu dulden. Die Karlsruher Richter sa-
hen das anders (BGH vom 15. April
2015 - VIII ZR 281/13).

Auch bei den ordentlichen Kiindi-
gungsmoglichkeiten werden die
Rechte der Vermieter zunehmend

Die Vermieter-Hurden
werden niedriger

gestarkt. Bestes Beispiel: die soge-
nannte Verwertungs- oder Abriss-
kiindigung, die friher auf wenige
Ausnahmefélle beschrankt war. Mitt-
lerweile wurden die Hurden erheb-
lich gesenkt. Beispielhaft in dieser
Hinsicht ist eine BGH-Entscheidung
aus dem Jahre 2009: , Erstmals wur-
den hier die Renditeerwartungen ei-
nes Finanzinvestors hoher bewertet
als die Bestands- und Wohninteres-
sen der Mieter", kritisiert der Deut-
sche Mieterbund (DMB). In dem
konkreten Fall ging es um ein 1914
erbautes, stark sanierungsbeduirfti-
ges Mietshaus. Laut Gutachten des
Eigentiimers hétte eine Sanierung
mehr gekostet als ein Neubau. Der
Eigentlimer wollte daher zugunsten
eines Neubaus abreiBen und kiindig-
te allen Mietern. Der BGH entschied:
zu Recht (BGH vom 28. Januar 2009
- VIII ZR 8/08). Seine Begriindung:
Die geplanten BaumaBnahmen stell-

ten sich als angemessene wirtschaft-
liche Verwertung des Grundstiicks
dar, weil sie von verntinftigen und
nachvollziehbaren Erwédgungen ge-
tragen seien. Zudem sollte in erheb-
lichem Umfang neuer Wohnraum
geschaffen werden.

Zwei Jahre spéater sorgte
eine dhnliche Entschei-
dung fur Aufsehen. Hier
ging es um einen fast
leerstehenden, maro-
den Wohnblock in Ham-
burg, der abgerissen wer-
den sollte. Der letzte ver-
bliebene Mieter wehrte
sich gegen die Kiindigung
wegen Hinderung ange-
messener wirtschaftlicher
Verwertung — und unter-
lag. Entscheidend sei, so
der BGH, dass sich der in
den 1930er Jahren erbau-
te Wohnblock in einem schlechten
Zustand befdnde. Der nicht mehr
zeitgemaRe Wohnstandard lieBe sich
durch bloRe Sanierung nicht behe-
ben. Durch den geplanten Neubau
dagegen wiirden moderne, bedarfs-
gerechte Mietwohnungen entstehen
(BGH vom 9. Februar 2011 - VIII ZR
155/10).

Beim DMB kritisiert man die Ent-
scheidung, weist aber darauf hin,
dass es sich um einen Einzelfall han-
dele. Eine Rolle spielte auch, dass
der Abriss Teil eines stadtebaulichen
Konzepts und fir die verbliebenen
Bewohner ein Sozialplanverfahren
aufgestellt worden war. Ein Freibrief
fur abrisswillige Eigenttimer ist die

=
=

Entscheidung daher nicht. Nach wie
vor gilt: Ein Eigentimer muss detail-
liert darlegen, warum eine Sanierung

wirtschaftlich unzumutbar ware. Dass

der Verkauf einer leeren Wohnung
mehr Geld einbringt, reicht nicht als

Grund fur einen Rauswurf der Mie-
ter. Eine Spekulation darf mit der
Kundigung nicht verfolgt werden.
Der haufigste Kiindigungsgrund lau-
tet jedoch: Eigenbedarf. Auch hier ist
die Vorgehensweise vermieterseits
duBerst ruppig geworden, wie es
BMV-Rechtsberater Michael Haberle
formuliert. , Die Anforderungen an
den Kiindigungswiderspruch sind
stark gestiegen, mittlerweile wird
fast jeder Eigenbedarf vor Gericht
akzeptiert." Die Unterbringung ei-
nes Au-pair-Mddchens, die Umnut-
zung der Wohnung zur Anwaltskanz-
lei oder fur gelegentliche Berlin-Be-
suche — all dies wurde bereits hochst-
richterlich als Eigenbedarf anerkannt.

Griinde, Klauseln, Fristen: lhr Recht in Sachen Kiindigung

.Nach der Zahlungs-
moral des Vermie-
ters fragt keiner."
Kiindigungsopfer

Josef Hesse

Mieter einer Wohnung geniefen —
im Gegensatz zu Gewerbemietern
— einen gesetzlichen Kuindigungs-
schutz. Der Vermieter darf ein un-
befristetes Mietverhaltnis nur kiin-
digen, wenn er ein berechtigtes In-
teresse geltend machen kann. Hier-
fur gibt es mehrere Moglichkeiten:
M Eigenbedarf: Der Vermieter be-
notigt die Wohnung fur sich selbst,
einen Familienangehdrigen oder ei-
ne zu seinem Hausstand gehoren-
de Person.
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B Hinderung angemessener wirt-
schaftlicher Verwertung: Der Ver-
mieter wird durch die Fortsetzung
des Mietverhaltnisses an einer an-
gemessenen wirtschaftlichen Ver-
wertung des Hauses oder der Eigen-
tumswohnung gehindert. Meist geht
es um den Abriss oder die Kernsanie-
rung des Gebadudes. Der Vermieter
muss im Einzelfall nachweisen, dass
er erhebliche wirtschaftliche Nach-
teile erleidet, wenn er das Haus nicht
abreift.

M Sonstiges Interesse: Der Vermie-
ter kann das Mietverhdltnis auch aus
anderen, wichtigen Griinden kindi-
gen. Beispiele: Eine Genossenschaft
will einem ausgeschlossenen Mit-
glied kiindigen oder eine Behorde
will einen Mitarbeiter mit Wohn-
raum versorgen. In der Praxis kommt
diese Begriindung sehr selten vor.
Wichtig: Wenn in Berlin eine Miet-
wohnung erstmalig in eine Eigen-
tumswohnung umgewandelt wird,
ist eine Kiindigung wegen Eigenbe-
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Selbst die Unterbringung einer um-
fangreichen Puppensammlung recht-
fertigt nach Ansicht des Bundesver-
fassungsgerichts die Kiindigung ei-
nes Mieters (Urteil vom 31. Januar
1994 — BvR 1465/93).

Die Folge dieser rigiden Rechtspre-
chung: Selbst durchschaubare Fal-

le von vorgetduschtem Eigenbedarf
werden vor Gericht durchgewunken.
Das musste auch Familie Schwarz*
aus Zehlendorf erfahren. Bereits acht
Monate nach dem Einzug erhielt sie
eine Kiindigung wegen Eigenbedarfs.
Die Begriindung der Eigentlimerin:
lhre Tochter, die ebenfalls im Haus
wohnt, benétige die 140 Quadrat-
meter groBe Wohnung fiir das Au-
pair-Madchen. Spater hieR es dann,

140 Quadratmeter fur
das Au-pair-Madchen

die Tochter brauche zwei zuséatzliche
Arbeitszimmer. Wahrend das Amts-
gericht die Kiindigung zurtickwies,
erlebten die Mieter in der zweiten
Instanz eine Niederlage. Selbst die
Tatsache, dass im Haus eine Woh-
nung freistand, beeindruckte die
Richter nicht. Die Vermieterin argu-
mentierte, die Wohnung sei stark
vom Schimmel befallen und bediirfe
einer Sanierung. Daflir habe sie kein
Geld. Die Richter wiederum waren
der Ansicht, dass ein Vermieter ohne-
hin frei wahlen kann, welche Woh-
nung er haben mochte. Angesichts
dieser vermieterfreundlichen Sicht-
weise lieB sich Familie Schwarz schwe-
ren Herzens auf einen Vergleich ein.

+Man kiindigte mir
wegen Eigenbedarfs
nach einem Haus-
verkauf, der gar
nicht zuldssig war."
Kiindigungsopfer
Aragon Schraga

+Wir waren vollig fertig mit den Ner-
ven." Die vereinbarte Abfindung fur
den Auszug reichte aber nicht mal,
um die mit dem Umzug verbunde-
nen Kosten zu decken.

Doch nicht immer haben Eigentlimer
Erfolg mit ihren Eigenbedarfswin-
schen. Als nicht ausreichend begriin-
det wies das Amtsgericht Mitte kiirz-
lich die Kiindigung von Aragon
Schraga und seiner Familie zuriick
(Amtsgericht Mitte vom 29. Oktober
2015 - 25 C 560/13). Das Mieter-
Magazin hat tiber den skandalésen
Fall bereits berichtet (Ausgabe 5/
2015, Seite 11: , Spekulanten entern
Friedrichswerder"). Trotz eines zehn-
jahrigen VerduBerungsverbots wur-
de das Townhouse am Caroline-von-
Humboldt-Weg im Jahre 2013 wei-
terverkauft. Die neuen Eigentlimer
kiindigten zwei Mietern umgehend.
Angeblich wollte das Unternehmer-
paar aus Miinchen das gesamte
Townhouse als Familiendomizil aus-
bauen. Die Mieter fanden durch in-
tensive Recherchen heraus, dass ih-
re neuen Eigentimer Uber diversen

Immobilienbesitz in Berlin verfiigen,
darunter ein Penthouse am Kurfirs-
tendamm, eine Villa in Kladow sowie
ein reprédsentatives Anwesen in Dah-
lem. Im Kiindigungsschreiben war
das nicht erwdhnt worden. In die
Dahlemer Villa ist die Eigentlimer-
Familie inzwischen eingezogen, der
Grund fur den Eigenbedarf ist also
weggefallen. Entscheidend fur das
Gericht war jedoch, dass der angebli-
che Nutzungswunsch voller ,Wider-
spriichlichkeiten und Unwahrheiten”
vorgetragen wurde. Noch ist das Ur-
teil nicht rechtskraftig. Das Verfah-
ren gegen den zweiten betroffenen
Mieter lauft noch.

Trotz der restriktiven Rechtspre-
chung: Zur Verzweiflung besteht
kein Grund. In vielen Fallen lasst
sich etwas erreichen - allerdings nur,
wenn man rechtzeitig aktiv wird.
Das A und O: sich rechtzeitig beim
Mieterverein beraten lassen und ei-
nen auf Mietrecht spezialisierten
Anwalt nehmen.

Birgit Leil3

* Namen gedndert

darf oder mangelnder wirtschaft-
licher Verwertung zehn Jahre lang
ausgeschlossen (,, Kiuindigungssperr-
fristverordnung"). Bei einer Beru-
fung auf ,Sonstiges Interesse" gilt
das allerdings nicht.

Selbst wenn der Vermieter zu Recht
gekindigt hat, kann man sich unter
Umstédnden auf Hartegriinde beru-
fen. Als solche gelten unter anderem
hohes Alter, Schwangerschaft, be-
vorstehendes Examen oder schwere
Krankheit. Wichtig: Der Widerspruch
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muss dem Vermieter spétestens zwei
Monate vor Ablauf der Kiindigungs-
frist schriftlich mitgeteilt werden. Das
Gericht kann dann eine unbefristete
oder befristete Fortsetzung des Miet-
verhdltnisses anordnen.

Zu den eingangs genannten Moglich-
keiten kommt noch eine weitere au-
Berordentliche Kiindigungsmoglich-
keit hinzu: die schuldhafte, nicht un-
erhebliche Verletzung vertraglicher
Pflichten. Damit sind VerstoRe gegen
den Mietvertrag oder gegen die Haus-

ordnung gemeint, zum Beispiel Tier-
haltung trotz Verbot, nicht genehmig-
te Untervermietung, stdndige Ruhe-
stérungen oder Mietschulden. Hier
sind sogar fristlose Kiindigungen mog-
lich, ndmlich dann, wenn dem Ver-
mieter die Fortsetzung des Mietver-
héltnisses unter keinen Umstanden
weiter zumutbar ist. Voraussetzung
ist aber in der Regel, dass der Mie-
ter vorher abgemahnt wurde. Nur
beim Zahlungsverzug bedarf es kei-
ner vorherigen Abmahnung. bl
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MIETRECHTSREFORM TEIL ZWEI

Auf gutem, aber halbem Weg

Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) hat die Grundlinien fiir die zwei-
te Stufe der Mietrechtsreform vorgelegt. Sein Arbeitspapier behandelt
Fragen zum Mietspiegel, zu Mieterh6hungen nach Modernisierung, zur
Wohnflache und zur Kiindigung - Punkte, die der Berliner Mieterverein
(BMV) und der Deutsche Mieterbund (DMB) seit langem als verbesse-
rungswiirdig ansehen. Soll das Gesetzespaket noch in dieser Legislatur
verabschiedet werden, ist Eile geboten.

+Wir sehen in den Vorschlagen fur
eine weitere Mietrechtsreform vie-
le gute Ansdtze”, erklart BMV-Ge-
schéftsfiihrer Reiner Wild. , Die LO-
sungsansatze gehen aber nicht weit
genug", ergdnzt DMB-Direktor Lu-
kas Siebenkotten.

Der BMV begriRt den Vorschlag, die
Anforderungen fiir einen qualifizier-
ten Mietspiegel préziser zu fassen.
Grundlage flir einen neuen Mietspie-
gel sollen dem Papier zufolge nicht
mehr nur die neuen Mieten bei Ver-
mietung und die Mieterhéhungen
aus den vorangegangenen vier, son-
dern der vergangenen zehn Jahre
sein. Damit wird der Mietspiegel auf
einer breiteren Basis stehen und nicht
nur die teureren Mieten der jiings-
ten Zeit abbilden. Es fehlt jedoch die
Verpflichtung fir Kommunen ab ei-
ner bestimmten GroRe, einen quali-
fizierten Mietspiegel zu erstellen.
Die Modernisierungsumlage soll von
elf auf acht Prozent der Modernisie-
rungskosten abgesenkt werden. Von
einer zeitlichen Begrenzung dieses
Mietzuschlags, wie er bisher im Koa-
litionsvertrag vereinbart war, wird
abgesehen. Stattdessen soll die Mie-

I
Bremser innerhalb der Koalition

Nachdem die Bundesregierung im Frithjahr 2015 die
Mietpreisbremse und das Bestellerprinzip fiir Makler-
leistungen verabschiedet hat, steht nun Teil zwei der
Mietrechtsreform an. Laut Koalitionsvertrag zwischen
CDU/CSU und SPD soll das Gesetz noch in dieser Le-
gislatur, also bis Herbst 2017 beschlossen werden. Die
Erfahrungen aus der Debatte um die Mietpreisbremse
und erste AuBerungen der Unionsfraktion zum Maas-
Vorschlag lassen beftirchten, dass die Union auch dies-
mal versuchen wird, das Gesetz zu verwéssern und das
Verfahren zu verzégern. Der Justizminister muss also
schnell einen Gesetzentwurf formulieren und ihn auch
gegen Widerstande durchsetzen. js

Der Bundes- »
justizminister will
im Mietspiegel die
Mieterh6hungen
der vergange-

nen zehn Jahre
beriicksichtigen
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te nach einer Modernisierung um
nicht mehr als 50 Prozent in acht
Jahren, maximal um 4 Euro pro
Quadratmeter, steigen. , Die zu-
mutbaren Mietsteigerungen nach
Modernisierungen sind weiterhin
zu hoch*, kritisiert Wild. Die Ab-
senkung der Umlage erlaubt immer
noch enorme Mietsteigerungen

Die Kappung
greift zu spit

bei teuren Modernisierungen, und
die Kappung greift zu spéat: Beispiels-
weise trdte bei der gegenwartigen
Berliner Durchschnittsmiete von
5,84 Euro pro Quadratmeter net-
tokalt die Deckelung erst bei einer
Mieterhohung von mehr als 2,92
Euro pro Quadratmeter ein. Dieses
Limit kann nur die allerschlimmsten
Modernisierungsexzesse verhindern.
«Wir setzen uns fiir eine Abschaffung
der Prozentumlage ein", so Wild.
Stattdessen sollte ein Zuschlag inner-
halb der Vergleichsmiete moglich
werden, der sich an der Energieeffi-
zienzsteigerung orientiert.

Die Grundlinien des Ministeriums
sehen vor, dass Mieter kiinftig auch
dann eine finanzielle Harte gegen
eine Modernisierung einwenden koén-
nen, wenn lediglich der allgemein
Ubliche Ausstattungszustand her-
gestellt wird. Der Vorschlag wird
vom BMV begruft. Die vorgesehe-
ne Festlegung, dass ein Hartefall erst
vorliegt, wenn mehr als 40 Prozent
des Haushaltsnettoeinkommens fiir
die Bruttokaltmiete aufgewandt wer-
den mussen, ist allerdings eine zu
hohe Hurde.

Beim Thema Wohnflache hat sich
das Justizministerium zu einer langst
Uberfalligen gesetzlichen Klarstel-
lung durchgerungen: Fir Mieterho-

Foto: Christian Muhrbeck

hungen und die Betriebskostenumla-
ge soll die tatsachliche Wohnflache
malBgeblich sein — und nicht etwa ei-
ne von der Realitdt weit abweichen-
de Quadratmeterzahl, die im Miet-
vertrag steht. In den letzten Jahren
hat sich in der Rechtsprechung durch-
gesetzt, dass Mieter Flachenabwei-
chungen von bis zu zehn Prozent
hinnehmen mussen. Der BGH riick-
te bei Mieterhohungen erst kirzlich
zu Gunsten der tatsdchlichen Wohn
flache von seiner bisherigen Recht-
sprechung ab.

Positiv bewertet der BMV auch die
vorgesehene Neuregelung, dass
Mieter mit einer Nachzahlung von
Mietrickstdnden auch ordentliche
Kiindigungen abwenden konnen.
Damit wird der Vermieterstrategie
der Boden entzogen, bei Zahlungs-
verzug nicht nur eine fristlose, son-
dern auch eine ordentliche Ktindi-
gung auszusprechen, um die Schon-
fristzahlung zu verhindern und die
Wohnung zu rdumen.

Jens Sethmann
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W Informationen
zum Fléchennut-
zungsplan (FNP):
www.stadtent
wicklung.berlin.

de/planen/fnp/
Initiative zur

Grundsteuerreform:

www.grundsteuer
reform.net

T R

Konversionsflachen

verkauft der Bund
jetzt mit Nachlass,
wenn sie fiir den
Wohnungsbau
genutzt werden
(hier: Rhein-
pfalzallee 83

in Karlshorst)
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WOHNUNGSNEUBAU

Bauland verzweifelt gesucht

Dass in Berlin dringend viele neue Wohnungen gebaut werden miis-

sen, bezweifelt niemand mehr. Durch Zuzug gewinnt die Stadt jedes Jahr
rund 40000 Einwohner. Dazu kommt noch eine unberechenbare Zahl von
Fliichtlingen, die auch ein Dach iiber dem Kopf brauchen. Doch obwohl
es in Berlin jede Menge Brachflachen gibt, sind kurzfristig bebaubare

Grundstiicke knapp und teuer.

Von einer ,historischen Aufgabe"
spricht Stadtentwicklungssenator
Andreas Geisel, wenn er an den Neu-
bau dringend benétigter Wohnungen
denkt. ,Ich bin aber sicher, dass wir
dies meistern werden. 30000 Woh-
nungen pro Jahr zu bauen ist keine
Hexerei", erklart der Senator. Auch
in den 90er Jahren hat Berlin in die-
ser GroBenordnung Wohnungen ge-
baut. ,Wir brauchen dazu naturlich
Bauplatze”, so Geisel. ,Wir sind per-
manent dabei, neue Flachen zu ak-
tivieren und die planungsrechtlichen
Grundlagen fur den Bau neuer Woh-
nungen zu schaffen.” Der 2014 be-
schlossene Stadtentwicklungsplan
Wohnen 2025 zeigt zwar Flachen
auf, die fur den Bau von 215000
Wohnungen reichen, kurzfristig ver-
fugbar sind davon aber nur die we-
nigsten Grundstulcke.

Der Senat hat deshalb mehrere An-

derungen des Flachennutzungsplans
vorgenommen, um auf Flachen, die
fur andere Nutzungen vorgesehen
waren, das Wohnen zu ermdglichen
(siehe Kasten). Eine Anderung der
Bauordnung und ein Wohnungsbau-
beschleunigungsgesetz sollen Geneh-
migungsverfahren abkirzen und das

Bauen vereinfachen. Bei Bauvorha-
ben mit mehr als 200 Wohnungen
entzieht die Senatsverwaltung fur
Stadtentwicklung und Umwelt grund-
satzlich den Bezirken das Bebauungs-
plan-Verfahren, um die Planung zu
beschleunigen. Bei den Buckower
Feldern, dem Mauerpark und der
Elisabethaue hat er dies getan — of-
fensichtlich auch, um Birgerbegeh-
ren auf Bezirksebene abzuwehren.

Grundstiickstransfer an
kommunale Unternehmen

Landeseigene Grundstlcke werden
von der Berliner Immobilienmanage-
ment (BIM) als Sachwerteinlage an
die sechs stadtischen Wohnungsbau-
gesellschaften tibereignet. Im Novem-
ber 2015 hat der Senat eine dritte
Tranche beschlossen: Die 43 Grund-
stlicke liegen in allen Bezirken und
haben einen Verkehrswert von 82
Millionen Euro. Zusammen mit den
Grundstiicken aus den ersten bei-
den Tranchen wurden so Flachen im
Wert von 108 Millionen Euro an die
Wohnungsbaugesellschaften tiber-
tragen, die dort iber 2000 Woh-
nungen errichten konnen.

Auch fur den Bau von Fluchtlings-
unterktnften fiir 24000 Menschen
werden hdnderingend Flachen ge-
sucht. Die Grundstlcke missen et-
wa 10000 Quadratmeter groB sein,
denn der Senat plant Modulbauten,
die aus mehreren fuinfgeschossigen
Einheiten fur je 75 Bewohner beste-
hen. Dazu kommt jeweils ein einge-
schossiges Funktionsgebdude. Die
Unterkiinfte haben kleine Zimmer
und sollen spater auch fiir andere
Zwecke nutzbar sein, zum Beispiel
als Studentenwohnheim. Die Geneh-
migungsverfahren fur diese Modul-
bauten entzieht der Senat den Be-
zirken ebenfalls. Im Auftrag der Se-

natsverwaltung fur Finanzen wurden
5514 Grundstticke tberprift. Als ge-
eignet haben sich aber nur 85 Fla-
chen herausgestellt, davon sind le-
diglich 51 kurzfristig nutzbar. Diese
Bauplatze sind sehr ungleich verteilt.
Sie liegen vor allem am Stadtrand
und ballen sich in Buch und Neu-
Hohenschdénhausen. Innerhalb des
S-Bahn-Rings liegen hingegen nur
drei Standorte, in den Bezirken Mit-
te, Charlottenburg-Wilmersdorf und
Tempelhof-Schéneberg gar keine.
Der Senat will deshalb auch auf das
Tempelhofer Feld zugreifen. Im No-
vember brachte er eine Anderung
der entsprechenden Gesetze auf den
Weg, mit der die Errichtung von mo-
bilen Fluchtlingsunterkiinften an
den Randern des ehemaligen Flug-
feldes erlaubt werden soll. Das im
Mai 2014 per Volksentscheid be-
schlossene Gesetz schreibt eigent-
lich die vollstandige Freihaltung des
Feldes vor. Der Senat will nun dort,
wo er einst den Bau von 4700 Woh-
nungen vorgesehen hatte, mobile
Bauten fur Fltichtlinge und Asylsu-
chende aufstellen — befristet bis En-
de 2019. Kritiker sind sehr skeptisch,
sieht es doch ganz so aus, als woll-
te der Senat die erstbeste Gelegen-
heit nutzen, den ungeliebten Volks-
willen aufzuweichen. Andreas Geisel
versichert: ,Wir stellen damit das Er-
gebnis des Volksentscheids und das
geltende Tempelhof-Gesetz nicht in
Frage. Es geht nicht um die Bebau-
ung der Rander des Tempelhofer
Feldes, sondern um die befristete
Moglichkeit, dort Flichtlinge unter-
zubringen.”
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<( Wo mehr als
200 Wohnungen
entstehen, zieht
die Senatsverwal-
tung das Planungs-
verfahren an sich
(hier: am Mauer-
park in Mitte)

Grundsteuer erhoben. Der Deutsche
Mieterbund (DMB) und der Natur-
schutzbund Deutschland (NABU)
fordern deshalb eine Grundsteuer-
reform. , Besteuert werden darf
kanftig nur noch der Boden. Die
GroRe und der Wert des Grund-
stiicks mussen MaBstab fur die Hohe
der Grundsteuer sein, nicht mehr die
vorhandene Bebauung", so DMB-

Um Lander und Kommunen bei der
Schaffung von Sozialwohnungen
und der Unterbringung von Fliicht-
lingen zu unterstltzen, gibt die Bun-
desanstalt fir Immobilienaufgaben
(BImA) Bundesliegenschaften verbil-
ligt ab. Der Haushaltsausschuss des
Bundestages hat dazu im Dezember
eine neue Richtlinie beschlossen. Fur
offentliche Zwecke gab es schon vor-
her Preisnachldsse. Nun gehoren
auch der Bau von Sozialwohnungen
und Fliichtlingsunterkiinften zu den
Zwecken, fur die Verbilligungen ge-
wdhrt werden. Wenn auf einem
Grundstiick mindestens acht Sozial-
wohnungen im Geschosswohnungs-
bau errichtet werden sollen, verrin-
gert sich der Kaufpreis um 25000
Euro pro neu geschaffener Wohn-
einheit. Fir Flichen, auf denen Fliicht-
lingsunterkiinfte entstehen sollen,
gibt es einen Nachlass von 350000
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bis 500000 Euro pro Kaufvertrag.
Das gilt aber nur flr Konversionsfla-
chen, also Grundsticke, die ehemals
militdrisch genutzt wurden. In Berlin
sind das zum Beispiel die Schmidt-
Knobelsdorf-Kaserne in Spandau,
die Kaserne Hessenwinkel in Rahns-
dorf und die Rheinpfalzallee 83 in
Karlshorst. Sie gehoren zu den Fla-
chen, die der Senat fir die Flicht-
lingsunterbringung vorsieht.

Altlasten und
fehlende ErschlieBung

Warum ist es so schwierig, schnell
bebaubare Grundsticke zu finden?
Wenn man die Innenstadt auf dem
S-Bahn-Ring umkreist oder auf den
AusfallstraBen stadtauswarts fahrt,
sieht man schlieBlich massenhaft
Brachfliachen, die sich auf den ers-
ten Blick fiir den Wohnungsbau eig-
nen. Insbesondere die ehemals ge-
werblich genutzten Flachen sind je-
doch haufig mit Altlasten verseucht.
Bevor hier auch nur eine Wohnung
gebaut wird, misste man einen teu-
ren und langwierigen Bodenaus-
tausch vornehmen. Viele Grundsti-
cke haben auch keine ErschlieBung.
Man musste also erst StralRen, die
Kanalisation, Strom-, Gas-, Fernwér-
me- und Telekommunikationsleitun-
gen heranfuihren. Dartiber hinaus se-
hen private Eigentimer oft keinen
Anreiz, Brachflichen zu bebauen,
denn die Grundsteuer ist fir ein un-
bebautes Grundstlck sehr niedrig
oder wird dem Eigentlimer sogar
vollstdndig erlassen. Nur fur voll ge-
nutzte Grundstilicke wird die volle

Préasident Franz-Georg Rips und NA-
BU-Vorsitzender Olaf Tschimpke in

einer gemeinsamen Erklarung. ,Wir

brauchen Anreize, um teil- und un-
bebaute Grundstiicke zu bebauen
und zu verdichten und Baullicken

Mehr Wohnen im Flachennutzungsplan

Im November hat der Senat den Berliner Flachennut-
zungsplan (FNP) an zehn Stellen gedndert, um dort
den Bau von 6580 Wohnungen zu ermoglichen. Allein
auf dem ehemaligen Militargelédnde in Lichterfelde-Sid
sollen 2500 Wohnungen entstehen. Rund 1000 Woh-
nungen konnen auf einem brachliegenden Gewerbe-
gebiet am Blockdammweg in Karlshorst errichtet wer-
den. In Mahlsdorf sollen auf zwei Flachen an der Elsen-
straBe und an der ParlerstraBe 920 Wohnungen ent-
stehen. In Spandau wird eine Gewerbeflache zwischen
Niederneuendorfer Allee und Havel in ein Wohngebiet
mit 315 Wohnungen umgewandelt sowie ein Teil des
Waldkrankenhaus-Geldndes an der GriesingerstraBBe
fur den Bau von rund 200 Wohnungen erschlossen.
In Kreuzberg werden an der Stresemannstralle, am
Halleschen Ufer und an der LindenstrafRe Gemeinbe-
darfs- und Kerngebiete in Mischgebiete umgewidmet,
damit dort insgesamt 720 Wohnungen entstehen kon-
nen. An der WexstraBe in Schéneberg sollen bis zu
400 Wohnungen gebaut werden. Durch Umplanun-
gen in der Wissenschaftsstadt Adlershof entstehen zu-
satzlich 350 Wohnungen. Am Mohnweg in Altglienicke
stehen Flachen fiir 100 Wohnungen bereit und auf
dem Geldnde des ehemaligen Auguste-Viktoria-Kran-
kenhauses in der Leonorenstrale in Lankwitz konnen
80 Wohnungen entstehen. js

zu schlieRen. Gleichzeitig diirfen In-
vestitionen, wie Sanierungen, Um-,
An- oder Ausbauten, nicht mit ho-
heren Steuern bestraft werden." Ei-
ne Grundsteuerreform, die den Wert
des Bodens zum MaRstab macht,
wurde das spekulative Zuriickhal-
ten von Bauflachen teurer machen,
brachte so Bewegung in den Grund-
stiicksmarkt und setzte Investitions-
anreize fir den Wohnungsbau.
Jens Sethmann

< Innerhalb des
S-Bahn-Rings
gibt es nur we-
nige offentliche
Flichen fiir den
Wohnungsbau
(hier: Umgebung
des Postbank-
Hochhauses)
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W Weitere
Informationen

zu Rechten und
Pflichten im Ver-
tragsverhdltnis mit
Kabeldienstleistern
finden sich in den
Infobléttern 66
und 67 des Berliner
Mietervereins
online unter
www.berliner-
mieterverein.de/
recht/infoblaetter
Mebhr tiber die
Digitalisierung
deutscher TV-
Haushalte steht

im kiirzlich erschie-
nenen Digitalisie-
rungsbericht der
Medienanstalten:
www.die-
medienanstalten.

de/publikationen/
digitalisierungs
bericht.html

KABELNETZBETREIBER

Ordnung ins Kabelgewirr

Knapp die Halfte der deutschen Haushalte nutzt Kabelfernsehen. Inzwi-

schen kommen vielerorts auch Telefon und Internet durchs Kabel. Gleich-
zeitig geraten Kabeldienstleister immer wieder durch zweifelhafte Ge-

schaftspraktiken in die Schlagzeilen. Was Mieter beachten sollten, die

Kabel-TV empfangen mochten, klart dieser Beitrag.

Kabel und Satellit bringen das Fern-
sehen in die allermeisten deutschen
Haushalte. Zurzeit sehen 46,5 Pro-
zent der deutschen Haushalte fern
Uber Satellit, 46,1 Prozent tUber Ka-
bel. Weitere 9,7 Prozent nutzen
DVB-T - digitales Fernsehen via
Antenne.

Das deutsche Breitbandkabelnetz
wurde in den 1980er Jahren von
der Bundespost, spater der Tele-
kom, aufgebaut, um Haushalte mit
Fernseh- und Horfunkprogrammen
zu versorgen. Heute kénnen Gber
das Netz vielerorts auch Telefon-
gesprdche und Breitbandinternet
Ubertragen werden. Dazu wird es
seit Jahren ,riickkanalfahig" ausge-
baut, was eine Signalibertragung
in beide Richtungen erméglicht. Die
Anbieter bieten die drei Funktionen
mittlerweile haufig als Paket, das so-
genannte ,Triple Play“, an. Fur den
Kunden hat das den Vorteil nur einer
Rechnung und eines Ansprechpart-
ners. AuBerdem locken die Anbieter

TV-Programm, Telefon
und Internet bieten etliche
Anbieter als Paket an

mit Kombi-Kostenersparnissen. Ver-
braucherzentralen raten allerdings,
das Kleingedruckte in den Vertragen
genau durchzulesen. Sonst entpup-
pe sich ein Angebot womaglich als
Kostenfalle, etwa durch Gratis-Abos
von Pay-TV, die ungeklindigt kosten-
pflichtig werden. Zudem seien bei
einer Stdrung unter Umstanden al-
le drei Kommunikationswege be-
troffen.

Drei Anbieter beherrschen
den Markt

Das Breitbandkabelnetz ist heute
privatisiert und im Wesentlichen in
der Hand dreier grofRRer Anbieter:
Unitymedia, Tele Columbus und
Vodafone. Der Konzern Vodafone
hat 2014 , Kabel Deutschland” ge-
schluckt, seit September 2015 fir-
miert der aufgekaufte Anbieter auch
unter dem Namen der Muttergesell-
schaft Vodafone. Tele Columbus hat
wiederum in diesem Jahr mit Prima-
com und Pepcom zwei groBe Kon-
kurrenten Gbernommen. Lediglich in
den neuen Bundeslandern behaup-
ten sich neben den GroRanbietern
noch kleine, regionale Betreiber, teil-
weise aus Wohnungswirtschaft oder
Elektrohandwerk. In Berlin sind vor
allem Tele Columbus und Vodafone
aktiv.

Die Marktkonzentration ist extrem:
Als 2012 Kabel Deutschland ver-
suchte, Tele Columbus zu tiberneh-
men, meldete das Bundeskartellamt
Bedenken an. Die geringe Anbieter-
zahl hat flr Verbraucher den Nach-
teil, dass kaum Wettbewerb besteht
und Anbieter die Preise mehr-oder
weniger diktieren kénnen - als Be-
grindung dienen hohe Kosten fir
Netzausbau und -instandhaltung.
Bis 2013 haben auch einige Anbie-
ter, darunter Kabel Deutschland,
bestimmte Privatsender nur ver-

schliisselt und gegen Extra-Gebuhr
angeboten. Dies wurde 2013 vom
Bundeskartellamt untersagt.

Auch wegen solcher Schlagzeilen ge-
niefen Kabelanbieter bei vielen Ver-
brauchern keinen allzu guten Ruf.
Die Zahl der Anschlusse ist seit Jah-
ren leicht ricklaufig. Denn: Wahrend
beim Satellitenfernsehen nur einmal
Geld in die Hand genommen wer-
den muss, um eine Satellitenschissel
zu kaufen und zu montieren, bezahlt
man flr den Kabelempfang regelma-
Rig monatliche Nutzungsgebuhren.
Trotzdem gibt es fur viele Nutzer
keine Alternative zum Kabel, sei es,
weil sie viele Sender in guter Qua-
litdit empfangen wollen oder weil
der Vermieter die Installation einer

»Schissel" auf Dach oder Balkon un- =

—

tersagt.

Als Mieter hat man zwei Moglich-
keiten, an einen Kabelanschluss zu
kommen: Haufig bestellt der Ver-
mieter einen Sammelanschluss fiir
alle Mieter im Haus und/l
Kosten Uiber die Betri
um.

Die Riickkanal-
fahigkeit erlaubt
Datentransfers per
TV-Kabel in bei-
de Richtungen

Die zweite Moglichkeit: Der Mieter
schlieBt direkt mit der Kabelservice-
firma einen Einzelanschluss fiir seine
Wohnung ab.

Bei einem Sammelvertrag profitie-
ren-die-Mieter meist von glinstige-
ren Konditionen, die der Vermieter
als ,, GroBabnehmer" mit dem Ka-
belanbieter aushandeln kann. Dies
gilt insbesondere flir Wohnungsbau-
gesellschaften mit Tausenden Woh-
nungen.
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Wenn die Wohnung zum Zeitpunkt
des Einzugs bereits verkabelt ist,
muss der Mieter die laufenden Kos-
ten anteilig zahlen, wie im Vertrag
vereinbart — unabhdngig davon, ob
er den Anschluss nutzt oder nicht.
Soll ein Wohnhaus wéhrend eines
laufenden Mietvertrags verkabelt
werden, muss der Mieter dies in der

Bei einem Einzelvertrag mit
dem Kabelanbieter muss sich
der Mieter die Anschlussarbei-
ten vom Vermieter genehmigen
lassen

Regel dulden, da es sich meist um
eine Modernisierung handelt. Dies
gilt bei modernen riickkanalfahigen
Netzen auch dann, wenn ein Wohn-
haus bereits eine Gemeinschafts-
antenne besitzt.

Der Mieter muss daher dulden, dass
das Netz installiert wird. Er muss
aber nicht alle damit verbundenen
Kosten akzeptieren. 11 Prozent der
Installationskosten dirfen zu einer
Mieterh6hung fiihren. Bei den An-
schlusskosten ist strittig, ob es sich
um Baukosten handelt. In manchen
Vertragen tauchen aber auch gar
keine einmaligen Anschlusskosten
auf — diese werden stattdessen auf
die laufenden Kosten aufgeschla-
gen. Die monatlichen Grundgebiih-
ren — nicht zu verwechseln mit dem
obligatorischen Rundfunkbeitrag —
durfen wie Betriebskosten behan-
delt und auf alle Mieter umgelegt
werden. Wer den Anschluss nicht
nutzen mochte, hat also keinen An-

spruch, diesen verplomben zu lassen.

Anders im Sozialen Wohnungsbau:
Dort durfen die laufenden Kosten

nur auf diejenigen Wohnungen um-
gelegt werden, die mit Zustimmung

MieterMagazin 1+2/2016

der Mieter angeschlossen wurden.
Kostenerhohungen, die etwa durch
einen Produkt- oder Anbieterwech-
sel entstehen, missen Mieter grund-
sdtzlich ,,schlucken" — es sei denn,
der Vermieter verstoBRt gegen das
Gebot der Wirtschaftlichkeit. Dies
nachzuweisen, ist auf dem konkur-
renzarmen Markt aber schwer. Be-
triebskosten des Netzes (Strom und
Wartung) kénnen auch im Sozialen
Wohnungsbau anteilig verlangt wer-
den.

Nimmt der Vermieter keine Verkabe-
lung vor, bleibt dem Mieter nur ein
direkter Einzelvertrag mit einem Ka-
beldienstanbieter. Dabei hat er im-
merhin den Vorteil, dass er frei Uber
Anbieter und Angebot wéhlen kann.
Allerdings muss er die Zustimmung
desVermieters einholen, bevor er
einen Ubergabepunkt im Keller an-
legen und von dort aus ein Kabel
zu seiner Wohnung verlegen lasst.
Wenn die Verkabelung fachgerecht
ausgefuhrt wird und optisch nicht
stort, muss der Vermieter der Instal-
lation normalerweise zustimmen, da
das Recht auf Informationsfreiheit
gegenlber den Eigentiimerinteres-
sen Uberwiegt. Wichtig: Beim Aus-
zug muss der Mieter dann, falls nicht
anders ausgehandelt, den urspriing-
lichen Zustand wieder herstellen. Ha-
ben ein oder mehrere andere Mieter
im Haus bereits einen Vertrag mit
einer Firma abgeschlossen, miissen
Mieter far einen Neuabschluss die-
selbe Firma beauftragen — oder auf
einen Kabelanschluss verzichten.
Das grofte Problem von Einzelver-
tragen sind die langen Laufzeiten
von mehreren Jahren. Einen Austritt

Problem beim Einzelvertrag:
lange Laufzeit

vor Vertragsende sehen sie nicht vor.
Ubernimmt der Nachmieter den Ver-
trag nicht, muss man unter Umstén-
den weiterzahlen — auch bei sehr
langen Laufzeiten, wie der Bundes-
gerichtshof entschieden hat. Ver-
tragsklauseln, die den Nachmieter
in die Pflicht nehmen, sind unwirk-
sam.

Nahezu alle Vertrage erlauben
Preiserhdhungen etwa durch eine
Ausweitung des Senderangebots.

Bei einem vom Vermieter abge-
schlossenen Sammelvertrag gibt
es in der Regel kein Recht, den

Anschluss verplomben zu lassen

Nur wenige raumen dem Nutzer
fur diesen Fall ein Recht auf aufer-
ordentliche Kiindigung ein. Dieses
Recht kann dem Mieter aber nicht
grundsatzlich abgesprochen werden,
im Zweifelsfall muss ein Gericht ent-
scheiden.

Katharina Buri

|
Analog ist bald passé

Seit einigen Jahren wird die Ubertragung des Kabel-
signals vom analogen PAL auf das digitale DVB-C um-
gestellt. Dadurch kénnen mehr Sender empfangen
werden, Zusatzangebote wie Internetzugang werden
moglich. Heute empfangen bereits 72,5 Prozent der Ka-
belnutzer ein digitales Signal — Tendenz steigend. Alte-
re TV-Gerdte benotigen zum Empfang einen Digitalre-
ceiver, der vom Anbieter kostenpflichtig gemietet oder
gekauft werden kann. In die neuen Gerate ist dieser
DVB-C-Tuner bereits integriert.

Momentan transportieren die Leitungen sowohl ana-
loge als auch digitale Signale. Sobald der letzte Nut-
zer auf digital umgestellt hat, soll die analoge Uber-
tragung komplett eingestellt werden — dem Verband
deutscher Kabelnetzbetreiber (ANGA) schwebt daftr
das Jahr 2018 vor. kb
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BERLINER DIENSTMADCHEN UM 1900

Auguste auf dem
Héngeboden

Kaum jemand kennt noch die Kammern, die in den biirgerlichen Wohnun-
gen Berlins um 1900 die Schlafstatt fiir die Dienstmadchen beherbergten.
Klein und in die unattraktivsten Ecken eines Grundrisses verbannt, sind
diese winzigen Rdume langst im Zuge von Modernisierungen der iibrigen
Wohnungsflache zugeschlagen worden. Falls sie iiberlebt haben, dienen
sie heute allenfalls noch als Abstellraum. Keiner kime auf die Idee, dass
hier frither jemand sein Zimmer hatte. Auch die beriichtigten Hingeboden
in Flur und Kiiche sind nur noch dem Horensagen nach gelaufig, sie sind

inzwischen ebenso Geschichte.

Es waren mittellose junge Madchen
und ledige Frauen bis etwa 30 Jahre,
die vom Land in die GroRstadte zo-
gen, um dort ,,in Stellung” zu gehen,
wie es damals hieB. Dienstmadchen
bildeten um die Wende zum 20. Jahr-
hundert die groBte weibliche Berufs-
gruppe, und fast 70 Prozent des
Birgertums hatten mindestens ein
Dienstmédchen. In den meisten
GroRstddten wurden die Dienstboten
auBerhalb der Etagenwohnungen in
unbeheizten Mansardenzimmern auf
dem Boden untergebracht. In Berlin
dagegen, wo in den Dachgeschossen
der Mietshduser Waschkiichen und
Trockenbdden untergebracht waren,
schliefen sie zum groRen Teil in den
Etagenwohnungen ihrer Herrschaften.
Wenn es die GroRe der Wohnung
zulieB, legte man allerdings auf eine
raumliche Trennung zum Personal
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sehr viel Wert. Dienstboten hatten
nur durch den separaten Lieferanten-
und Hintereingang Zutritt zur Woh-
nung. Zu erreichen war der Neben-
eingang Uber eine zweite Treppe.

In den Wohnungsgrundrissen der
Grlinderzeit befinden sich die Kam-
mern fur das Personal meist neben
der Kiiche, der Speisekammer oder
dem Bad - ein Kleinstraum, den man
von der Ubrigen Flache abgeknapst
hatte. In diesem winzigen Raum be-
schrankte sich die Moblierung auf
das Nétigste: eine eiserne Bettstelle,
ein Stuhl, ein paar Kleiderhaken an
der Wand und ein Wéschestander
fanden darin Platz. War der Zuschnitt
etwas grolRer geraten, kamen noch
Schrank, Kommode oder Waschtisch
dazu. AuRerdem wurden von der
Herrschaft Bettdecke und -wéasche
gestellt. Die einzigen Mobel, die die
Dienstboten vom Land in die Stadt
mitbrachten, waren aus Weiden ge-
flochtene, abschlieRbare Reisekorbe —
woran man sie bei ihrer Ankunft auf
den Bahnhofen untriglich erkennen

Illustration: Heinrich Zille

konnte. Da es vielen Mddchen ver-
boten war, ihre Zimmer abzuschlie-
Ben, boten die Weidenkdrbe oft die
einzige Moglichkeit, um persénlichen
Besitz unterzubringen und ihren Lohn
aufzubewahren.

Privatheit
nicht vorgesehen

Die Schlafkammern mit ihren sparta-
nischen Ausstattungen waren nicht
als privates Refugium flr eigene
Wohnanspriiche gedacht. So heift
es mahnend in dem zeitgendssischen
Ratgeberbuch ,Die Hausfrau in ih-
rem Schalten und Walten": ,Von
Zeit zu Zeit muss die Hausfrau sich
auch vergewissern, dass die Mad-
chen, wenn sie nach dem abendli-
chen Aufraumen der Kiiche und der
Erledigung der letzten Geschéfte ihre
Kammer aufsuchen, nicht etwa noch
lange aufbleiben, vielleicht noch mit
anderen Dienstboten aus dem Hau-
se Schwatzkranzchen abhalten oder
gar im Bette lesen. Ganz abgesehen
von den sonstigen Unzutraglichkeiten
und Gefahren, die mit derartigem
nachtlichen Treiben verbunden sind,
gebietet schon die Ricksicht auf die
Gesundheit der Dienstboten, die von
mindestens 6 Uhr morgens bis nachts
9 und 10 Uhr und langer auf den
Beinen sind, dass sie sich einer aus-
reichenden Nachtruhe hingeben."
Ein grolRer Teil der Landméadchen
stellte von der Herkunft her keine
groBen Anspriiche an die Unterbrin-
gung. Es genligte, wenn das Zimmer
ein Fenster hatte und das nétige Mo-
biliar enthielt. Oft waren sie von zu
Hause aus oder von ihren Stellungen
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in der Landwirtschaft noch schlech-
tere Schlafgelegenheiten gewohnt.
Andererseits bedeutete eine Mad-
chenkammer im Vergleich zu ande-
ren Schlafmoéglichkeiten eine gera-
dezu luxuriose Unterbringung. Hau-
fig hatten die Dienstmadchen nur
auf dem berlchtigten Hingeboden
ihre reine Schlafstatt. Dabei handelte
es sich um kleine Gelasse, die in den
hohen Wohnungen durch eingezo-
gene Zwischendecken Uber der Spei-
sekammer, dem Bad oder Flur ent-
standen, in die man von der Kiiche
oder vom Flur aus mit Hilfe einer
Leiter kam. Sie waren mit Turen
versehen, und nur in den wenigs-
ten konnte man stehen oder hatte
Tageslicht. Die meisten waren nicht
hoéher als 1,50 Meter und so klein,
dass nur ein Bett und ein Reisekorb
darin Platz fanden.

Theodor Fontane verewigte 1897 ei-
nen solchen Hangeboden in seinem
Roman ,Der Stechlin”, in dem das
Dienstmadchen Hedwig berichtet:
+Als ich nach Berlin kam, da gab es
noch die Hangebdden. Immer sind
sie in der Kiiche, mitunter dicht am
Herd oder auch gerade gegeniiber.
Und nun steigt man auf eine Leiter
und wenn man mide ist, kann man
auch runterfallen. Aber meistens
geht es. Und man macht eine Tur
auf und schiebt sich in ein Loch hin-
ein, ganz so wie in einen Backofen.
Und am schlimmsten ist es im Som-
mer. DrauBen sind 30 Grad, und auf
dem Herd war den ganzen Tag Feuer;
da ist es dann, als ob man auf den
Rost gelegt wiirde. Aber ich glaube,
sie dirfen so was nicht mehr bauen.
Polizeiverbot."

MieterMagazin 1+2/2016
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Schon unter den Zeitgenossen des
19. Jahrhunderts waren die Meinun-
gen Uber diese Schlafstatte sehr ge-
teilt. 1862 wetterte die konservativ
orientierte , Kreuzzeitung" gegen
den Missstand, wihrend es fur ei-
nen Berliner Prokuristen bei der in-
nenarchitektonischen Planung seiner
neuen Wohnung 1875 aufer Zweifel
stand, dass , Auguste nattrlich auf
den Hangeboden muss". Erst als die
Baupolizeiordnung von 1887 die
Mindesthohe fir solche Raume aus
gesundheitlichen und hygienischen
Grinden auf 2,70 Meter festlegte,
wurde die Errichtung von Hangebo-
den in Neubauten unterbunden. Al-
lerdings nutzte man die vorhandenen
Verschlage selbstverstandlich wei-
ter. Weitsichtig vermutete ein paar
Jahre spater Oskar Stillich, National-
O6konom an der Berliner Humboldt-

ein Saulenofen.”

]
16 Stunden am Tag zu Diensten

Fur die jungen Landfrauen gab es in der Stadt im Grun-
de nur die Dienstbotenstellung als Moglichkeit zum
Gelderwerb, da diese auch in der birgerlichen Gesell-
schaft akzeptiert und unterstiitzt wurde. Man fand,
dass diese haus- und familienbezogene Frauenarbeit
der ,eigentlichen Bestimmung des Weibes" noch am
ehesten entgegen kam. Gleichzeitig verhiel der Stel-
lenantritt als Dienstmddchen auch ein Dach tiber dem
Kopf, regelmaRiges Essen und soziale Kontakte. Dienst-
méadchen hatten mit 16 Stunden die langsten Arbeits-
zeiten aller Beschdftigten und die groRte Abhdngigkeit
von der Familie der Dienstherren. Die Rechte und vor
allem die Pflichten der im Haus ihrer Arbeitgeber woh-
nenden Dienstméadchen wurden durch die preuBische
Gesindeordnung von 1810 geregelt. Feste Arbeitszei-
ten waren darin nicht vorgesehen. Auch nachdem die
Gesindeordnung 1918 aufgehoben wurde, fand der
Acht-Stunden-Tag keine Anwendung, blieben Urlaub,
néchtliche Ruhepause, Freizeit oder die Gewéhrung ei-
nes ganzen freien Tages ungeregelt. 15

Akademie, dass diese noch immer so
verbreitete Form der Unterbringung
.eine Tatsache sei, von der die Ge-
schichtsschreibung der Zukunft viel-
leicht einmal mit Staunen Kenntnis
nehmen wird".

Um 1900 hatten 54 Prozent von 432
befragten Berliner Dienstméadchen
ein Zimmer fir sich allein. Die Ubri-

gen mussten sich mit dem beschrie-  Jens Sethmann

benen Hangeboden begniigen oder
aber hatten gar keinen privaten Be-
reich. Thnen wurde lediglich ein all-
gemein zuganglicher Raum zuge-
wiesen, der als Wasche- oder Bi-
gelkammer oder als Badezimmer
eingerichtet war. So beschreibt ein
Berliner Dienstmadchen ihre Situa-
tion: , Es steht in demselben mein
Bett, Nachttisch, Waschtisch, ein
Schrank fiir meine Kleider, mein
Wischekorb, die Badewanne und

.Veranderungsdruck”

Nicht zuletzt diese Arbeits- und

Lebensbedingungen fiihrten dazu,
dass laut einer zeitgendssischen sta-
tistischen Umfrage tiber 90 Prozent
der Berliner Dienstmadchen ,,sich
verdndern" wollten. Viele Dienst-

»Ganz wie ein
Backofen“: der
beriichtigte Berli-
ner Hangeboden

mdadchen suchten ihre Arbeitgeber
danach aus, wo ihnen ein ange-
messenes Zimmer zum Schlafen
geboten wurde. Heute erinnert al-
lenfalls noch die Stellung eines Au-
pair-Mddchen entfernt an die Zeiten
der Dienstboten, die Tag und Nacht
unter dem Dach ihrer Herrschaft zu-
bringen mussten.

< Berlin hatte um
1880 fiir Arbeits-

suchende vom
Lande rund 450

Vermittlungsbiiros

(Maler: Fritz
Paulsen)
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BOXEN FUR PAKETZUSTELLER

Postkasten XXL

Immer mehr Menschen bestellen im Internet — auch, um Zeit zu sparen.

W Unter
www.dhl.de/de/ Die hat man aber ganz schnell wieder verloren, wenn man das Paket
paket/pakete- nicht selbst entgegen nehmen kann. Abhilfe sollen private Paketboxen
empfangen/ im Hinterhof schaffen, wie sie der Paketzusteller DHL und andere An-
paketkasten.html  bieter gerade einfiihren.

kann man einen
DHL-Paketkasten
konfigurieren und
bestellen. Unter
www.parcellock.de
finden sich Infor-
mationen zum

schickt — die Zahl steigt seit Jahren

halten Internet-Bestellungen. Ver-
wunderlich ist das nicht: Wahrend

aktuellen Stand  man sich beim konventionellen
des Parcellock-  Shoppen mitunter durch tberfillte
Kastens.  Einkaufspassagen qudlt oder lange

Wege zurticklegen muss, um das
Gewtlinschte zu bekommen, ist es
im Internet immer nur einen Klick
entfernt. Dass die Rechnung aber
manchmal auch nicht aufgeht, weif
jeder, der tagstiber wenig zu Hause
ist und hadufiger eine Benachrichti-
gungskarte im Briefkasten findet.
Das Paket kdnne beim Nachbarn

Paketstationen
sind jetzt auch
furr Privathduser
erhiltlich

Innovative Zustellungs-ldeen

Je schneller und innovativer, desto besser: Im Wett-
kampf um Kunden lassen sich die Zustellfirmen einiges
einfallen. Hier eine Auswahl aktueller Ideen:

B Zustellung per Drohne: Amazon und Google experi-
mentieren mit Drohnen, die Pakete ausliefern — Google
will schon 2017 in den USA damit starten. Auch DHL
testet einen , Paketkopter", der Pakete in schlecht zu-
gangliche Gebiete zustellt.

M Lieferung in den Kofferraum: DHL, Amazon und
Audi haben sich fir ein Pilotprojekt zusammengetan,
bei dem Pakete in den Kofferraum des geparkten Au-
tos zugestellt werden.

M Privatleute als Paketboten: Diverse Anbieter testen
Plattformen, bei denen Privatpersonen die Ausliefe-
rung Ubernehmen und sich so etwas dazuverdienen.
B Transport per Fernbus: Ein Berliner Startup will Pa-
kete flexibel und 6kologisch mit Fernbussen auf die
Reise schicken.

M Flexibler Zustellungsort: Bei UPS ,, MyChoice" (lei-
der noch nicht in Deutschland angeboten) kann die
Lieferadresse kurzfristig verandert werden - je nach-
dem, wo sich der Empfanger aufhalt.

B Umweltfreundlich ans Ziel: UPS testet in Hamburg
die Zustellung mit Sackkarre, Lastenrad und E-Cargo-
Bike anstelle von LKW. Das Resultat: weniger zugepark-
te StraBen, keine Emissionen auf der ,letzten Meile".
kb
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2014 wurden in Deutschland fast 2,8
Milliarden Packchen und Pakete ver-

kontinuierlich. Die meisten davon ent-

abgeholt werden, heilt es da (der
dann garantiert nicht zu Hause an-
zutreffen ist), oder in der nidchsten
Filiale (die nur von 9 bis 18 Uhr ge-
offnet hat und wo zu den Stolzei-
ten Schlangestehen garantiert ist).
Um die Kunden und auch die ei-
genen Paketzusteller zu entlasten,
tufteln die Zustellunternehmen seit
Jahren an Lésungen. Der Anbieter

Verschiedene Anbieter,
unterschiedliche Konzepte

DHL hat vor Jahren Paketstationen
im o6ffentlichen Raum eingefiihrt,
die an registrierte Kunden rund um
die Uhr Sendungen ausspucken oder
Ricksendungen entgegennehmen.
Nun geht das Unternehmen noch
einen Schritt weiter: mit fest am
Wohnhaus installierten privaten Pa-
ketkasten, in die der Zusteller DHL-
Sendungen direkt hineinlegt. Der
Kunde erhélt per SMS oder E-Mail
eine Benachrichtigung und 6ffnet
sein Fach mit einem Computerchip.
Auch Riicksendungen kdnnen tber
den Paketkasten abgewickelt wer-
den. Der Konzernvorstand spricht
von der ,groRten Erfindung seit dem
Briefkasten”. Die diebstahlsicheren
Kasten sind bereits erhiltlich, sie
konnen in unterschiedlicher GroRe
und Ausstattung gekauft (ab 99 Eu-
ro) oder gemietet (ab 1,99 Euro pro
Monat) werden. Paketkésten lassen
sich — das Einverstédndnis des Eigen-
timers oder der Hausverwaltung
vorausgesetzt — auch vor Mehrfa-
milienhdusern montieren. Seit Marz
betreibt DHL ein Pilotprojekt mit
Mietshausern der Vonovia (friher:
Deutsche Annington) auch in Berlin.
Ein dhnliches System entwickeln
momentan auch die Wettbewerber
DPD, GLS und Hermes. Sie haben
im September gemeinsam die Firma
ParcelLock gegriindet, die einen an-

bieterneutralen Paketkasten auf den
Markt bringen will. In diesen konnen
samtliche Zustellfirmen, also etwa
Lieferdienste von Supermarktketten,
Biokisten oder Apotheken, Kurier-
dienste und sogar Pizza-Services
oder Freunde und Bekannte ihre Lie-
ferungen ablegen. Moglich macht es
eine entsprechend offene IT-Struk-
tur, die mit individuellen und zeitlich
begrenzten TAN-Nummern fir die
Zusteller — dhnlich wie beim Online-
Banking — arbeitet. In der Anbieter-
offenheit unterscheidet sich die Box
vom DHL-Paketkasten, der ,,aus Si-
cherheitsgriinden” nur firmeneigene
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Sendungen aufnimmt. Die ersten
ParcelLock-Paketkésten sollen im
Sommer 2016 auf den Markt kom-
men. Flar Mietshauser sind Paket-
taschen geplant, die direkt an der
Wohnungstir angebracht werden
kdonnen, ohne Schiaden zu hinterlas-
sen.

Neben den Zustelldiensten haben
auch zahlreiche Unternehmen und
Start-ups die Marktlticke erkannt
und bieten unterschiedliche, dieb-
stahlsichere Aufbewahrungssyste-
me fur Ein- und Mehrfamilienhduser
an. Einige dieser Systeme sind auch
fur Mieter interessant, da sie keine
Festinstallation bendtigen. Etwa die
.Lockbox": Pakete werden in einer
Plastikbox angeliefert und diese per
Metallseil und Anker an der Tiir be-
festigt. Oder der ,PaketButler"”, eine
faltbare Kiste, in der Lieferungen
verstaut werden.

Katharina Buri
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http://www.dhl.de/de/paket/pakete-empfangen/paketkasten.html
http://www.parcellock.de

Bezirkliche Mitglieder-
versammlungen 2016

Liebes Mitglied des Berliner Mietervereins,

wir laden Sie herzlich zur Teilnahme an der
diesjahrigen Bezirksmitgliederversammlung in
lhrem Bezirk ein.

Im Rahmen der Bezirksmitgliederversammlung
kénnen die Mitglieder des Berliner Mieter-
vereins Einfluss auf die Aktivitdten des Ver-
eins nehmen. Die Bezirksleitung informiert
liber die Probleme der Mieter im Bezirk. Aktio-
nen werden besprochen, Informationen gege-
ben und Erfahrungen ausgetauscht. In diesem
Jahr werden auch die Bezirksleitungen und die
Delegierten zur Delegiertenversammlung des
Berliner Mietervereins (BMV) gewéhlt.

Scheuen Sie sich also nicht, im Berliner Mieter-
verein aktiv zu werden. Besuchen Sie die Ver-

sammlung in lhrem Bezirk. Bitte den Mitglieds-
ausweis (ersatzweise Ihr aktuelles MieterMaga-
zin mit Adressenaufkleber) mitbringen.

Weitere Einladungen zu Mitgliederversamm-
lungen folgen in der Mérz-Ausgabe des Mieter-
Magazin.

Lichtenberg

Montag, 14. Méarz 2016, 18 Uhr

Hochschule fur Technik und
Wirtschaft (HTW),
Treskowallee 8, Raum A 017
U-Bht. Tierpark (mit 400 m
FuBBweg); Tram 27, 37, M17
(Treskowallee/HTW)

Tagesordnung
1. Bericht der Bezirksleitung
mit Aussprache

2. ,Was hat das Jahr 2015 auf dem
Gebiet Wohnen/Mieten gebracht
und weitere Forderungen des Ber-
liner Mietervereins und des Deut-

schen Mieterbundes”
Referentin: Wibke Werner,
stellvertretende Geschafts-
flhrerin des BMV

3. Diskussion zu 2.

4. Wahl der Bezirksleitung

5. Wahl der Delegierten zur Dele-
giertenversammlung des BMV
6. Verschiedenes und Antrage

Bezirksleitung Lichtenberg
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Marzahn-
Hellersdorf

Mittwoch, 16. Marz 2016,

18 Uhr

Kieztreff Marzahner
Promenade 38

S-Bhf. Marzahn

(mit 500 m FuBBweg);

Tram 6, 16; Bus 191, 192, 195
(Marzahner Promenade)

Tagesordnung

1. BegriiBung

2. Bericht der Bezirksleitung
3. ,Betriebskosten —

die zweite Miete"

Referentin: Wibke Werner,
stellvertretende Geschéfts-
fihrerin des BMV

4. Aussprache zu 2. und 3.

5. Wahl der Bezirksleitung

6. Wahl der Delegierten zur Dele-
giertenversammlung des BMV
7. Verschiedenes

Bezirksleitung
Marzahn-Hellersdorf

Reinickendorf

Donnerstag, 17. Mdrz 2016,
18.30 Uhr

Mehrzweckraum der
Till-Eulenspiegel-Grundschule,
HumboldtstraBe 8-13,
13407 Berlin-Reinickendorf
U-Bhf. Paracelsus-Bad;
S-Bhf. Alt-Reinickendorf
(800 m FuBBweg);

Bus 120, 122, 322, 320
(Paracelsus-Bad)

Tagesordnung

1. Bericht der Bezirksleitung
mit Aussprache

2. ,Aktuelle Berliner Mieten-
und Wohnungspolitik*
Referent: Dr. Rainer Tietzsch,
Vorstand des BMV

3. Wahl der Bezirksleitung

4. Wabhl der Delegierten zur Dele-

giertenversammlung des BMV
5. Antrage und Verschiedenes

Bezirksleitung Reinickendorf

Spandau

Mittwoch, 23. Marz 2016,
18.30 Uhr

Seniorenclub Lindenufer,
MauerstrafBe 10 A

Tagesordnung

1. Begrufung: Jurgen Wilhelm,
Bezirksleiter

2. Vortrag Bezirksstadtrat
Stephan Machulik:
+Wohnsituation in Spandau

in Hinblick auf Integration

der Fliichtlinge"

3. Diskussion zu Punkt 2

4. Bericht der Bezirksleitung

5. Aussprache zu Punkt 4

6. Wabhl der Bezirksleitung

7. Wahl der Delegierten zur Dele-
giertenversammlung des BMV
8. Verschiedenes

Bezirksleitung Spandau

Vorankiindigungen:

Charlottenburg-Wilmersdorf
Dienstag, 5. April 2016

Mitte
Donnerstag, 14. April 2016

Tempelhof-Schdneberg
Montag, 11. April 2016
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WarthestraBe 49 in Berlin-Neukalln. Gegen 19 Uhr 6ffnet
sich eine Wohnungstiir im Erdgeschoss: Veronika Otto
stellt Stiihle und Instrumente auf den kleinen gefliesten
Platz am FuBe der dunklen Holztreppe. Mehr und mehr
Hausbewohner kommen die Treppe herunter und immer
wieder 6ffnet sich auch die Haustire. Lichter werden auf-
gestellt, Glihwein eingegossen, Platzchen verteilt. Das
Konzert im Treppenhaus kann beginnen.

Konzert bei A
Kerzenschein im

13 Jahre ist es her, dass die Musikerin Ve-
ronika Otto mit ihrer Familie hier eingezo-

Treppenhaus:  gen ist: ,Ich habe damals spontan mein
Nachbarnin  Cello genommen und unten an der Treppe
der Neukéllner — angefangen zu spielen”, erinnert sie sich.
WarthestraBe 49 Es dauerte nicht lange, da dffnete sich eine
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Wohnungstiir und ein Nachbar kam mit ei-

ner Flasche Sekt herunter.

Seitdem treffen sich die Bewohner des Hau-
ses zwei-, dreimal im Jahr zu ihren Treppen-

hauskonzerten und es ist eine Nachbar-
schaft gewachsen, die mittlerweile auch

‘m‘ MieterMagazin-Extra

Zwei Nachbarschaften in Berlin

In guten und schlechten Zeiten

Mieter umliegender Hauser mit einschlieBt.
Die meisten leben hier seit vielen Jahren.
Wie Britta, die ihre finf Kinder in der War-
thestraBe groBgezogen hat. ,Ich kann
iiberall klingeln, wenn ich Hilfe brauche
und habe sogar schon Géste bei Nach-
barn untergebracht.” Ein vertrautes Mit-
einander: Der Schwatz auf halber Treppe,
die Sorge um einen Kranken, das selbst-
verstandliche Kimmern um Blumen, Post
und sogar um Haustiere, wenn jemand ver-
reist ist. , Kurzlich haben Nachbarn Gber-
legt, ob sie sich nicht doch irgendwo eine
Wohnung kaufen”, erzahlt Veronika Otto.
,Aber das haben sie schnell wieder aufge-
geben.” Veronika Otto: ,Was niitzt einem
denn die schonste Wohnung, wenn da je-
der fir sich lebt?”

Eine Frage, die sich auch Renate Brandt-
stater vor drei Jahren stellen musste. Da-
mals wurde ihr Wohnblock in der Garten-
felder StraBe 128 in Haselhorst saniert und
die 70-Jahrige mit ihrem Mann fir finf
Monate in eine Ersatzwohnung umquar-
tiert. Zu der Zeit lebte das Paar schon Uber
50 Jahre in seinem Aufgang. Es war wie
in einer GroBfamilie, erinnert sie sich noch
immer begeistert. ,Wir hatten die Schlissel
der Nachbarn, haben zusammen gefeiert,
auf die Kinder aufgepasst und wer geba-
cken hatte, klingelte nebenan und gab was
vom Kuchen ab."”

Nach der Sanierung zog niemand ihrer eins-

tigen Nachbarn mehr zuriick. Die Brandt-
staters entschieden sich dennoch fiir ihre

Nachbarschaften, wie sie im Buche stehen

Das Buch ,Ein Haus in NeukélIn” erzahlt von den Bewohnern der WarthestraB3e 49.
Alte und Junge kommen zu Wort. lhre gewdhnlichen und zugleich ungewéhnlichen
Geschichten sind auch die Geschichte dieser besonderen Nachbarschaft.

www.verkanntenverlag.de

Die Siedlung Haselhorst in Berlin-Spandau wurde zwischen 2011 und 2013 saniert.
Erhalten wurde damit nicht nur ein Baudenkmal der Moderne. Die {iber 70-jahrige
Chronik der Siedlung (, Moderne Baukunst in Haselhorst”) berichtet auch iiber

jahrzehntelange gute Nachbarschaften.
www.berlinstory-verlag.de

Foto: Nils Richter

einstige Wohnung. Und dariiber sind sie
heute gliicklich. Zwar leben nun viele Jin-
gere in ihrem Haus, und die kommen aus
vielen Nationen. , Aber wir kommen alle
prima miteinander klar”, sagt die Seniorin.
Wenn sie eine schwere Tasche schleppt,

wird ihr die nicht selten aus der Hand ge-
nommen und nach Hause getragen. Dafiir
klimmert sie sich um Nachbarwohnungen,
wenn Mieter in den Urlaub fahren, fihrt fur
einen bettldgerigen Bewohner den Hund
spazieren, und wenn jemand an ihrer Tir
klingelt, hat sie immer Zeit und einen Kaf-
fee parat. Beispielsweise fir Gisela VoB,
deren Mann vor ein paar Jahren gestorben
ist. ,Wenn ich nicht gute Nachbarn wie Re-
nate gehabt hatte”, erzahlt die 70-Jahrige,
Lware es mir sehr schlecht gegangen.” Ge-
meinsam sitzen sie oft und dberlegen, ob
es friiher nicht doch besser war — als es
noch die belebte EinkaufsstraBe am Hasel-
horster Damm gab, mit so vielen Laden —
dem Fischgeschaft, der Confiserie, einem
Friseur, der Post.

JAlles weg”, sagt Renate Brandtstéter,
,und damit auch viele Mdglichkeiten, Nach-
barn zu treffen.” Deshalb hat die Seniorin
wenigstens eine weitere Bank auf dem Spiel-
platz in ihrer Nahe durchgesetzt. Fiir eine
gute Gemeinschaft misse man doch auch
was tun, erklart sie. Und Platze, an denen
man miteinander ins Gesprach kommen
kann, gehdren einfach dazu.

Rosemarie Mieder
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Nachbarschaft

Aufkleber am
Briefkasten: Was
kann ich bei wem

ausleihen?

»Ohne Nachbarn
ware es mir
schlecht ergangen”:
Gisela VoB mit Re-
nate Brandtstater
aus der Garten-
felder StraBe

.Polly &Bob"
organisierte ein
morgendliches
Tai Chi auf dem
Boxhagener Platz

Digitale Netzwerke

Nachbarschaft 2.0

In der Anonymitat der wachsenden GroBstadt gewinnen hyperlokale Netzwerke zu-
nehmend an Bedeutung. Zwar haben sich Nachbarn von jeher vernetzt. Erst seit Kur-
zem findet diese aber im Internet statt. Ein kleiner Ausflug in die Nachbarschaft 2.0.

Als meine Nachbarin — zuvor in der Schweiz
beheimatet — in unser Berliner Mietshaus
z0g, stellte sie sich allen neuen Nachbarn
vor und verteilte dabei Muffins. Kurz da-
rauf lud sie zum gemeinsamen Gliihwein-
trinken in den Hof. Damit war sie voll im
Trend. Denn nachdem der Begriff ,Nach-
barschaft” lange Zeit als piefig galt und
Unangenehmes wie Streit oder Kehrwoche
suggerierte, gewinnt er in den letzten Jah-
ren wieder an Bedeutung. Kein Wunder:
Wir leben in einer wachsenden Stadt mit
3,5 Millionen Einwohnern, von denen mehr
als die Halfte alleine wohnt. Die Menschen
werden immer &lter, die Anzahl Alleinerzie-
hender nimmt stetig zu. Fur viele Menschen
ist der Alltag nur zu stemmen, weil sie gut
mit ihrem direkten Umfeld vernetzt sind.
Ob Einkaufsdienste, Kinderbetreuung oder
BlumengieBen im Urlaub: informelle Netz-
werke sprieBen in fast jedem Mehrfamilien-
haus. Schon seit Jahrzehnten gibt es in al-
len Berliner Bezirken zudem Nachbarschafts-
oder Stadtteilzentren, in denen man zu ge-
meinsamen Aktivitaten zusammenkommt
oder Beratung fir alles Mdgliche findet.
Neu ist allerdings, dass sich Nachbarn im-
mer héufiger im Internet kennenlernen und
vernetzen. Es scheint einfacher zu sein, sich
erst einmal im vermeintlich anonymen Raum
zu beschnuppern.

2014 ging die Berliner Online-Plattform
WirNachbarn” ans Netz, die sich als eine
Form von digitaler Nachbarschaftshilfe ver-
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steht. Die Nutzer kdnnen Angebote oder
Gesuche aufgeben, Beobachtungen oder
Empfehlungen teilen, Veranstaltungen an-
kiindigen und ahnliches. Um sich anmelden
zu konnen, muss man sich einer Identitats-
iberprifung unterziehen, denn der Anbie-
ter wirbt damit, dass nur Nachbarn mit
Lechten Namen” mitmachen konnen. Mitt-
lerweile sind rund 10000 Berliner registriert.
Das Angebot ist kostenlos — auf langere
Sicht wird man wohl versuchen, Geld durch
Werbung auf der Plattform zu verdienen.
Ahnlich arbeitet ,nebenan.de”, ebenfalls
eine Plattform aus Berlin, die im Sommer
2015 gestartet ist.

Vorbild beider Portale — und anderer loka-
ler Netzwerke in Deutschland — sind US-
amerikanische Seiten wie ,nextdoor.com”,
wo sich fast 90000 Nachbarschaften aus
dem ganzen Land austauschen. In den US-
Netzwerken steht der Sicherheitsgedanke
stérker im Vordergrund als in Deutschland.
Dort wird beispielweise debattiert, wer Pa-
kete aus dem Briefkasten klaut oder wie
mit streunenden Katzen umzugehen ist.
Anders als bei ,WirNachbarn” und ,neben
an.de” stehen bei dem Netzwerk ,Polly &
Bob”, das bislang auf den Berliner Bezirk
Friedrichshain beschrankt ist, gemeinsame
Aktivitdten im Vordergrund. Zwar findet
auch hier die Vernetzung online statt. Ziel
ist es aber, das Virtuelle ins Reale zu zie-
hen: mit gemeinsamen Offline-Aktionen
wie Stammtischen, Wohnzimmerkonzer-

Nachbarschaftsnetze im Internet:

https://wirnachbarn.com,
www.nebenan.de,
http://blog.pollyandbob.com,
www.netzwerk-nachbarschaft.net

ten oder Abendessen mit Fliichtlingen. Die
2013 gegriindete Plattform hat heute tiber
2000 registrierte Mitglieder, die einen mo-
natlichen Mitgliedsbeitrag von mindestens
zwei Euro zahlen.

Schon deutlich langer, ndmlich seit 2004,
ist das ,Netzwerk Nachbarschaftshilfe”
online. Das unabhangige Aktionshiindnis
regt gemeinsame Aktionen im direkten
Wohnumfeld an und lobt Preise fir vorbild-
liche Nachbarschaften aus, die beispiels-
weise gemeinsame Begrlinungsaktionen
starten. Uber 180000 Menschen aus 1700
Nachbarschaften sind auf der kostenlosen
Internetseite registriert.

Ob virtuell oder real, die Vernetzung scheint
zu funktionieren: Eine aktuelle Studie zeigt,
dass mehr als dreiBig Prozent der Deutschen
einen direkten Nachbarn als ,guten Freund”
bezeichnen.

Katharina Buri

Biete Backform, suche Biigelbrett

Eine Form von Nachbarschaftshilfe ist die sogenannte Shared Economy, im Deut-
schen auch als Ko-Konsum (,kollaborativer Konsum*) bezeichnet. ,Nutzen statt
Besitzen”, lautet die Devise. Die Idee: Gegenstande, die nicht dauerhaft benétigt
werden, werden mit anderen geteilt. Aber wie erfahrt man, dass beim Nachbarn
ein Fondue-Topf oder ein Fahrradanhanger darauf warten, ausgeliehen zu wer-
den? Das Schweizer Start-up ,,Pumpipumpe” verschickt gegen einen Unkosten-
beitrag Sticker mit Icons, die am Briefkasten angebracht werden kénnen. Damit
signalisiert man der Nachbarschaft, was man selbst zu verleihen hat. Auf einer
Karte sind die Verleihorte verzeichnet — in Berlin immerhin an die 1100. kb

www.pumpipumpe.ch
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Nachbarschaftszusammenschlisse
Solidaritat im Ernstfall

Nichts schweiBt eine Hausgemeinschaft mehr zusammen wie
der gemeinsame Kampf gegen eine teure Modernisierung oder
die Entmietungsversuche eines Neueigentiimers. Und manch-
mal erwéchst daraus ein weitergehendes Engagement.

Uber ein halbes Jahr lang hatten sich die Hausgemeinschaft

Mieter der GrunewaldstraBe 87 gegen die VorbergstraBe
schlimmen Zustande gewehrt. In dem eins- beim ,Investoren-
tigen ,Horror-Haus” lebten zeitweise Hun- Casting”

derte von Roma-Familien unter katastropha-

len Bedingungen. Seit August 2015 ist nun

Ruhe eingekehrt. Angespornt vom Erfolg ha-
ben sich die Altmieter und andere Anwoh-

ner zu einer Initiative zusammengeschlos-
sen. Sie macht sich fiir Verkehrsberuhigung

meln derzeit Unterschriften fiir die Einfih-
rung von Tempo 30"; berichtet Marija Kiihn-
Dobos.

Gerade wenn es um den Kampf gegen Mo-
dernisierung und Umwandlung eines Hau-

im Kiez stark und fordert vom Bezirk eine  ses geht, werden Mietergemeinschaften je-

Ein Park in Biirgerhand

Der Volkspark Lichtenrade hat eine besondere Geschichte. Ende der 1970er Jahre als Pro-
test gegen die geplante Bebauung quasi besetzt, wird die 46 000 Quadratmeter grof3e
Griinflache seit 1981 von Anwohnern gepflegt und gestaltet. Dazu wurde ein Pachtver-
trag zwischen einem Tragerverein und dem Bezirk geschlossen. ,Ich mdchte etwas fiir
die Allgemeinheit tun, auBerdem wiirde es den Park ohne uns wohl nicht mehr geben”,
sagt der Vorsitzende Wolfgang Spranger. Der Bezirk hat kein Geld fiir die Pflege. Verstar-
kung kann die Truppe gut gebrauchen. Jiingere Leute, so Sprangers Erfahrung, nutzen den

Park zwar gerne, seien aber nicht bereit, sich zu engagieren.

Trdgerverein Lichtenrader Volkspark e.V.
Kontakt: @ 030-7452630 oder 0162-5454931 (Wolfgang Spranger)
www.vorbergstr3.de

Ohne nachbar-
schaftliches
Engagement gabe
es den Volkspark
Lichtenrade nicht

30

Grundreinigung der nahegelegenen Griin-
flachen. Einige Familien mussten hier nach
der Rdumung monatelang campieren. ,Wir
wollen, dass keine Kinder mehr auf dem

Zebrastreifen angefahren werden und sam-

bl

doch auf eine harte Probe gestellt. Zu un-
terschiedlich sind die Interessen. Einige kas-
sieren hohe Abfindungen oder kénnen ihre

Wohnung sogar kaufen, andere werden ver-

drangt. Genau das wollten die Bewohner
der VorbergstraBe 3 vermeiden. Sie woll-

ten sich nicht auseinanderdividieren lassen.
Entstanden ist eine auBergewohnliche Haus-

gemeinschaft — in der sogar einige der neuen
Eigentiimer die hauseigenen T-Shirts mit
dem Slogan , Mieterschutz statt Eigenbe-
darf” tragen.

Angefangen hat alles Ende 2013. Nachdem
der Schoneberger Altbau an eine norwegi-
sche Investmentgesellschaft verkauft wor-
den war, stand die Umwandlung der Miet-
in Eigentumswohnungen an. ,Wir haben
uns dann ziemlich schnell zusammengerauft

und beschlossen, kreativ zu werden”, er-
zahlt Friederike Sittler. Ankniipfen konnte
man dabei an die gewachsene Hausgemein-
schaft. Zum kreativen Protest gehort das
sogenannte Investoren-Casting. Immer,
wenn eine Besichtigung stattfindet, kom-
men die anderen Bewohner dazu, trinken
gemdtlich ein Glas Wein und schauen sich
die Kaufinteressenten an. Dabei fallen dann
auch Bemerkungen wie , An lhrer Stelle
wirde ich eine leere Wohnung kaufen.”
Natiirlich sind die Méglichkeiten begrenzt,
aber einen gewissen Einfluss hat man of-
fenbar: Mittlerweile schicke die Maklerin
nur noch Kaufer, die ins Haus passen. ,Wir
haben aber auch keine miese Stimmung ge-
macht und waren immer nett und freund-
lich”, erklart Friederike Sittler den Erfolg.
Mindestens ebenso entscheidend war das
solidarische Verhalten aller Bewohner. ,Na-
tlrlich gab es auch mal Konflikte, aber der
Vermieter konnte uns nicht gegeneinander
ausspielen, weil wir immer im Bilde waren,
wem was angeboten wurde”, so Sittler. Das
gilt auch fiir diejenigen Mieter, die ihre Woh-
nung gekauft haben. ,Ich habe schon &fter
in der Wohnungseigentiimergemeinschaft
eine Lanze fir die Mieter gebrochen”, sagt
etwa Kristina Wetzel.

Mittlerweile sind die meisten Wohnungen
verkauft. Alle Mieter konnten bleiben. Nach
wie vor gibt es regelmaBige Treffen. AuBer-
dem wurde ein Verein gegriindet mit dem
erklarten Ziel, dass Menschen unterschied-
licher Bildung, Herkunft, Lebensweise, Ein-
kommen und sexueller Orientierung woh-
nen bleiben kénnen. Auch Eigentiimer diir-
fen Mitglied werden — sofern sie sich dazu
verpflichten, auf Eigenbedarfskiindigungen
zu verzichten und keine Mieterhdhungen
Uber dem Inflationsausgleich vorzuneh-
men.

Birgit LeiB
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Nachbarschaft

Nachbarschaft- p
licher Einsatz fiir
einen Kreuzherger
Gemiisehandler

Die ,Reistrommel”
berat Fliichtlinge
aus Asien

Foto: Nils Richter

Nachbarschaft mit , Anderen”

Integration beginnt

an der Haustiir

Foto: Nils Richter

Berlin ist eine weltoffene Stadt. Fast jeder dritte Hauptstadter kommt aus dem
Ausland. Toleranz und Respekt fiir andere Ansichten, Lebensweisen, Kulturen und
Religionen sind unerlassliche Merkmale funktionierender Nachbarschaften.

In manchen Quartieren in Kreuzberg, Wed-
ding und NeukdlIn sind Migranten in der

Mehrheit. Der Zustrom von Fliichtlingen ver-
starkt diese Tendenz. Sie sind bei der Inte-
gration in die Gesellschaft besonders auf

funktionierende Nachbarschaften angewie-
sen. Wer hilft Asylbewerbern, wenn sie ei-

ne passende Unterkunft gefunden haben
oder zumindest flr langere Zeit in einem
geeigneten Hostel wohnen, bei Behdrden-
gangen und bei der Eingew6hnung in eine
vollig neue Umgebung?

Das Bezirksamt Mitte hat mit Ehrenamtli-
chen eine Sondersozialkommission , Wohn-
begleitung fir Fllichtlinge” gegriindet, die
im Januar ihre Arbeit aufgenommen hat.
Sie soll bei der Wohnungssuche, der Woh-
nungsbesichtigung, dem Umzug und der
Erledigung der damit verbundenen Forma-
litéten helfen, aber auch beraten, wenn es
zum Beispiel um die Vorstellung bei den
Nachbarn, die Einhaltung der Nachtruhe
oder die Milltrennung geht.

Inzwischen gibt es in jedem Bezirk zahlrei-
che positive Beispiele fiir gelebte Nachbar-
schaften mit Angehdrigen anderer Kultu-
ren. Im August 2015 wurde das stadtweite
gemeinniitzige Projekt ,Berlin hilft!" ge-
griindet, um die ehrenamtliche Hilfe der
Berliner fiir Fliichtlinge und Hilfesuchen-
de zu koordinieren. Auf Initiative einer Fri-
seurmeisterin aus Charlottenburg mit tlirki-
schem Migrationshintergrund und mit Hil-
fe tlrkischstammiger Spender wurde in der
Notunterkunft Fehrbelliner Platz 4 im No-
vember 2015 ein Friseursalon eréffnet. Im
Stadtteilbiiro Friedrichshain findet regelma-
Big ein Stricktreff statt. Der ,Reistrommel
e.V." berdt Flichtlinge aus Asien. Als Ahmet

Fliichtlinge in der Nachbarschaft

Neimat?

Marina Kaprushkinas

rb

Marina Naprushkina, geboren 1981 in der weirussischen Hauptstadt
Minsk, lebt seit einigen Jahren in Berlin — als Performance-Kiinstlerin, Ak-
tivistin und Autorin. Im September 2013 griindete sie die Initiative ,Neue
Nachbarschaft/Moabit”. Sie soll Migranten, Asylbewerber und die Bevél-
kerung in der Nachbarschaft zusammenfiihren. Uber 100 Ehrenamtliche
engagieren sich hier. Zurzeit baut ihre Initiative ein , Kulturhaus” fir die
Nachbarschaft aus der ganzen Welt. Das Credo der Autorin: Fliichtlinge
kénnen uns zu besseren Nachbarn machen. lhr Buch zeigt, wie's geht.

Marina Naprushkina: Neue Heimat? Wie Fliichtlinge uns
zu besseren Nachbarn machen. Berlin 2015, 16,99 Euro
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Caliskans GemUseladen ,Bizim Bakkal” in
der WrangelstraBe 77 vom Vermieter die
Kiindigung bekam, protestierten die Nach-
barn so lange, bis diese zuriickgenommen
wurde.

Hiiseyin Unlii betreibt am Leopoldplatz das
.Café Leo”. Die Mieter aus der Nachbar-
schaft nutzen das Angebot neben dem
neuen Fonténenfeld auch als soziale An-
laufstelle. Als das StraBen- und Grinfla-
chenamt ankiindigte, die Sondernutzung
nicht weiter zu gewahren, gab es massive
Proteste. Im November 2015 versprach
Carsten Spallek, Bezirksstadtrat fir Stadt-
entwicklung, Bauen, Wirtschaft und Ord-
nung in Mitte, die Ausnahmegenehmigung
fir den Betreiber zu verlangern, bis ein ab-
geschlossenes Konzept zur Gestaltung des
Leopoldplatzes vorliegt.

Viele Beispiele belegen, dass ein berei-
cherndes Zusammenleben der Kulturen
mdglich ist — wenn alle Seiten dazu bereit
sind. Toleranz und Respekt — zwei wichtige
Grundlagen funktionierender Integration —
beginnt immer in der unmittelbaren Nach-
barschaft. Warum nicht den tlirkischen
Nachbarn mal zum Kaffee einladen?

Aber gehoren zu den ,anderen Kulturen”
wirklich nur die Kulturen der Menschen,
die aus dem Ausland in die Stadt kommen?
Unterscheiden sich die Kulturen unterschied-
licher sozialer Schichten der deutschen Be-
wohner nicht in gleichem MaBe? Die Lebens-
gewohnheiten eines Akademikers und ei-
nes Hartz-IV-Empfangers, die in einem Haus
wohnen, kdnnen mindestens ebenso ver-
schieden sein.

Die ,Berliner Mischung” wird so denn auch
nicht durch andere Kulturen, sondern vor
allem durch steigende Mieten bedroht, die
die Stadt zunehmend in arme und in reiche
Viertel aufteilt. Der Senat muss mit seiner
Wohnungspolitik und dem Bau von Sozial-
wohnungen fiir Einkommensschwache und
flr Fliichtlinge dieser Entwicklung entge-
genwirken. Berlin war immer ein Schmelz-
tiegel der Kulturen und Gesellschaftsschich-
ten — und hat einen guten Ruf zu verteidi-
gen. Rainer Bratfisch
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Zugeschlossene
Tore (Marthashof),
offener Protest
(Kottbusser Tor)

Foto: Nils Richter
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Nachbarschaften und soziale Abgrenzung

Arm und Reich

riicken auseinander

Berlin ist im Vergleich zu anderen Stadten sozial gut durchmischt. Doch seit rund 20
Jahren spaltet sich die Stadt zunehmend in Arm und Reich auf. Damit geht auch eine
Entsolidarisierung der Stadtgesellschaft einher. Nachbarschaftliche Beziehungen lei-

den darunter.

Die raumliche Entmischung von Arm und
Reich hat ihren Anfang wahrend der Indus-
trialisierung Mitte des 19. Jahrhunderts.
Reiche Biirger kehrten der engen und

Soziale Mischung anno 1868

war, wollte damit auch das , Durcheinan-
derwohnen der Gesellschaftsklassen” for-
dern (siehe Kasten). Auch wenn es diese
Mischung in vielen Hausern tatsachlich

James Hobrecht beschrieb das von ihm beabsichtigte , Durcheinanderwohnen” im Jahr 1868
mit blumigen Worten: ,In der Mietskaserne gehen die Kinder aus den Kellerwohnungen in die
Freischule tiber denselben Hausflur wie diejenigen des Rats oder Kaufmanns auf dem Weg
nach dem Gymnasium. Schusters Wilhelm aus der Mansarde und die alte bettlagerige Frau
Schulz aus dem Hinterhaus, deren Tochter durch Nahen oder Putzarbeiten den notdiirftigen
Lebensunterhalt besorgt, werden in dem I. Stockwerk bekannte Persénlichkeiten.” js
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schmutzigen Stadt den Riicken und zogen
in landschaftlich schon gelegene Villenko-
lonien, die von privaten Bauspekulanten
erschlossen worden waren. Die erste Vil-
lenkolonie war Lichterfelde (ab 1865), ge-
folgt von Westend (ab 1868) und Grune-
wald (ab 1890).

Gleichzeitig entstand rund um das alte Ber-

lin ein Mietskasernengurtel mit einer sehr
dichten Wohnbebauung. Der Regierungs-
baumeister James Hobrecht, dessen 1862
beschlossener Bebauungsplan die Grund-
lage fiir eine gigantische Stadterweiterung

gab, war die Mietskasernenstadt deutlich
sozial gespalten: Der Norden und Osten
waren (berwiegend proletarisch gepragt,
wahrend der Westen als biirgerlich galt.
Der Publizist Kurt Tucholsky charakterisier-
te das 1926 so: ,Berlin S. arbeitet, Berlin
N. jeht uff Arbeet, Berlin O. schuftet, Ber-
lin W. hat zu tun.”

Insgesamt war Berlin aber noch durch-
mischter als zum Beispiel englische Stadte,

deren strikte Trennung in ,good neighbour-

hoods” und ,bad neighbourhoods” seiner-
zeit als Schreckbild galt. Es gab in allen Tei-

Foto: Peter Hohmann

len Berlins auch kleinere Inseln fir Privile-
gierte. So baute der Beamten-Wohnungs-
verein um 1900 auch in den proletarischen
Vierteln seine fortschrittlichen Wohnanla-
gen, in denen zwar nur Staatsbedienstete,
Bahn- und Postbeamte oder Lehrer wohn-
ten, die sich aber nicht von ihrem Umfeld
abschotteten. Auch versuchten einige Bau-
spekulanten, in Arbeitervierteln gehobene
Wohnhausensembles zu entwickeln. Die
Knorrpromenade in Friedrichshain ist dafiir
ein gutes Beispiel. Die StraBe hat an ihrem
Anfang kleine Torbauten, die aber eher als
symbolische Abgrenzung zu verstehen sind.
Die &uBerste Form sozialer Abschottung
ist die ,Gated Community”, eine umzaun-
te und bewachte Siedlung mit strenger Zu-
gangskontrolle. Solche freiwilligen Reichen-
ghettos zum Fernhalten nicht dazugehd-
render Fremder kamen ab den 1970er Jah-
ren in den USA auf und breiteten sich ab
den 90er Jahren in Landern mit groBem so-
zialen Gefalle aus, vor allem in Stidameri-
ka, Stidafrika und Osteuropa. In Deutsch-
land gibt es nur wenige Beispiele, am be-
kanntesten ist ,Arcadia” in Potsdam.
Abgrenzungstendenzen gibt es allerdings
auch mitten in Berlin, zum Beispiel Mar-
thashof, eine als ,Urban Village” (stadti-
sches Dorf) bezeichnete Wohnanlage in der
Schwedter StraBe in Prenzlauer Berg. In der
Baugenehmigung ist festgehalten, dass ein
Kinderspielplatz auf dem Gelénde tagsiber
offentlich zuganglich sein soll. Seit dem Be-
zug der Wohnungen im Jahr 2010 ist das
Zugangstor aber immer abgeschlossen und
das Bezirksamt sieht keine Handhabe, der
Offentlichkeit zu ihrem Recht zu verhelfen.
Eine gedeihliche Nachbarschaft zwischen
neuen und alten Anwohnern kann so nicht
entstehen und ist wohl auch nicht gewollt.
Wie eng die Beziehungen unter Nachbarn
sind, hangt stark davon ab, wie nah sie bei-
einander wohnen. In reichen und armen
Wohngebieten gibt es aber Unterschiede,
wof(r sich Nachbarn engagieren. In arme-
ren Vierteln schlieBen sich Nachbarn bei
existenziellen Fragen zusammen, etwa die
Initiative ,Kotti & Co”, die sich gegen Miet-
steigerungen in Sozialwohnungen am Kott-
busser Tor gegriindet hat, oder die Bewe-
gung ,Bizim Kiez" gegen die Verdrangung
im Wrangelkiez. In birgerlichen Stadtteilen
dreht sich das nachbarschaftliche Engage-
ment eher um weniger dramatische Proble-
me wie der Umbau einer StraBe oder das
Féllen von Bdumen.  Jens Sethmann
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Griines Dorf
in der Vertikalen:
Wohnentwurf
,Cloud Corridor”

Orte der nachbar-
schaftlichen Begeg-
nung: Freizeitheim
Wuhle-Anger und
Bibliothek in der
Landsberger Allee

Gebaute Nachbarschaften

Platz fiir Kommunikation

Soziale Interaktion von Nachbarn braucht auch raumliche Néhe. Bauliche und
architektonische Faktoren und die Stadtplanung beeinflussen deshalb entschei-
dend die Entwicklung stabiler und vitaler Nachbarschaften.

Die architektonische und bauliche Gestal-
tung von Wohnhausern, Platzen und Stra-
Ben fordert, provoziert oder verhindert be-
stimmte menschliche Verhaltensweisen —
so auch das Streben nach einer funktionie-
renden Nachbarschaft. Mangelnder bau-
licher Larmschutz beeintrachtigt zum Bei-
spiel jedes Zusammenleben. Dicht bebau-
te Wohnquartiere begrenzen den Ausblick.
Nachtrdglich angebaute Balkone auf engen
Hinterhdfen mégen zwar zwischenmensch-
liche Kontakte bewirken, fordern indessen
ebenso den Voyeurismus und die soziale
Kontrolle entsprechend veranlagter Mitbe-
wohner.

Wenn Stadtautobahnen organisch gewach-
sene Kiezstrukturen zerschneiden und breite
StraBen Schneisen in die Stadte schlagen, ver-
hindert das eine Nahe als bauliche Grund-
voraussetzung intakter Nachbarschaften.
Der Trend geht heute — bedingt auch durch
steigende Einwohnerzahlen in den Stadten
—zum Riickbau, zur Verdichtung. Aber eine
hohere bauliche Dichte fordert nicht auto-
matisch Urbanitdt und Nachbarschaft.

Fiir eine gute Nachbarschaft spielt die Kom-
munikation zwischen den Mietern eine ent-
scheidende Rolle. Kleinere Laden, Gaststat-
ten und Kioske an Biirgersteigen, StraBen
und Plétzen sind Orte ungezwungener Kom-
munikation. Aber auch in den groBen Ein-
kaufszentren muss es ruhige Bereiche zum
Verweilen geben. Leider fallen Banke in
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Parks, an den Biirgersteigen, in Bahnhofen
und Einkaufszentren als Begegnungsstatten
immer mehr der allgemeinen Sparsamkeit
zum Opfer.

Doch eine Trendwende deutet sich an. Woh-

nungsbaugesellschaften und -genossen-
schaften setzen heute bei der Planung neuer
oder bei der Sanierung bestehender Wohn-
anlagen wieder mehr auf Stéatten der Be-
gegnung. Die Idee ist alt: Bereits 1906 rich-
tete die Berliner Baugenossenschaft (bbg)
in der MalplaquetstraBe in Wedding einen
Biirgersaal fir Gemeinschaftsveranstaltun-
gen ein. Seit acht Jahren treffen sich dort
wieder Anwohner — aber nicht nur diese
—zum Beispiel zum Erzahlcafé. In Marien-
dorf betreibt die bbg eine Freizeithalle, auch
in anderen Kiezen gibt es nachbarschafts-
fordernde Gemeinschaftsraume, die gegen
eine geringe Gebuhr auch fiir private Feier-
lichkeiten genutzt werden kénnen. Die Bau-
genossenschaft ,Freie Scholle” betreibt
den Schollen-Treff Wittenau, wo Ausstel-
lungen, Skatabende, Filmvorfiihrungen,
Spielenachmittage und dhnliches statt-
finden. Die Wohnungsbaugenossenschaft
Friedrichshain eG hat in der Landsberger
Allee ein Genossenschaftszentrum mit Bi-
bliothek eingerichtet, die Berlin-Branden-
burger Wohnungsbaugenossenschaft die
Mehrgenerationen-Freizeitanlage Wuhle-
Anger. Viele seniorengerechte Wohnanla-
gen haben Ruhezonen in den Fluren, die
gern als Treffpunkt genutzt werden.

Begegnungsort Hinterhof

In anderen Wohnanlagen kénnen Mieter
auch selbst aktiv werden und Gebaude und
AuBenbereiche nachbarschaftsfreundlich
gestalten. Vielleicht stimmt der Vermieter
zu, wenn ein ungenutzter Kellerraum oder
eine ehemalige Waschkiiche zum Party-
raum umfunktioniert wird. Auch das Anle-
gen von Mietergdrten oder die Mitwirkung
bei der Gestaltung des Innenhofes fordert
die Nachbarschaft.

Immer mehr architektonisch anspruchsvolle
Projekte stellen die Férderung der Nachbar-
schaft in den Mittelpunkt. Das chinesisch-
amerikanische Architekturbliro MAD hebt
zum Beispiel eine dorfliche Struktur aus
der Ebene in die Vertikale. Ein sogenann-
ter Cloud Corridor, bestehend aus Verbin-
dungswegen, Balkonen und Garten, verbin-
det eine Gruppe von neun Hochhéusern,
um durch nachbarschaftliche Begegnung
die Isolation in der eigenen Wohneinheit
zu Uberwinden. Das Projekt ist ein Modell,
ob es je gebaut wird, steht in den Sternen.
Auf jeden Fall gilt: Eine gute Nachbarschaft
entsteht nicht von selbst. Bauherren, Planer
und Architekten haben ihren Beitrag zu
leisten.

Rainer Bratfisch

1200 Hinterhofe soll es in Berlin geben. lhre Verwandlung in kleine griine

Stadtraume verbessert nicht nur das Stadtklima und stabilisiert die pflanz-
liche und tierische Artenvielfalt im urbanen Raum, sondern schafft Erholungs-
maglichkeiten und nachbarschaftliche Begegnungsstatten fiir den Menschen.
Immer mehr Mieter begriinen gemeinsam ihre Hofe, gestalten sie kindgerecht
um und feiern Hoffeste. Auch Hausbesitzer erkennen das Gestaltungspoten-
zial ihrer Hofe. Der Bezirk Pankow unterstiitzt seit Jahren engagierte Biirger
mit dem ,100-Héfe-Programm”. Die Hofbegriinung kann mit bis zu 600 Euro
gefordert werden — ein Beispiel auch fiir andere Bezirke. rb
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Herrscht , dicke >

Luft” zwischen
Nachbarn, dann
hilft womaglich

die professionelle
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Mediation

Nachbarschaftskonflikte
Friedliche Losungen

suchen

Nachbarschaftsstreitigkeiten gehoren zum Alltag — im Mietshaus
ebenso wie in der Reihenhaussiedlung. Wer nicht auf einer einsamen
Insel wohnt, wird sich mit Sicherheit schon mal iiber laute Musik,
Bohrmaschinen am Sonntag, Fahrrader im Treppenhaus oder ahn-
liches gedrgert haben. Da hilft nur eins: Riicksichtnahme gepaart

mit Toleranz.

Die Deutschen gelten als Weltmeister da-
rin, ihre Nachbarn wegen Kindergeschrei,

Grillen auf dem Balkon oder ahnlichen Strei-

tigkeiten vor den Kadi zu zerren. In einem
Wohnhaus prallen eben unterschiedliche
Gewohnheiten, Tagesrhythmen und Emp-
findlichkeiten aufeinander.

Bestes Beispiel: Larm — der Streitpunkt Num-
mer eins. Zu Hause will man seine Ruhe ha-

ben — und darauf hat man auch einen An-
spruch. Aber nicht jedes Gerdusch ist ver-
boten. Nachtliches Duschen beispielsweise
ist ebenso hinzunehmen wie das Toben von
Kindern oder der polternde Rollator in der
Wohnung obendriber. Grundsatzlich gilt:
Uberempfindliche miissen unter Umstan-
den storende Gerdusche hinnehmen. Erst
dann, wenn ein normal empfindlicher
Durchschnittsmensch das Gerausch nicht

mehr ertrdgt, ist es unzuldssig — es sei denn,

es ist ortstiblich oder unvermeidlich.
Einige Beispiele aus der Rechtsprechung:
M Kinderlarm: Der Krach spielender und
tobender Kinder muss in der Regel hinge-

Konfliktvermittlung

MieterMagazin-Extra

Foto: Nils Richter

nommen werden. Die Gerichte setzen hier
die Toleranzschwelle sehr hoch an. Tram-
peln, Stampfen, Lachen und Schreien — all
dies gilt als , selbstverstandlicher Ausdruck
kindlicher Entfaltung”, wie es im Landes-
Immissionsschutzgesetz heift. Trotzdem
mussen die Eltern darauf achten, dass an-
dere Hausbewohner nicht unzumutbar ge-
stort werden.

M Bohrmaschinen und Staubsauger:
Beim Gebrauch mussen die allgemeinen
Ruhezeiten eingehalten werden. Die meis-
ten Hausordnungen sehen eine Nachtruhe
von 22 bis 7 Uhr, eine Mittagsruhe von 13
bis 15 Uhr sowie eine Sonntagsruhe vor.
B Musizieren: Grundsatzlich gehort das

Spielen eines Instruments zum vertragsge-

maBen Gebrauch der Wohnung. Die meis-
ten Gerichte halten zwei bis drei Stunden
am Tag fir zumutbar. In den Ruhezeiten
muss Zimmerlautstarke eingehalten wer-
den. Bei besonders lauten Instrumenten
wie Klavier oder Saxofon bedeutet das
de facto ein Spielverbot.

Erfolgversprechender als ein Rechtsstreit ist haufig eine Konfliktvermittlung (Mediation), wie sie
der Berliner Mieterverein seinen Mitgliedern kostenlos anbietet. Bei einem solchen Verfahren set-
zen sich die Parteien zusammen mit dem Mediator an einen Tisch und versuchen — ohne Schuld-
zuweisungen und Vorwiirfe — eine faire Ldsung zu finden. ,In 95 Prozent aller Félle geht es um
Larm®, sagt der Mediator Marco Waelisch. Im Idealfall treffen beide Seiten verbindliche Vereinba-
rungen, zum Beispiel nur zu bestimmten Zeiten Klavier zu spielen. ,Eine friihzeitige Beratung ist
sinnvoll — ist der Konflikt bereits eskaliert, ist es oft zu spat”, so Waelisch.

bl

Mediation und Konfliktberatung
Kontakt: @ 859568623, Montag 18 bis 19 Uhr,
auBerhalb dieser Zeit bitte eine Nachricht hinterlassen

Nachbarschaft

M Feiern: Ab 22 Uhr muss auf die Ein-

haltung der Nachtruhe geachtet werden.
UbermaBiger Partylarm ist vertragswidrig
und berechtigt den Vermieter, dem Mie-
ter nach Abmahnung fristlos zu kiindigen
(AG KéIn vom 11. September 1985 — 204
C 499/83).

Zoff gibt es mitunter auch wegen Qualm
und Gestank. Dauerbrenner im Sommer:
das Grillen auf dem Balkon. Hier urteilen
die Gerichte héchst unterschiedlich. Einige
halten dreimaliges Grillen im Jahr fiir to-
lerierbar, andere zweimal im Monat. Auf
jeden Fall diirfen Nachbarn nicht durch
Qualm oder Rauch belastigt werden. Je
nach den értlichen Gegebenheiten kann
das auch bedeuten, dass man gar nicht mit
Holzkohle grillen darf.

Ein anderer Streitpunkt ist das Rauchen.
Grundsatzlich gilt: In der eigenen Woh-
nung oder auf dem Balkon darf gequalmt
werden. Fiir Aufsehen sorgte kiirzlich der
Fall des KoIner Rentners Friedhelm Adolfs,
dem nach 40 Jahren die Wohnung gekiin-
digt wurde, weil er den Aschenbecher nicht
leerte und seine Wohnung zum Flur hin lif-
tete. Doch wahrend ihn das Landgericht
zur Raumung verurteilte, hob der Bundes-
gerichtshof das Urteil dann wieder auf
(BGH vom 18. Februar 2015 — VIl ZR
186/14).

Beim Berliner Mieterverein empfiehlt man
ratsuchenden Mietern, bei Konflikten zu-
nachst das Gesprach mit dem Nachbarn
zu suchen. Hat man es mit uneinsichtigen
Zeitgenossen zu tun, sollte man sich aber
nicht scheuen, seine Rechte durchzusetzen.
Unter Umstanden darf die Miete gemindert
werden. AuBerdem kann der Vermieter den
Storenfried abmahnen und gegebenenfalls
sogar kiindigen.

Birgit LeiB
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Die kompletten Entscheidungen finden
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beitrdge sind
gekennzeichnet mit 43 . Im Internet
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf
die seit Januar 2001 verdffentlichten
Entscheidungen und Aufsatze.

e B

Rechtsprechung des Bd;laeﬁgeri;:htshofes

Schadensersatzpflicht
des Vermieters

Unterldsst der Vermieter ihm angebotene MaB-

nahmen zur Abwendung von Stérungen des Miet-
gegenstandes durch Dritte (hier: Staubeinwirkung

durch Baustelle), kénnen sich Schadensersatzan-

spriiche des Mieters aus §§ 280 Abs. 1 und 536 a
Abs. 1 Alt. 2 BGB ergeben. In diesem Fall konnte

der Vermieter den Eintritt des Mietmangels — erheb-
liche Staubbelastung des angemieteten Raums -

zu vertreten haben.

BGH vom 24.6.2015 - XII ZR 78/14 —

= Langfassung im Internet

Zwischen den Parteien bestand ein im Jahr 2001
geschlossener Mietvertrag Uber einen in einem Ein-
kaufszentrum gelegenen Ladenraum zum Betrieb
eines Fachgeschéfts fiir Silberschmuck. Ab Méarz
2010 befand sich auf einem der an das Einkaufs-
zentrum angrenzenden Pldtze eine GroRbaustelle
zur Errichtung einer U-Bahn.

Mit ihrer Klage hat die Vermieterin Mietriickstdnde
in Hohe von rund 40000 Euro geltend gemacht. Die
Mieterin hat sich hiergegen unter anderem damit
verteidigt, dass die GroBbaustelle zu einer erhebli-
chen Staubentwicklung gefuihrt habe, durch die der
Mietgebrauch eingeschrénkt und die Miete ge-
mindert gewesen sei. SchlieBlich hat die Mieterin
unter anderem einen Schadensersatzanspruch in
Hohe von 93582,25 Euro geltend gemacht. Dieser
Betrag stelle den an ihrer Auslageware durch die
Staubentwicklung verursachten Schaden dar, fur
den die Vermieterin aufzukommen habe. Dies hat
die Mieterin zum einen damit begriindet, dass die
Vermieterin das Angebot des die GroRbaustelle
betreibenden Unternehmens, vor die Eingédnge des
Einkaufszentrums einen sogenannten Schmutztun-
nel mit Filteranlagen zu bauen, nicht angenommen
habe. Zum anderen habe sie auch eigene Schutz-
maBnahmen unterlassen.
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Die Vorinstanzen hatten einen Schadensersatzan-
spruch der Mieterin verneint. Der BGH hat dies im Be-
schluss Giber die von der Mieterin erhobenen Nichtzulas-
sungsbeschwerde im Grundsatz gegenteilig bewertet.
Wenn der Mieterin der Nachweis ihrer Behauptung ge-
linge, der Vermieterin sei von dem die GroRbaustelle be-
treibenden Unternehmen die Einrichtung von die Staub-
einwirkungen verhindernden MaBnahmen angeboten
worden, was die Vermieterin jedoch ausgeschlagen habe,
kdme bei einer solchen Sachlage ein Schadensersatzan-
spruch der Mieterin in Betracht. Ein solcher kénnte nicht
nur aus § 280 Abs. 1 BGB, sondern auch aus § 536 a
Abs. 1 Alt. 2 BGB folgen, weil die Vermieterin dann den
Eintritt des Mietmangels — erhebliche Staubbelastung
des angemieteten Raums — zu vertreten haben kénnte.
In diesem Falle kime es nicht auf einen Verzug der Ver-
mieterin mit der Mangelbeseitigung an (§ 536 a Abs. 1
Alt. 3 BGB).

Mieterh6hung
nach Modernisierung

Zur Frage, ob eine Mieterhdhung nach § 559 BGB, die
mehr als zehn Prozent héher ausfillt als in der Moder-
nisierungsankiindigung angegeben, nach § 559 b Abs. 2
Satz 2 BGB insgesamt erst sechs Monate spater wirk-
sam wird oder ob dies nur fir den Teil der Mieterho-
hung gilt, der diese Grenze iiberschreitet.

BGH vom 6.70.2015 - VIIl ZR 76/15 —

= Langfassung im Internet

Die Vermieterseite hatte argumentiert, dass beim Uber-
schreiten der angekiindigten Mieterhdhung um mehr als
10 Prozent die Mieterh6hung praktisch aufgeteilt werden
misste. So sollte die Mieterhéhung in Hohe der urspriing-
lichen Ankiindigung ,sofort” geltend gemacht werden
durfen. Nur der Teil der Mieterhohung, der die Anklndi-
gung um 10 Prozent Uberschreitet, sollte sechs Monate
spater wirksam werden. Diese Rechnung machte der
Bundesgerichtshof aber nicht mit. Er wies darauf hin,
dass der Gesetzgeber ersichtlich auch die Interessen des
Mieters im Blick gehabt habe, liber eine beabsichtigte
Modernisierung rechtzeitig und zutreffend informiert
zu werden. Aus dem Umstand, dass der Gesetzgeber
mit der Moglichkeit der Mieterh6hung nach § 559 BGB
einen Anreiz zur Modernisierung geben wollte, ergebe
sich nicht, dass bei Uberschreiten der angekiindigten
Mieterh6hung um mehr als 10 Prozent die Mieterho-
hung nur im Umfang der Uberschreitung der urspriing-
lich angekiindigten Mieterhdhung spater wirksam wer-
de.

Denn der Gesetzgeber habe ersichtlich auch die Inter-
essen des Mieters im Blick gehabt, Uber eine beabsich-
tigte Modernisierung rechtzeitig und zutreffend infor-
miert zu werden. Am Ende der Gesetzesbegriindung
zum damaligen § 3 MHG sei insoweit ausgefiihrt,
dass eine Anklndigung des Vermieters flir den Mieter
~ohne praktischen Wert" sei, wenn die tatsachliche
Erhéhung um mehr als 10 Prozent hoéher ausfalle als
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die angeklndigte, und dass deshalb die gleiche Folge
eintreten solle wie in dem Fall, dass dem Mieter die
voraussichtliche Mieterhéhung (liberhaupt) nicht mit-
geteilt worden sei.

Kiindigungsausschluss

Die Formularklausel ,, Das Mietverhéltnis beginnt am
1.5.2011 und l4uft fest bis zum 30.4.2015. Innerhalb
dieser Festlaufzeit kann das Mietverhéltnis von keiner
Vertragspartei gekiindigt werden. Ab dem 1.5.2015
lauft das Mietverhiltnis auf unbestimmte Zeit und
kann von beiden Parteien mit gesetzlicher Kiindigungs-
frist gekiindigt werden." stellt eine unangemessene
Benachteiligung des Mieters dar und ist deshalb nach
§ 307 Abs. 1 BGB unwirksam.

Als Individualvereinbarung bei gleichzeitig vereinbarter
Staffelmiete ist die Klausel teilunwirksam.

BGH vom 7.10.2015 - VIl ZR 247/14 -

= Langfassung im Internet

Die Formularklausel ist nach der stdndigen Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs deshalb unwirksam, weil
sie nicht gewdhrleistet, dass die Kiindigung auf jeden
Fall zum Ablauf von vier Jahren seit Abschluss des Miet-
vertrages moglich sein muss (BGH vom 8. Dezember
2010 - VIII ZR 86/10 -). Die Regelung im Mietvertrag
gehe zum Nachteil des Mieters Uber diese Grenze hin-
aus, indem sie eine Kiindigung erstmals nach dem 30.
April 2015 ermdégliche. Die Kiindigung kénne nach die-
ser Regelung frihestens zum Ablauf des 31. Juli 2015
erklart werden, so dass die Bindung des Mieters mehr
als vier Jahre nach Vertragsabschluss betragen wiirde.
Sofern es sich bei der Klausel um eine Allgemeine Ge-
schéaftsbedingung handele, wére der Kiindigungsaus-
schluss deshalb insgesamt unwirksam und das Mietver-
héltnis hatte durch ordentliche Kiindigung des Mieters
beispielsweise schon im Jahre 2013 beendet werden
kénnen.

Sollte es sich bei der Klausel hingegen um eine durch ex-
plizites Aushandeln zustande gekommene Individual-
vereinbarung handeln — was der BGH im vorliegenden
Fall nicht zu entscheiden hatte —, ware zwar die ange-
sichts der gleichzeitigen Staffelmietvereinbarung hochs-
tens zulassige Dauer des Kiindigungsausschlusses gleich-
falls tiberschritten. Denn gemal § 557 a Abs. 3 BGB
konne bei einer Staffelmiete ein Kiindigungsausschluss
langstens in der Weise vereinbart werden, dass die Kiin-
digung erstmals auf den Zeitpunkt erfolgt, zu dem seit
Vertragsschluss vier Jahre abgelaufen seien. Hiervon
zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarun-
gen seien unwirksam (§ 557 a Abs. 4 BGB). Dies wiirde
bei einer Individualvereinbarung aber lediglich zur Teil-
unwirksamkeit des Kiindigungsausschlusses insoweit
fuhren, als die Hochstfrist des § 557 a Abs. 3 BGB tber-
schritten sei (BGH vom 14. Juni 2006 — VIl ZR 257/04 -).
Der Mieter hétte in diesem Fall das Mietverhéltnis erst-
mals zum Ablauf des 30. April 2015 kiindigen kénnen.
Als Individualklausel ohne gleichzeitige Vereinbarung

einer Staffelmiete wére der Kiindigungsausschluss hin-
gegen wirksam.

Berliner Kappungsgrenzen-
Verordnung

a) Die Zivilgerichte haben im Rahmen eines Rechts-
streits iiber ein Mieterhohungsverlangen zu priifen,
ob eine von der Landesregierung erlassene Kappungs-
grenzen-Verordnung den Anforderungen an die gesetz-
liche Ermédchtigung in § 558 Abs. 3 Satz 3 BGB in Ver-
bindung mit Satz 2 geniigt und auch im Ubrigen mit
héherrangigem Recht in Einklang steht.

b) Die vorgenannte gesetzliche Ermachtigungsgrundla-
ge geniigt dem Bestimmtheitsgebot nach Art. 80 Abs.
1 Satz 2 GG und verstoBt weder gegen die Eigentums-
garantie des Art. 14 Abs. 1 GG noch gegen den allge-
meinen Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG)
oder gegen die Vertragsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG).

c) Die Kappungsgrenzen-Verordnung des Landes Berlin
vom 7. Mai 2013 (GVBI. S. 128) hélt sich im Rahmen
des der Landesregierung als demokratisch legitimier-
tem und politischem Staatsorgan von der gesetzlichen
Erméachtigung in mehrfacher Hinsicht eingeraumten
politischen Beurteilungs- und Gestaltungsspielraums.
Dieser ist von den Fachgerichten nur beschrankt dahin
iberpriifbar, ob die getroffene MaBnahme den Rahmen
der Zweckbindung der gesetzlichen Ermachtigung iiber-
schreitet.

d) Die Kappungsgrenzen-Verordnung des Landes Ber-
lin vom 7. Mai 2013 geniigt ihrerseits den verfassungs-
rechtlichen Anforderungen. Sie verletzt weder die Ei-
gentumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 GG) noch den allge-
meinen Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1
GG) oder die Vertragsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG).

BGH vom 4.11.2015 - VIII ZR 217/14 -

= Langfassung im Internet

Mit Schreiben vom 1. September 2013 forderte der Ver-
mieter vom Mieter die Zustimmung zur Erh6hung der
monatlichen Miete um 20 Prozent. Er hélt die Berliner
Kappungsgrenzen-Verordnung insbesondere deswegen
fur unwirksam, weil diese die Kappungsgrenze fur das
gesamte Stadtgebiet Berlins herabsetze, obwohl nicht in
allen Stadtteilen die ausreichende Versorgung der Bevol-
kerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedin-
gungen besonders gefdhrdet sei. Der Mieter hatte nur
einer Erhdhung um 15 Prozent zugestimmt. Die Klage
des Vermieters hatte in allen Instanzen keinen Erfolg.
Der BGH entschied am Ende, dass die Kappungsgren-
zen-Verordnung des Landes Berlin rechtmaRig ist, so
dass der Vermieter im Hinblick auf § 558 Abs. 3 Satz 2
und 3 BGB vom Mieter nicht die Zustimmung zu einer
15 Prozent Ubersteigenden Mieterhdhung verlangen
kann.

Zunéchst bejahte der BGH eine Verpflichtung der Zivil-
gerichte, zu priifen ob eine von der Landesregierung
erlassene Kappungsgrenzen-Verordnung den Anforde-
rungen an die gesetzliche Ermachtigung in § 558 Abs. 3
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Satz 3 BGB in Verbindung mit Satz 2 genlige und auch
im Ubrigen mit héherrangigem Recht in Einklang stehe.
Nach Durchfiihrung der gebotenen Priifung gelangte
der BGH zu der Uberzeugung, dass die Kappungsgren-
zen-Verordnung auf einer verfassungsmaRigen Erméachti-
gungsgrundlage beruhe, den gesetzlichen Rahmen nicht
Uberschreite und ihrerseits den verfassungsrechtlichen
Anforderungen genuge.

Die Ermachtigungsgrundlage fur die Kappungsgrenzen-
Verordnung (§ 558 Abs. 3 Satz 3 BGB) begegne keinen
verfassungsrechtlichen Bedenken. Insbesondere versto-
Be sie nicht gegen die in Art. 14 Abs. 1 GG verbirgte Ei-
gentumsgarantie, sondern erweise sich als zulassige In-
halts- und Schrankenbestimmung gemaR Art. 14 Abs. 1
Satz 2 GG. Die genannte Bestimmung verfolge ein legi-
times, dem oOffentlichen Interesse dienendes Regelungs-
ziel, némlich in Gebieten mit besonderer Gefdhrdungsla-
ge einen zu raschen Anstieg von Mieten auf das Niveau
der ortstiblichen Vergleichsmiete zu ddmpfen. Sie stelle
einen angemessenen, auch die Belange der Vermieter
hinreichend berticksichtigenden und damit verhéltnis-
méRigen Interessenausgleich her. Insbesondere sei zur
Erreichung des Regelungszwecks ein weniger einschnei-
dendes, aber gleich wirksames Mittel nicht eindeutig
feststellbar. Denn der Gesetzgeber habe sich bei § 558
Abs. 3 Satz 2 und 3 BGB fir eine geringe Eingriffsinten-
sitat entschieden. Er habe — anders als bei friiheren Ge-
setzesdnderungen — keine flaichendeckende und zeitlich
unbefristete Absenkung der Kappungsgrenze vorgese-
hen. Die gesetzliche MaRnahme sei auch nicht unzumut-
bar, denn der Kernbereich des Eigentums (Bestandsga-
rantie) werde hierdurch nicht bertihrt. Es sei weder gel-
tend gemacht noch erkennbar, dass die Wirtschaftlich-
keit der Vermietung hierdurch ernsthaft in Frage gestellt
sei.

Des Weiteren sei die Kappungsgrenzen-Verordnung des
Landes Berlin vom 7. Mai 2013 von der Ermachtigungs-
grundlage des § 558 Abs. 3 Satz 3 BGB gedeckt. Es sei
nicht zu beanstanden, dass der Berliner Senat die gesam-
te Stadt Berlin als Gebiet ausgewiesen habe, in dem die
ausreichende Versorgung der Bevolkerung mit Mietwoh-
nungen zu angemessenen Bedingungen besonders ge-
fahrdet und daher die Mieterhhungsmoglichkeit auf
eine Steigerung um héchstens 15 Prozent begrenzt sei
(vgl. 8§ 558 Abs. 3 Satz 2 BGB).

Der Gesetzgeber habe dem Verordnungsgeber als seiner-
seits demokratisch legitimiertes Rechtssetzungsorgan
bei der Beurteilung und Ermittlung der fiir den Erlass
der Verordnung nach § 558 Abs. 3 Satz 3 BGB mafRgeb-
lichen Umstande einen weiten wohnungsmarkt- und
sozialpolitischen Beurteilungs- und Einschatzungsspiel-
raum eingerdumt, der anhand der 6rtlichen Gegeben-
heiten ausgefullt werden musse. Dies gelte zunéchst fur
die Festlegung der relevanten Gebiete nebst der Aus-
wahl der Bezugsebene (gesamte Gemeinde oder Teile
hiervon), aber auch fiir den zeitlichen Geltungsbereich
der Verordnung und fiir die Auswahl geeigneter metho-
discher Ansétze. Diese Spielrdaume (iberschreite der Ver-
ordnungsgeber erst dann, wenn sich seine Erwdgungen
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nicht mehr innerhalb der Zweckbindung der Erméchti-
gungsgrundlage bewegen und offensichtlich verfehlt
seien.

Das sei hier nicht der Fall. Denn es sei nicht feststellbar,
dass etwa allein die Beschrankung der Gebietsbestim-
mung auf bestimmte Teile von Berlin sachgerecht gewe-
sen wére oder dass der Verordnungsgeber ungeeignete
Indikatoren herangezogen hatte. Zutreffend sei der Ber-
liner Senat bei Erlass der Verordnung davon ausgegan-
gen, dass in Anbetracht des mit § 558 Abs. 3 Satz 2 und
3 BGB verbundenen Regelungszwecks vom Gesetzgeber
bei der Beurteilung der Mangellage eine Differenzierung
nach Gemeindeteilen nicht zwingend vorgeschrieben
werde. Es spreche auch nichts dafr, dass die zur Be-
stimmung der Wohnungsmarktsituation vom Berliner
Senat herangezogenen Indikatoren ungeeignet gewesen
waren. Soweit der Vermieter abweichendes Datenmate-
rial herangezogen habe, lasse er zum einen aufer Acht,
dass dieses im Zusammenhang mit einem anderen Ge-
setzesvorhaben erhoben worden sei und lasse zum an-
deren unberticksichtigt, dass Gerichte nicht ihre eigene
Bewertung an die Stelle des weitreichenden Beurteilungs-
und Einschatzungsspielraums des Verordnungsgebers
setzen durften und daher nur Uberpriifen kdnnten, ob
das methodische Konzept des Verordnungsgebers — so
wie hier — tragfdhig sei.

Die Kappungsgrenzen-Verordnung des Landes Berlin
verletze schlieBlich auch keine Grundrechte des Ver-
mieters. Insbesondere verstoRe sie nicht gegen das Ei-
gentumsgrundrecht (Art. 14 Abs. 1 GG). Die getroffene
MaRnahme stelle einen verhdltnismaRigen Eingriff dar.
Der Senat von Berlin sei vor allem nicht gehalten ge-
wesen, als mildere MaBnahme den Geltungsbereich
der Verordnung nur auf einen Teil des Stadtgebiets zu
erstrecken. Das ware nur dann der Fall gewesen, wenn
eindeutig feststiinde, dass eine beschrankte Gebietsaus-
weisung den mit der Verordnung angestrebten Zweck
sachlich gleichwertig erreichen wirde. Dabei sei zu be-
ricksichtigen, dass dem Verordnungsgeber hinsichtlich
der Einschdtzung der Erforderlichkeit einer MaBnahme
ein Beurteilungs- und Prognosespielraum zukomme.
Dieser Spielraum sei hier nicht Uberschritten, denn mit
einer starkeren rdumlichen Begrenzung der Verordnung
wadre nicht in gleicher Weise rasch und wirksam eine
Verlangsamung des Anstieges der Bestandsmieten zu er-
reichen. Die besondere Gefdhrdung einer ausreichenden
Versorgung der Bevolkerung mit Mietwohnungen zu an-
gemessenen Bedingungen sei aufgrund der vor allem in
Ballungsrdumen, Industrie- und Universitatsstadten so-
wie in Stddten mit herausgehobener zentraler Lage oder
Funktion wirkenden vielféltigen Impulse und der hier-
durch ausgelosten spezifischen Labilitat des Wohnungs-
marktes grundsétzlich raumlich nicht exakt eingrenzbar.

Wohnflachenabweichung

a) Die bei Abschluss eines Wohnraummietvertrages
getroffene Beschaffenheitsvereinbarung zur Woh-
nungsgrofe ist — und zwar auch bei Abweichungen
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von bis zu 10 Prozent - nicht geeignet, die bei einer
spateren Mieterhohung zu beriicksichtigende GroRe
der Wohnung durch einen von den tatsachlichen Ver-
héltnissen abweichenden fiktiven Wert verbindlich
festzulegen (Aufgabe der Senatsrechtsprechung, zu-
letzt Senatsurteil vom 8. Juli 2009 - VIl ZR 205/08,
NJW 2009, 2739 Rn. 10, 13 mwN). Vielmehr ist jede
im Wohnraummietvertrag enthaltene, von der tatsachli-
chen WohnungsgroBe abweichende Wohnflachenanga-
be fiir die Anwendbarkeit des § 558 BGB und die nach
dessen MaBstdben zu beurteilende Mieterh6hung ohne
rechtliche Bedeutung. MaBgeblich fiir den nach dieser
Bestimmung vorzunehmenden Abgleich der begehrten
Mieterhohung mit der ortsiiblichen Vergleichsmiete
ist allein die tatsdchliche GroRe der vermieteten Woh-
nung.

b) Auch in Féllen, in denen sich nachtraglich heraus-
stellt, dass die tatsachliche Wohnflache iiber der bis
dahin von den Mietvertragsparteien angenommenen
oder vereinbarten Wohnflache liegt, kommt bei einsei-
tigen Mieterhhungen die Kappungsgrenze des § 558
Abs. 3 BGB zur Anwendung, zu deren Bemessung die
zu Beginn des Vergleichszeitraums geltende Ausgangs-
miete der ortsiiblichen Vergleichsmiete gegeniiberzu-
stellen ist.

BGH vom 18.11.2015 - VIII ZR 266/14 -

= Langfassung im Internet

Der Bundesgerichtshof hat damit seine bisherige Recht-
sprechung korrigiert. Flir Wohnflachenabweichungen

gilt nicht mehr generell eine 10-prozentige Toleranz-
grenze. Bei Mietererhthungen gilt jetzt die tatsachliche
Wohnflache - egal, welche WohnungsgrolRe im Miet-
vertrag vereinbart ist, und egal, wie hoch die prozen-

tuale Abweichung ist. Zu entscheiden hatte der Bun-
desgerichtshof hier einen atypischen Fall. Wahrend im
Mietvertrag eine Wohnflache von 156,95 Quadrat-
metern genannt wurde, war die Wohnung tatsachlich
210,43 Quadratmeter grof8. Der Vermieter wollte die
Miete von 629,75 Euro um 15 Prozent erhéhen und zu-
satzlich die bisher nicht berticksichtigte Wohnflache erst-
mals fur eine Mieterhohung nutzen. Zwar kann sich nach
der Entscheidung des BGH der Vermieter mit seiner Miet-
erhdhung auf die tatsachliche Wohnfldche stitzen, er
muss aber immer die Kappungsgrenze einhalten. Eine
Mieterh6hung von mehr als 15 Prozent beziehungswei-
se 20 Prozent in drei Jahren ist nicht zuldssig. Fir Mieter
viel wichtiger ist aber natirlich die umgekehrte Frage:
Was ist, wenn die Wohnung tatsachlich kleiner ist als im
Mietvertrag angegeben? Auch dann gilt: Es kommt auf
die tatsachliche Wohnfldche und nicht auf die verein-
barte an.

Der BGH hélt aber ausdriicklich daran fest, dass ein zur
Minderung der Miete fiihrender Mangel der Wohnung
im Sinne des § 536 Abs. 1 Satz 1 BGB infolge Uberschrei-
tung der Erheblichkeitsschwelle (§ 536 Abs. 1 Satz 3
BGB) gegeben ist, wenn die tatsachliche Wohnflache
um mehr als 10 Prozent unter der im Mietvertrag ange-
gebenen Wohnfldche liegt.

Nicht Stellung genommen hat der BGH in dieser Ent-
scheidung zu der Frage, ob fir die Umlage von Betriebs-
kosten von der tatsachlichen Wohnflache abweichende
Vereinbarungen maBgeblich sein konnen. Bislang galt:
Weicht die im Mietvertrag vereinbarte Wohnflache von
der tatsdchlichen Wohnflache ab, so ist der Abrechnung
von Betriebskosten die vereinbarte Wohnflache zugrunde
zu legen, wenn die Abweichung nicht mehr als 10 Pro-
zent betrdgt (BGH vom 31.10.2007 - VIl ZR 261/06 -).

Instanzen-Rechtsprechung

Videoiiberwachung

Ein Vermieter darf nur in eng umris-
senen Ausnahmefillen eine Video-
kameraattrappe im Hausflur ins-
tallieren.

LG Berlin vom 28.10.2015

- 675 82/15 -, mitgeteilt von

RA Hans-Chr. Widegreen,
Fachanwalt fiir IT-Recht,

Héch Kadelbach Rechts-

anwdlte, Berlin

= Langfassung im Internet

Anmerkung des Einsenders:

Mit Urteil vom 28. Oktober 2015
(Az. 67 S 82/15) hat das LG Berlin
nunmehr auch die Nutzung einer
Videokameraattrappe in einem
Mietshaus untersagt, wenn diese
nicht durch ein Gberragendes Inter-
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esse des Vermieters gerechtfertigt
werden kann.

Die Kameraattrappe befand sich im
Hausflur eines Mietshauses und lieR
nicht ohne Weiteres erkennen, ob sie
funktionstlchtig ist. Wie das Gericht
zutreffend feststellte, sind solche At-
trappen mit einer funktionsfahigen
Videotliberwachung gleichzusetzen,
da der Uberwachungsdruck fiir die
betroffenen Mieter gleich hoch ist.
SchlieBlich kénnen sie nicht erken-
nen, ob die Kamera tatsachlich auf-
zeichnet. Dies soll auch dann gelten,
wenn der Vermieter seine Mieter auf
die Funktionsunfahigkeit hingewiesen
hat. Denn die Betroffenen kdnnen
nicht nachvollziehen, ob es stets bei
der Attrappe geblieben ist oder die
Attrappe durch eine funktionsfahige
Kamera ersetzt wurde.

Um die Anbringung einer Kamera-
attrappe zu rechtfertigen, bedarf es
— wie bei einer funktionsfahigen Ka-
mera — schwerwiegender und wieder-
holter Vorkommnisse im Mietshaus.
Fahrraddiebstédhle, Beschadigungen
an den Briefkdsten oder der Haus-
eingangstir sowie das Abstellen von
Sperrmiill reichen insoweit nicht aus.
Derartige Vorfdlle sind innerhalb ei-
nes Mietshauses alltdglich und recht-
fertigen keine besonderen MaBnah-
men, insbesondere keinen derart
weitreichenden Eingriff in das Ver-
halten und die Rechte der Mieter
wie eine Kameraattrappe.

M:it dieser Entscheidung schlief3t
sich das LG Berlin der Gberwiegen-
den Meinung in der bundesweiten
Rechtsprechung an und starkt da-
mit die Rechte der Berliner Mieter.
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DES BERLINER MIETERVEREINS

Wir freuen uns auf lhren Besuch in den zentral
gelegenen Beratungszentren des Berliner Mietervereins.
Zur Beratung bitte immer auch den Mitgliedsausweis
und den Mietvertrag mitbringen.

MiillerstraBe

MiillerstraBe 135 (Laden),
nahe SeestralRe

Offnungszeiten

Achtung: In der Geschéftsstelle andere
Offnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 40)

Spontan: Beratung ohne Anmeldung

Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr,
Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr,

Freitag von 15 bis 17 Uhr,

Samstag von 9 bis 13 Uhr (jedoch nicht in den
Beratungszentren MiillerstraRe, Wilmersdorfer StraRe

und BahnhofstraBe)

Wunschtermin: Beratung mit Terminvereinbarung
Vielfaltige Angebote von 9 bis 20 Uhr

und am Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
Ihren persénlichen Wunschtermin.

Servicetelefon: & 030-226 260

Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 17 Uhr,
Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
Samstag von 9 bis 13 Uhr

Schoénhauser Allee
Schonhauser Allee 134 B

Altstadt Spandau (neben dem Kino Alhambra)
MénchstraBe 7 (Laden), Zugang im EG bedingt
nahe Markt rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)

Zugang im EG bedingt M SeestralRe

rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
M Altstadt Spandau
M © Rathaus Spandau

Reinickendorf

Wilmersdorfer StralRe
Wilmersdorfer StraBe 50/51

(neben den Wilmersdorfer Arcaden)
(& Zugang tiber Fahrstuhl
rollstuhlgeeignet

M Wilmersdorfer Strafe

© Charlottenburg

Spandau

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Steglitz-Zehlendorf

Walther-Schreiber-Platz

Rheinstrale 44
(A Zugang iiber Fahrstuhl

rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
[ Walther-Schreiber-Platz
© Feuerbachstrale

Siidstern

Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gesprach in der Beratungsstelle
juristischer Schriftverkehr mit lhrem Vermieter oder Behorden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung
an die Geschaftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, konnen die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich
ist jedoch zunéchst die Beratung durch den Berliner Mieterverein
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine
telefonische Beratung erfillt diese Obliegenheitsverpflichtung
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie lhre Post bitte ausschliefllich an die
Geschéftsstelle, Spichernstrale 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung moglich ist.
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Pankow

Schgneberg

/ Neukolln

Hasenheide 63 (Laden), nahe [ Stidstern
Zugang im EG bedingt rollstuhlgeeignet
(Begleitperson auf Rampe erforderlich)

Beratungs-

in der Hasen-

Zugang im EG rollstuhlgerecht
[ Eberswalder StralRe

Geschiftsstelle

Spichernstrae 1, 10777 Berlin

[ SpichernstraBe (U3 und U9)
Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr,
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

}berg ~

Marzahn-
N Hellersdorf

Frankfurter Allee
Jessnerstrale 4/Frankfurter Allee
(gegenliber Ring Center 1)
Zugang im EG bedingt
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-

person (Stufe 19 cm)
[ © Frankfurter Allee

Treptow-Kopenick

BahnhofstraBe kspenick
BahnhofstraBe 5 (Laden),

nahe Seelenbinderstrale

Zugang im EG bedingt
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-

person (Stufe 19 cm)
© Kopenick, Tram/Bus Bahnhof-
straBe/Ecke Seelenbinderstrale

Y e
BERLINER ad

zentrum
Stidstern

heide 63



GESCHAFTSSTELLE

Berliner Mieterverein e.V.,

SpichernstraBe 1, 10777 Berlin

[ SpichernstraBe (U3, U9),

Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. SpichernstraBe), ndchster © ist
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U9 erreichbar)
Zugang im EG rollstuhlgerecht

= 030-226260, Fax: 030-22626-161,

bmv@berliner-mieterverein.de

Offnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi, Fr 9-17 Uhr, Do 9-19 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung:

Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

DiIE BMV-BERATUNGSZENTREN

finden Sie auf Seite 39 (eine Seite zuriickblattern!)

WEITERE

iiberwiegend ohne Terminvereinbarung

(&, Auskinfte zur Zugénglichkeit
erhalten Sie iiber unser
Servicetelefon & 030-226 260

Charlottenburg-Wilmersdorf

Mo-Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr,
Sa 9-13 Uhr
Berliner Mieterverein, Spichernstrafie 1
[ Spichernstrale

Lichtenberg
Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum lkarus, Wandlitzstr. 13
© Karlshorst
Di 17-19 Uhr
Hedwig Stadtteilzentrum,
HedwigstraRe 12, nahe SuermondstraRe
und Konrad-Wolf-Strafe
Tramhaltestellen: Am Faulen See
(Tram 27) und OberseestraBBe (M 5)
Mi 17-19 Uhr
~Undine” Wohnprojekt und Kieztreff,
Hagenstr. 57-60/nahe Frankfurter Allee
M@ Lichtenberg, Ausgang Siegfriedstr.

Marzahn-Hellersdorf
Mo 17-19 Uhr
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
© Marzahn,
Tram/Bus Marzahner Promenade
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass,
Kummerower Ring 42
[ Neue Grottkauer StraBe

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding)
Di 18-19.30 Uhr
Selbsthilfe-, Kontakt- und Beratungsstelle,

Perleberger Str. 44/Ecke Lubecker Str.
[ BirkenstraBRe
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Pankow

Mi 17-19 Uhr
Gemeindehaus Pankow, Breite StrafRe 38
Tram Pankow Kirche

Do 17-19, Fr 14-16 Uhr
Freizeithaus WeiRensee,
PistoriusstrafRe 23
Bus 158, 255

Reinickendorf

Mi 17-19 Uhr
Familientreff Wittenau,
Oranienburger StraBe 204,
Ecke Roedernallee
nahe [0 Wittenau (250 m FuBweg)
und © Wittenau (400 m FuRweg)

Steglitz-Zehlendorf

Mi 17-19 Uhr
Nachbarschaftsheim Mittelhof,
KonigstraBe 43 (nahe Rathaus
und Meldestelle)
© Zehlendorf

Tempelhof-Schoneberg

Mo 17-19 Uhr
Evangelisches Gemeindehaus,
FriedenstraBe 20
[ Alt-Mariendorf

Mo 18.30-19.30 + Do 10-11 Uhr
AWO-Laden, GoltzstraBe 19 (links)
[ Nollendorfplatz,

M Eisenacher StrafRe

Treptow-Kdpenick

Di + Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv,
HasselwerderstraBe 38-40
© Schoneweide

fiir weitere Auskiinfte,

Terminvereinbarungen
und lhre Anregungen:

030-226260

MIETERVEREIN
ONLINE

Im Internet erreichen Sie uns unter
www.berliner-mieterverein.de

Infoblatter

Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmangel oder Mieterhd-
hung, der Mieterverein hélt fir Sie in der
Hauptgeschaftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein groBes Angebot an Informa-
tionsblattern bereit. Alle Informationen
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de

Mein BMV

Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder
Ihr Nachname hat sich gedndert?

Sie méchten dem Berliner Mieterverein An-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen?
Oder Sie mochten zuktinftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter ,,Mein BMV" kénnen Sie im Internet
die personlichen Daten lhrer Mitgliedschaft
dndern und dem Berliner Mieterverein
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service

Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische
Kurzberatung — schnell und unbiirokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres
MieterMagazin) und beachten Sie, dass
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann.
Insbesondere, wenn sich aus lhrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle
erforderlich. Die Obliegenheit fur den
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfullt. Um Wartezeiten zu
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung:
= 030-22626-152

Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr
sowie Montag und Donnerstag
von 17 bis 20 Uhr
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Heizung & Heizkosten

Bei technischen Fragen zur Heizung und
Heizanlage hilft lhnen die Energieberatung
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie Uber energiesparende
Modernisierungsmafnahmen (auch durch
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung.
Terminvereinbarung ist moglich

unter & 030-226260.

Mo 17-19 Uhr (jeden 1. und 3. Montag):
Beratungszentrum Altstadt Spandau,
MonchstraBe 7

Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum Walther-
Schreiber-Platz, Rheinstralie 44

Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum
Schénhauser Allee 134 B

Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum
Frankfurter Allee, JessnerstraRe 4

Uberpriifung des
Fernwarmepreises

Die Berliner Firma SEnerCon tberpruft fiir
Mitglieder des BMV die Angemessenheit
des Fernwédrmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebdudes. Kosten: 35 €. Einfach
die Kopie der letzten Heizkostenabrechnung
des Vermieters (mit Angabe der gelieferten
Warmemenge und des Baualters, gegebe-
nenfalls beim Vermieter erfragen) sowie
nach Moglichkeit die Warmeabrechnung
des Fernwdrmelieferanten einsenden an:
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner,
Spichernstrae 1, 10777 Berlin.

Nach einer Vorprufung werden die Unter-
lagen an die SEnerCon weitergeleitet.

Mietrechtsberatung
fir Gewerbemieter

Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter @ 030-226 260

Die Beratung findet statt:
Charlottenburg

Do 17-20 Uhr

BMV-Beratungszentrum

Wilmersdorfer StraBe 50/51

[ Wilmersdorfer StraRe
Prenzlauer Berg

Mo 17-20 Uhr

BMV-Beratungszentrum

Schénhauser Allee 134 B

[ Eberswalder Strale
Wilmersdorf/Schoneberg

Fr 14-17 Uhr

BMV-Geschéaftsstelle

Spichernstrale 1

[ SpichernstraBe
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RUND UM DIE WOHNUNG

Mediation und
Konfliktberatung

Bei Larm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit
dem Konflikt und bei Bedarf ein Mediations-
verfahren zur einvernehmlichen Losung des
Problems an. Die Beratung/Mediation wird
von einem Mediator (Konfliktvermittler)
durchgefiihrt. Das Angebot ist fur Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
Telefonberatung und Kontakt:
Mo 18 -19 Uhr unter @& 030-859 56 86 23.
AuRerhalb der Beratungszeit kdnnen
Sie eine Nachricht hinterlassen, unsere
Mediatoren rufen zuriick.

Schwerpunktberatung
Nutzer/Pachter

Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
M Neue Grottkauer StraBe
Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstrafe 38-40
© Schoneweide

Mietrechtsberatung
fiir bildende Kiinstler

Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat
von 17 bis 19 Uhr

Kothener StraBe 44 (3. OG, BBK),
Berlin-Kreuzberg, © Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Kiinstler in Ateliers,
Gewerberdumen und Wohnungen

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-iibernahme

Zur personlichen Unterstiitzung

in Ab- und Ubernahmeterminen
empfiehlt der Berliner Mieterverein
folgende sachkundige Personen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,

@ 030-2943107 oder & 0178/78007 80
Dipl.Ing.Arch. Ruidiger Beer,

@ 030-20989265 oder & 0163/8266944

Kosten: 75 Euro pro Termin zuzlglich
10 Euro Fahrtkosten. Die Beauftragung
durch Sie erfolgt direkt an die oben ge-
nannten Personen. Gutachten und juris-
tische Ausklinfte sind nicht moglich.

Bei Abnahme: Die Prifung lhrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schén-
heitsreparaturen sollte bereits vor der
Wohnungsabnahme in einer unserer
Beratungsstellen erfolgen.

Gutachten - der BMV
vermittelt Experten

Vielfach gibt es neben juristischen Fragen
auch technische Probleme. Zur Beurteilung
ist Sachverstand erforderlich.

Mit den nachstehenden Gutachtern haben
wir fir Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins glinstige Konditionen vereinbart.
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten
vor einer Beauftragung. Darlber hinaus-
gehende Auskiinfte und Beratungen sind
telefonisch nicht méglich. Die Juristen des
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten

zu folgenden Themenbereichen:
Wohnflachenberechnung
Schoénheitsreparaturen
Feuchtigkeitsschaden

durch schadhafte Abdichtungen
Elektroinstallationen
Modernisierung: Mieterhdhungsprifung

aus bautechnischer Sicht
Heizung/Warmwasser/Warmeddmmung
Hausrat
Wohnungsmangel

auch bei Schimmelbelastung
Schimmelpilzbewertung/-bestimmung

ohne bauliche Ursachenbestimmung
Gerduschmessung fiir technische Anlagen
Elektrosmog/Mobilfunk
Umweltchemie/Umwelttechnik/

Schadstoffanalyse
Baubiologie (Elektrosmog,

Schadstoffanalytik)

Die Gutachter finden Sie unter

www.berliner-mieterverein.de

oder rufen Sie @ 030-226260 an.

Mietrechtsbroschiiren

Guter Rat und gar nicht teuer.

Die Mietrechtsbroschiiren des Deutschen
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben

in der Geschéftsstelle und in den Bera-
tungszentren des Berliner Mietervereins
oder beim Deutschen Mieterbund,

10169 Berlin beziehungsweise im Internet
unter www.mieterbund.de.

MIETERMAGAZIN
ONLINE LESEN

Wenn Sie kiinftig die papierlose
Online-Ausgabe des MieterMagazin
lesen mochten, kénnen Sie sich unter
https://service.berliner-mieterverein.de/
service anmelden.
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Kooperationsangebote

fiir Mitglieder

Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbelegs
fur den Mitgliedsbeitrag oder des aktuellen

MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie ErméaRigungen fir Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard -
Berlin zum halben Preis

150 Partner in der Gastronomie, bei Sport

& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Flr BMV-Mitglieder statt 50 Euro im ersten
Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 50 Euro
Gutscheincode: mieterverein: Bestellung:
www.joycard.de, @& 30369957

Bildung und Kultur

Urania
www.urania-berlin.de & 030-218 90 91
Distel Kabarett —
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de @ 030-204 47 04
Theater und Komodie am Kurfiirstendamm
www.theater-am-kurfuerstendamm.de
< 030-88 59 11 88
Kleines Theater
www.kleines-theater.de @ 030-821 20 21
Labyrinth Kindermuseum
www. kindermuseum-labyrinth.de
= 030-800931150

Mietspiegel
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung
fur Stadtentwicklung, @& 030-90139-4777

Betriebskostenspiegel
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/

Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de

Energiesparberatung
des BUND fiir Geringverdiener:

Termin unter @& 030-78790060

Wohngeld
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsamtern

Quartiersmanagement
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung,
@ 030-90139-4810

Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de

Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
@ 030-3023824

Larmschutz
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest — Leseraktion Straen-
larm, 10773 Berlin, @ 0180/2321313
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Wohnen im Alter
Infotelefon beim Pflegestiitzpunkt Berlin,
Mo-Fr 9-18 Uhr: & 0800-5950059
www.hilfelotse-berlin.de
BIWIA - Berliner Initiative Wohnen im Alter:
www.berlin.de/special/wohnen/alter/
Mietschulden/Wohnungsnotfille
Geschiitztes Marktsegment/
Landesamt fiir Gesundheit und Soziales
= 030-90229-3201/2
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html
Ambulante Dienste/GEBEWO
@ 030-48098191, Fax 030-48098192,
E-Mail: AmbulanteDiensteNord
@gebewo.de
Ambulante Wohnhilfe Wedding/1B
= 030-4900099 0,
Fax 030-490009928,
E-Mail: AWH-B-Wedding@
internationaler-bund.de
StraBenleuchten
Bei Defekten: & 08001102010
(Vattenfall)
Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de,
www.test.de

Hilfe zur Selbsthilfe -
Bezirksaktivengruppen

Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv
fur eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehort,
dass wir uns tUber das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren;
dass wir unsere Mitmieter aufklaren;
dass wir uns einfach zusammentun,
um mit unseren Mietproblemen nicht
allein zu sein.
Wir wiirden uns freuen,
wenn auch Sie kommen wiirden.

Charlottenburg-Wilmersdorf

Renate Richter, Raphael Thieme

(Bezirksleitung)

Treffen aktiver Mitglieder und interessier-

ter Mieter jeden 2. Dienstag im Monat

um 18 Uhr im Haus am Mierendorffplatz,

Mierendorffplatz 19;

Kontakt auch tiber Thomas Koch, Geschéifts-

stelle des BMV, & 030-22626-144

Friedrichshain-Kreuzberg

Gundel Riebe, Frank Straubing,

Ralf KieRling (Bezirksleitung)
Kontaktmoglichkeiten zur Bezirksleitung:

jeden 1. und 2. Dienstag von 14-16 Uhr im

Beratungszentrum Siidstern, Hasenheide 63;

jeden Montag und jeden 2. Mittwoch im

Monat von 17.30-19 Uhr im Beratungszen-

trum Frankfurter Allee, JessnerstraBe 4
und Gber Thomas Koch, Geschiftsstelle
des BMV, & 030-22626-144
Lichtenberg

Lieselotte Bertermann, Karin Korte,
Dominik Giese (Bezirksleitung)

Die Aktivengruppe trifft sich jeden
2. Mittwoch des 1. Monats im Quartal
um 19 Uhr in der ,,Undine", Wohnprojekt
und Kieztreff, HagenstraBe 57-60.
Kontaktmdglichkeit in allen bezirklichen
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen
Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Peter Risch, Irina Neuber (Bezirksleitung)

Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner
und Hellersdorfer Beratungsstellen wéahrend
der Beratungszeiten moglich
Mitte
Wilfried Jugl, Ursula Loesch (Bezirksleitung)

Treffen der Aktivengruppe jeden 4. Don-
nerstag im Monat um 18 Uhr in der Senio-
renfreizeitstatte Torstrafe 203-205
Neukélin
Kontakt: Thomas Koch, Geschaftsstelle
des BMV, & 030-22626-144

Die Bezirksaktivengruppe trifft sich
regelméaRig jeden 2. Do im Monat um
19.30 Uhr im BMV-Beratungszentrum
Stdstern, Hasenheide 63
Pankow
Wolfgang Marquardt, Hannelore Jagusch,
Hans-Glinther Miethe (Bezirksleitung)

Kontaktmoglichkeiten:

Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum
Schonhauser Allee 134 B
Reinickendorf

Helmut Méller (Bezirksleiter)

Kontakt: Thomas Koch, Geschiftsstelle
des BMV, & 030-22626-144
Spandau

Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum
Altstadt Spandau, MonchstraBe 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer
Beratung: Betreuung der Mitglieder;
Mietergemeinschaften

AG Modernisierung

AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, & 030-3315220
Steglitz-Zehlendorf
Barbara von Boroviczeny, Ingeborg ligner,
Cornelia Wolter (Bezirksleitung)

Kontakt: Thomas Koch, Geschiftsstelle
des BMV, @& 030-22626-144
Tempelhof-Schéneberg

Folkert Schulz (Bezirksleiter)

Kontakt: Thomas Koch, Geschiftsstelle
des BMV, @& 030-22626-144
Treptow-Kdpenick

Henry Baumfelder, Edith Bednarski,
llona Sechting (Bezirksleitung)

Treffen aktiver Mitglieder zum Erfah-
rungsaustausch jeden 2. Donnerstag im
Monat um 19.30 Uhr im Beratungszentrum
Kopenick, BahnhofstraBe 5

Kontaktmoglichkeit in allen bezirklichen
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen
Beratungszeiten
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Energieverbrauchs- und
Heizkosteniiberpriifung
bei Zentralheizungen

Heizkostenabrechnung einsenden!

Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern geméaB Berliner Heiz-
spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Uberpriifung des Energieverbrauchs
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebauden (mit mindestens sechs
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck konnen Ener-
gieverbrauch und Kosten mit anderen Gebauden in Berlin verglichen werden.
Die vom Energiesparberatungsbiiro KEBAB fiir den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sieben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des
Eurolabels fiir Haushaltsgerate.

Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in lhrem Wohngebaude bendtigen
wir von lhnen mindestens eine Heizk ostenabrechnung (besser: auch die des
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Warmemenge (wichtig!), des Baualter s
des Wohngebéudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des
Energietragers (Gas, 0l) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwérme,
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erlauterungen.
Wurde fiir das von lhnen bewohnte Gebéude nach Heizspiegel ein (dringender)
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterver ein fiir Sie tatig
werden und den Gebdudeeigentiimer mit der Diagnose k onfrontieren.
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen
von Seiten des Vermieters durchgefiihrt werden, kann es zur Uberschreitung
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Uberpriifung von Ener gieverbrauch
und -kosten beinhaltet ausdriicklich keine Rechtsheratung.

Bitte senden Sie lhre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V. — Heizspiegeliiberpriifung -
SpichernstraBe 1, 10777 Berlin

Berliner Heizspiegel

Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

Guter Rat...

... und gar nicht teuer!

Die Broschiiren

Die Broschliren des Deutschen Mieterbundes haben einen
Umfang von 80 bis 100 Seiten und kosten 6 Euro bzw. 5 Euro (*).

Tipps und Ratschlage zu Alltagsfragen

Gesetze, Urteile,
Vertragsklauseln

Kiindigung, Kaution, Makler, Abstand

Geld sparen
beim Umzug

Tipps zum Wohnungswechsel

Mieter- und Vermieterkiindigung

Kiindigungsfristen, Nachmieter, |
. Eigenbedarf, Sozialklausel

Wohnwertverbesserung & Energieeinsparung

Mietermodernisierung

niedriger Verbrauch

Plattenbau

Klasse,
die mindestens erzielt
werden sollte fiir:

Mauerwerksbau ("

Klasse,
die mindestens erzielt
werden sollte fiir:

50-100 B Neubau ab 1995 @ Neubau ab 1995 @
150-200 D Baujahr ab 1973 @) Baujahr ab 1984 @
Baujahr bis 1972 @) Baujahr bis 1983 @)

Handlungsbedarf ¥

iiber 300 (<P dringender Handlungsbedarf @

sehr hoher Verbrauch

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder
Einzelofenheizungen sowie Heizanlagen in klei-
neren Gebauden (weniger als 6 Wohnungen)
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbrauche konnen hier sehr stark schwanken,
da der Einfluss des Nutzers iiberwiegt. Eine ers-
te Orientierung ist jedoch maglich. Die Energie-
klassen des Heizspiegels beziehen sich grund-
satzlich auf Verbréuche von Gebauden, nicht
von Wohnungen. Sehr aufschlussreich ist aller-
dings der Vergleich mit Wohnungswerten.

(2) Die Klasse B sollte nach der geltenden War -

meschutzverordnung von 1995 erreicht werden.

Gesetzlich vorgeschrieben ist ein errechneter Be-
darfswert, nicht die hier ermittelte Verbrauchs-
klasse.

(3) Diese Klassen konnen zu B und C verbessert
werden, indem z. B. Brennwerttechnik, eine gute
Heizungsregelung, AuBenwandddmmung und
Waérmeschutzverglasung genutzt werden.

(4) Die Gebaude dieser Klassen zeichnen sich oft
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung
sind in der Regel erforderlich. Eine Uberpriifung
der Abrechnung, der Haustechnik und der Ge-
béaudesubstanz sollte hier unbedingt erfolgen.

Heizkosten und kalte Nebenkosten Miete kirzen — wann & wie?

Wohnungsmangel
und Mietminderung

Muster-Abrechnung
und Checklisten

Die Broschiiren sind erhaltlich in den Beratungszentren und in der
Hauptgeschaftsstelle des Berliner Mietervereins, SpichernstraB8e 1,
10777 Berlin wéahrend der Geschéftszeiten oder beim DMB- Verlag,
10169 Berlin oder im Inter net unter www.mieterbund.de
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Weitere Details unter www.urania.de

Montag, 1.2.

15.30 Uhr Johannes Prittwitz: Die Zisterzienser in der Mark Brandenburg®

16.30+19 Uhr Spielfilm: Der groBe Tag

17.30 Uhr Prof. Dr. Andreas Michalsen: Heilfasten als Heilungsimpuls*

19.30 Uhr Prof. em. R. Reichwein: Entstehung und Vermeidung von Konfliktpotenzialen*

Berliner Mieterverein e.V., Spichernstrafie 1, 10777 Berlin
Postvertriebsstiick, DPAG, Entgelt bezahlt

Dienstag, 2.2.

15.30 Uhr Dr. Gunnar Strunz: Der Deutsche Orden — eine GroBmacht des Mittelalters*
16.30+19 Uhr Spielfilm: Der groBe Tag

17.30 Uhr Hubert Seipel: Putin*

19.30 Uhr Klaus-Peter Geese: Rotkdappchen — der Wandel im Sektmarkt*

Mittwoch, 3.2.
15.30 Uhr Dr. G. H. M. Komander: Marc Chagall, biblische Poesie und irdische Farben*
16.30+19 Uhr Spielfilm: Der groBe Tag
17.30 Uhr Prof. Dr. med. Friedrich Wilhelm Lohmann: Bluthochdruck vorbeugen*
19.30 Uhr Prof. Dr. Christian von Scheve: Kollektive Emotionen
als Herausforderung pluraler Gesellschaften*

Donnerstag, 4.2.
15.30 Uhr Prof. Dr. med Jorg Spitz: Weltkrebstag — Krebszellen mdgen keine Sonne*
16.30+19 Uhr Spielfilm: Familienbande
17.30 Uhr Prof. Dr. Norbert Kathmann: Zwangsstorungen erkennen und behandeln*
19.00 Uhr Urania auBer Haus: Jochen Metzger: Zahlungsverkehr 2.0 —

Wie Internet und Smartphones das Bezahlen verandern, Eintritt frei
19.30 Uhr Dr. Martina Fischer: Zivile Konfliktbearbeitung*

Freitag, 5.2.

15.30 Uhr Elke Krauskopf: Das Stadel Museum in Frankfurt am Main*

17.30 Uhr  Sigrid Engelbrecht: Schalt’ die Welt auf Pause*

19.30 Uhr Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfgang Eberhardt, Prof. Dr. Gerd Gantefor:
Die Energiewende — Pro und Contra*

Montag, 15.2.

15.30 Uhr Dr. Th. Schéfer: Wie frei sind wir — und was bedeutet das fiir unser Leben?*

16.30+19 Uhr Spielfilm: Das brandneue Testament

17.30 Uhr Anja Grothe: Der DreiBigjéhrige Krieg — Arch@ologen ermitteln*

19.30 Uhr Vortrag mit Podiumsdiskussion: Wie gelingt die Organisation der Integration
von Fliichtlingen und Zuwanderern als Beitrag nachhaltiger
Stadtentwicklung? Eintritt frei

Dienstag, 16.2.

16.30+19 Uhr Spielfilm: Das brandneue Testament

17.00 Uhr Gesundheitstag: Volkskrankheit — Arthrose

20.00 Uhr Podiumsdiskussion: Volker Beck, Prof. Dr. Micha Brumlik, Imam Ender Cetin,
Dr. Markus Drage: Wie viel Religion vertragt der Staat?

Mittwoch, 17.2.

15.30 Uhr Prof. Dr. med. Fritz von Weizsécker: Erhohte Leberwerte — was tun?*

17.30 Uhr Dr. Thomas Olbricht, Sarah Sonderkamp: Private view — Cindy Sherman*

19.30 Uhr Buchvorstellung: Prof. Dr. Andraes Nachama, Prof. Dr. Walter Homolka: Basis-
wissen Judentum — Religion, Philosophie, Geschichte und heutiges Leben*

Donnerstag, 18.2.

15.30 Uhr Gabriele Teutloff, Jiirgen Alex: Die Villencolonie Alsen*

17.30 Uhr Live-Multimedia Vortrag: Kai-Uwe Kiichler: Hurtigruten —

Norwegen mit dem Postschiff*

20.00 Uhr Live-Multimedia Vortrag: Kai-Uwe Kiichler: Abenteuer Island —

Magie einer Insel*

Samstag, 6.2.

11.00- Der KulTouren-Reisetag in der Urania mit 6 Multimediavortrige

16.00 Uhr von Stefan Eggert, Dr. Gunnar Strunz, Dr. Gerhild Kommander,
Dr. Matthias Miiller-Lentrodt, Heidrun Richter, Eintritt frei

Sonntag, 7.2.
10.30 Uhr Politisches Café mit Prof. Dr. Peter Neumann u. a.:
Islamistischer Terror in Europa — wie gefahrdet sind wir?

Montag, 8.2.

15.30 Uhr Carl-P. Steinmann: Das beriichtigte Zellengeféngnis in der Lehrter StraBe*

16.30+19 Uhr Spielfilm: Familienbande

17.30 Uhr Michael Thoss: Digitale Gesundheit — IT im Krankenhaus*

19.30 Uhr Prof. Dr. Stefan Gold: Wenn Kummer das Herz bricht — Der Zusammenhang
zwischen Depression/Stress und korperlichen Erkrankungen®

Dienstag, 9.2.
15.30 Uhr Rainer Reusch: Georg Baselitz oder wie das Befolgen
der eigenen Paranoia die Welt auf den Kopf stellt*
17.30 Uhr Klaus Kloppel: Breslau — européische Kulturhauptstadt 2016*
19.30 Uhr Live-Multimedia Vortrag: Torsten Weigel — 23° Siid.
Abenteuer Weltumrundung*

Mittwoch, 10.2.
15.30 Uhr Christian W. Engelbert: Borreliose — die Syphilis der Neuzeit?*
17.30 Uhr Thomas R. Hoffmann: Max Beckmanns Liebe zu Berlin*
19.30 Uhr Prof. Dr. Marco Bohnhoff: Hydraulic Fracturing —
Eine wissenschaftliche Bestandsaufnahme* Eintritt frei

Donnerstag, 11.2.
15.30 Uhr Johannes Prittwitz: Ernst LitfaB — Der ,,Saulenheilige” aus der AdlerstraBe*
17.30 Uhr Vladislav Martynek: Der Norden Spaniens*

Freitag, 12.2. .

16.00 Uhr Prof. Dr. Giinter M. Ziegler: Panorama der Mathematik, Ill — Uber Fehler*
17.30 Uhr Nina DeiBler: Flirten — Lebensphilosophie zur Leichtigkeit*

19.30 Uhr Prof. Dr. phil. Benigna Gerisch: Wenn Frauen an der Liebe verzweifeln*

Samstag, 13.2.

Freitag, 19.2.

15.30 Uhr Elke Krauskopf: Gustav Klimt — Im Bann der Frau*

17.30 Uhr Dr. med. Achim Kiirten: Hausapotheke — Bewéhrtes und Neues*

19.30 Uhr Diskussion: Wie ist Syrien noch zu retten?
Prof. Dr. Mamoun Fansa, Dr. Michael Liiders, Friederike Stolleis
Moderation: Dietmar Ringel

20.00 Uhr POWER! PERCUSSION-Show

Samstag, 20.2.

16-17.30 Uhr Workshop: LET'S PLAY DRUMS!
20.00 Uhr POWER! PERCUSSION-Show

Sonntag, 21.2.
10.30 Uhr Workshop: Der Ich-kann-nicht-singen-Chor mit Michael Betzner-Brandt
15.00 Uhr Familienkonzert: Fiir Elise — Wie Beethovens Meisterwerk

WIRKLICH entstand...

Montag, 22.2.

15.30 Uhr Rainer Haubrich: Berlin — Glanz und Elend eines Stadthildes*
16.30+19 Uhr Spielfilm: Wie auf Erden

17.30 Uhr Klaus-Werner Haupt: Okzident & Orient*

19.30 Uhr Prof. em. Regine Reichwein: Emotionale Gleichgiiltigkeit®

Dienstag, 23.2.

16.30+19 Uhr Spielfilm: Wie auf Erden

19.30 Uhr Infotainment Achim Sam: , Iss was?!” — Low Carb, Vegan,
Weizen-Wampe, Paleo — locker bleiben im Erndhrungswahn!*

Mittwoch, 24.2.
15.30 Uhr Prof. Dr. med. Uwe Trefzer: Die Haut — das gréfte Organ des Menschen*
17.30 Uhr Dr. des. Katja Brinkmann: Syrien — Nachbar im Fadenkreuz
19.30 Uhr Dr. Gregor Gysi, Jakob Augstein: Ausstieg links?
Eine Bilanz nach 25 Jahren als Politiker in der ersten Reihe*

Donnerstag, 25.2.

15.30 Uhr K. Schwahlen: Tempelhof — wunderbare Mischung aus Weltstadt und Provinz*
17.30 Uhr Mario Naujoks: Rom, Assisi und Vicenza*

19.30 Uhr Prof. Dr. Ludger Schiffler: Wie helfe ich mir beim Fremdsprachenlernen?*

11.00 Uhr Interaktiver Workshop: Sabine Asgodom: Liebe wild und unersittlich* Freitag, 26.2. .

16.00 Uhr Kinderballett: Hinsel & Gretel 20.00 Uhr Swing-Gala-Show: The Ebony Big Band Jazz Orchestra
17.30 Uhr Dr. Wolfgang Kriiger: Wege aus der Beziehungsroutine* Samstag, 27.2.

19.30 Uhr Dr. Oskar Holzberg: Schliisselsétze der Liebe* 20.00 Uhr Flamencoshow: Azabache Flamenco

Sonntag, 14.2. Montag, 29.2.

10.30 Uhr Das Philosophische Café mit Prof. Dr. Lutz von Werder:
Von der Liebe und vom Lachen
16.00 Uhr Hansel & Gretel, Kinder- und Jugendballett des Staatsballetts Berlin

15.30 Uhr Dr. Thomas Schifer: Was ist Gliick?*
17.30 Uhr Dr. med. Olaf Gding: Das Blut und seine Bestandteile*
19.30 Uhr Sylvia Wetzel: Wer bin ich, wenn ich ,ich” sage?*

0mU = Originalfassung mit deutschen Untertiteln - OF = Originalfassung - U = Uberlénge - * = Vortrag - Ausfiihrliches Programm in der Urania
oder unter www.urania.de - Eintrittspreise (Vortrage/Filme): 8,00/9,00 € - ErmaRigte Eintrittspreise fiir Mitglieder des Berliner Mietervereins
unter Vorlage des Einzahlungsbelegs 2016 und Personalausweises: 6,50/7,50 € - Urania-Mitglieder 4,50/5,50 €




	INHALT
	INTRO
	Leserbriefe
	Impressum
	Beratungsstelle Torstraße hat geschlossen
	Mein BMV
	MieterMagazin online lesen
	Telefonische Kurzberatung
	Sozialgipfel
	Samstagsberatung auch ohne  Termin
	Neues Beratungsangebot in Reinickendorf
	Bezirksmitgliederversammlungen 2016
	Mietspiegel 2017 - Wohnlagenfestlegung im Mietspiegel
	Vorstands-Sprechstunde
	Augenblicke - Leserfoto des Monats

	PANORAMA
	Mietvertragsformulare: Keine Wohnfläche vereinbart
	Buchtipp: Gemeinsam wohnen in Europa
	Milieuschutz in Friedrichshain-Kreuzberg: Vorkauf statt Verkauf
	„Soziale Stadt“: Senat baut Quartiersmanagement aus
	Enquete-Kommission Neue Energie: Verspätung in den Fahrplan eingebaut
	Hartz IV-Empfänger zahlen bei der Miete mit
	EnEV 2016: Strengere Energieanforderungen an Neubauten
	Neue Berliner Bauordnung: Rauchwarnmelder werden Pflicht
	Concierge-Kosten: Der Hund wird gestrichen
	Buchtipp: Die Schönheit stümperhafter Maklerfotografie
	Wohnlagenänderung: Anträge jetzt stellen
	Zusammenarbeit gegen Wohnungsverlust: Vorbild mit Makel
	Michael-Brückner-Straße 8: In die Obdachlosigkeit entlassen
	Grundsteuer: Nachzahlungen abgewehrt
	„Variowohnen“: Klein, preiswert, flexibel
	Eine Lösung muss her
	Infotipp: Höheres Wohngeld seit Januar

	TITEL
	Der Kündigungsschutz wird ausgehöhlt 
	Gründe, Klauseln, Fristen: Ihr Recht in Sachen Kündigung

	HINTERGRUND
	Mietrechtsreform Teil zwei: Auf gutem, aber halbem Weg
	Wohnungsneubau: Bauland verzweifelt gesucht
	Kabelnetzbetreiber: Ordnung ins Kabelgewirr
	Berliner Dienstmädchen um 1900: Auguste auf dem Hängeboden
	Boxen für Paketzusteller: Postkasten XXL

	EXTRA Nachbarschaft
	Zwei Nachbarschaften in Berlin: In guten und schlechten Zeiten
	Digitale Netzwerke: Nachbarschaft 2.0
	Nachbarschaftszusammenschlüsse: Solidarität im Ernstfall
	Nachbarschaft mit „Anderen“: Integration beginnt  an der Haustür
	Nachbarschaften und soziale Abgrenzung: Arm und Reich rücken auseinander
	Gebaute Nachbarschaften: Platz für Kommunikation
	Nachbarschaftskonflikte: Friedliche Lösungen suchen

	MIETRECHT
	Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes
	Instanzen-Rechtsprechung

	SERVICE
	Die BMV-Beratungszentren
	Bitte beachten Sie! Hinweise zur Rechtsberatung
	Bitte beachten Sie: Hinweise zur Rechtsberatung
	Öffnungszeiten der Beratungszentren
	Weitere Beratungsstellen
	Geschäftsstelle
	Servicetelefon
	Mieterverein Online
	Telefonberatung
	Beratungsangebote rund um die Wohnung
	MieterMagazin online lesen
	Zusatzangebote in Kooperation mit Partnern
	Nützliche Links
	Ehrenamtliches Engagement




